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� Vorwort

Im Rahmen des Arbeitskreises City-Bahnhöfe veranstaltete die Clearingstelle Jugendhil-
fe/Polizei im April 2006 einen Fachtag zum Thema „Informationsweitergabe zwischen Straßen-
sozialarbeit und Polizei – Möglichkeiten und Grenzen des Datenschutzes“. Dessen Verlauf wird
mit dem vorliegenden Reader dokumentiert.

In der Arbeit mit Klienten/-innen auf der Straße gibt es für Sozialarbeiter/innen immer wieder
spezifische datenschutzrechtliche Fragen, auch im Kontakt mit der Polizei. Oft geht es dabei
um die Weitergabe von Informationen in die eine oder andere Richtung. Der Fachtag sollte sich
mit charakteristischen, praxisorientierten Fragen dieses Themenfeldes beschäftigen, z.B.: Wie
müssen Klientendaten aufbewahrt werden? Dürfen diese zwischen einzelnen Projekten aus-
getauscht werden? Wie ermitteln Polizei und Ordnungsamt Daten und in welcher Weise tau-
schen sie diese aus? Wie soll mit (behördlichen) Anfragen an Sozialarbeiter/innen bzw. Poli-
zeibeamte/-innen umgegangen werden? Neben den Grundlagen des Datenschutzes wurden
diese und weitere Fragestellungen rund um das oben genannte Themenfeld auf dem Fachtag
geklärt.

Die vorliegende Dokumentation fasst die Vorträge der beteiligten Referentinnen und Referenten
zusammen. Im Anhang findet sich eine Zusammenstellung der rechtlichen Grundlagen zum
Thema. Bis in die 1980er Jahre erfolgte ein großer Teil der Datenerhebung, Datenspeicherung
und des Datenabgleichs auf Grundlage der polizeirechtlichen Generalklausel. Mit dem abge-
druckten Entscheid des Bundesverfassungsgerichts zur Volkszählung von 1983 wurden spezi-
alrechtliche Normen eingefordert und dem folgend umgesetzt. Aus diesem Grund ist der Ent-
scheid dem Anhang dieser Dokumentation ebenfalls beigefügt.

Wir bedanken uns an dieser Stelle noch einmal herzlich bei den Referentinnen und Referenten
Frau Dr. Federrath, Herrn Schmidt, Frau Hartwig, Frau Schmidtchen und Herrn Lungwitz für ihre
engagierten Fachbeiträge während des Fachtages und ihre inhaltliche Prüfung der hier abge-
druckten Beiträge.

Ein besonderer Dank gebührt unserer Kollegin Annika von Walter für ihre tatkräftige Unterstüt-
zung bei der inhaltlichen Vorbereitung, der organisatorischen Durchführung des Fachtags und
der redaktionellen Mitarbeit an dieser Dokumentation. Die Praktikantinnen Anne Schöbel, Kers-
tin Wilhelm und Iris Scheuberth, die unser Projekt seit dem Fachtag zeitweise unterstützten,
haben ebenfalls einen großen Anteil an der Fertigstellung, da sie uns – neben der redaktionel-
len Arbeit – auch insoweit entlastet haben, dass uns die Zeit für die Erstellung der Dokumenta-
tion zur Verfügung stand.

Konstanze Fritsch, Jürgen Schendel
Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei
im Januar 2007
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� Dr. Claudia Federrath, Referent/in beim Berliner Beauftragten für
Detlef Schmidt Informationsfreiheit und Datenschutz

An der Urania 4-10
10787 Berlin
Tel.: 030 – 13 899 315/ -112
federrath@datenschutz-berlin.de
d.schmidt@datenschutz-berlin.de

� Das Datenschutzrecht mit besonderer Berücksichtigung der Rechtsgrund-
lagen für die Jugendhilfe

Ich möchte Ihnen zunächst einen Überblick über das allgemeine Datenschutzrecht und die ins-
besondere im Rahmen der Jugendhilfe und Sozialarbeit einschlägigen Rechtsgrundlagen ge-
ben. Einzelne praktische Fragen können anschließend erörtert werden.

���� Datenschutz
Zunächst stellt sich die Frage, was Datenschutz eigentlich ist. Der Begriff „Datenschutz“ ist et-
was verwirrend: Es behandelt nicht den Schutz von Daten, sondern das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung des/der Einzelnen. Dieses wird aus dem allgemeinen Persönlichkeits-
recht gemäß Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes herge-
leitet. Das Bundesverfassungsgericht hat 1983 im so genannten Volkszählungsurteil das Recht
auf informationelle Selbstbestimmung hergeleitet. Demnach gewährleistet das Grundrecht die
Befugnis des/der Einzelnen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und Verwendung der eige-
nen persönlichen Daten zu bestimmen. Der/die Bürger/in hat das Recht zu wissen, wer was
wann und bei welcher Gelegenheit über ihn/sie weiß. Dieser Grundsatz hat heute für das ge-
samte Datenschutzrecht Geltung.

���� Personenbezogene Daten
Die Datenschutzgesetze beziehen sich auf personenbezogene Daten. Laut Bundesdaten-
schutzgesetz, allen Landesdatenschutzgesetzen und den bereichsspezifischen Vorschriften
sind unter personenbezogenen Daten Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhält-
nisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person – damit ist der/die Betroffene
gemeint – zu verstehen. Dabei ist nicht die Qualität oder der Grad der Sensibilität der Daten
ausschlaggebend. Mit personenbezogenen Daten sind alle Einzelangaben über eine bestimmte
Person gemeint. Dazu gehören neben dem Namen, Vornamen, Geburtsdatum und der Tele-
fonnummer auch Daten wie beispielsweise die Steuernummer oder das Autokennzeichen.

Grundsätzlich ist eine Datenverarbeitung immer dann zulässig, wenn ein Gesetz oder eine an-
dere Rechtsvorschrift sie erlaubt, also eine konkrete Befugnisgrundlage besteht, oder aber
wenn der/die Betroffene eingewilligt hat.

� Datenverarbeitung
Mit Datenverarbeitung ist nicht nur der Umgang mit Daten in automatisierter Form gemeint.
Datenverarbeitung umfasst die Erhebung, Speicherung, Veränderung, Weitergabe, Löschung,
Sperrung und die sonstige Nutzung (z. B. Vergleich, Veröffentlichung) von personenbezogenen
Daten. Dazu gehört der Dateneintrag in eine Akte, die Speicherung auf einem PC, aber auch
eine Zettelnotiz, eine Information auf einem Video- oder Tonband und Ähnliches. Sobald in
irgendeiner Form personenbezogene Daten verarbeitet werden, muss das gesamte Rege-
lungswerk der Datenschutzgesetzgebung berücksichtigt werden.

���� Geltungsbereich der Datenschutzgesetze
Die unterschiedlichen Anwendungsbereiche der verschiedenen Datenschutzgesetze sind auf
den ersten Blick verwirrend. Dabei gilt das Bundesdatenschutzgesetz für alle öffentlichen Stel-
len des Bundes (beispielsweise Bundesministerien) und für alle nicht öffentlichen Stellen (zum
Beispiel private Stellen, Unternehmen und freie Träger).
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Daneben gibt es die Landesdatenschutzgesetze, die die Datenverarbeitung der öffentlichen
Stellen der Länder regeln. Für die Behörden des Landes Berlin, also Bezirksämter, Jugendäm-
ter etc. ist das Berliner Datenschutzgesetz ausschlaggebend.

Im oben genannten Urteil hat das Bundesverfassungsgericht u.a. geregelt, dass Datenverar-
beitung in erster Linie in bereichsspezifischen Rechtsvorschriften geregelt werden muss. Neben
dem Bundes- und den Landesdatenschutzgesetzen gibt es daher eine Vielzahl von unter-
schiedlichen Gesetzen, die spezielle Datenschutzvorschriften für den jeweiligen Bereich bein-
halten. Im konkreten Fall sind immer zunächst die bereichsspezifischen Gesetze einschlägig
bevor die allgemeinen Vorschriften gelten. Bereichsspezifische Gesetze sind beispielsweise
das Telekommunikationsgesetz (TKG), das Bundeszentralregistergesetz (BZRG) oder das
Bundesstatistikgesetz (BStatG). Ein weiteres Beispiel ist das Allgemeine Sicherheits- und Ord-
nungsgesetz (ASOG), das die Datenverarbeitung der Polizei regelt.

Für die zwölf Bücher des Sozialgesetzbuches (SGB I bis XII) ist in den §§ 67 ff. SGB X ein gan-
zer Abschnitt enthalten, der die Datenverarbeitung in diesem Bereich regelt. Diese Vorschriften
haben für alle Sozialgesetzbücher, also auch für das SGB VIII, das die Kinder- und Jugendhilfe
regelt, Gültigkeit. Einzelne Datenverarbeitungsvorschriften können aber auch in den anderen
Büchern des SGB enthalten sein und ergänzen die Vorschriften des SGB X.

���� Sozialgeheimnis, Sozialdaten
Der § 35 Abs. 1 SGB I liefert eine Definition des Sozialgeheimnisses: „Jeder hat Anspruch dar-
auf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Abs. 1 Zehntes Buch) von den Leistungsträ-
gern nicht unbefugt erhoben, verarbeitet oder genutzt werden (Sozialgeheimnis)“. Dabei defi-
niert der § 67 Abs. 1 SGB X Sozialdaten als personenbezogene Daten, „die von einer in § 35
des ersten Buches genannten Stelle im Hinblick auf ihre Aufgaben nach diesem Gesetzbuch
erhoben, verarbeitet oder genutzt werden“. Mit den in § 35 SGB I genannten Stellen sind die so
genannten Leistungsträger gemeint, also Körperschaften, Anstalten oder Behörden, die Sozial-
leistungen erbringen. Hierzu zählen beispielsweise die Jugendämter (Leistungen für Kinder,
Jugendliche und ihre Familien), Sozialämter (Leistungen der Sozialhilfe) Jobcenter (Leistungen
der Grundsicherung für Arbeitssuchende) oder Wohngeldstellen und BAföGÄmter. Für diese
Leistungsträger gilt das Sozialgeheimnis; Sozialdaten dürfen entsprechend nur unter den ge-
nannten Vorraussetzungen verarbeitet werden.

Zusammenfassend kann man sagen, dass Sozialdaten unter einem besonderen Schutz, näm-
lich dem Sozialgeheimnis, stehen. Sie dürfen nicht unbefugt – das heißt, ohne Rechtsgrundlage
oder ohne Einwilligung des/der Betroffenen, verarbeitet, erhoben und genutzt werden.

Weil das Sozialgeheimnis auch innerhalb des einzelnen Leistungsträgers besteht, dürfen Sozi-
aldaten auch innerhalb dieser Stelle nicht Unbefugten, beispielsweise Sachbearbeitern/-innen
anderer Bereiche, zugänglich gemacht werden. Mitarbeiter/innen, die aus dem Dienst aus-
scheiden, haben auch danach das Sozialgeheimnis zu beachten.

���� Erhebung, Verarbeitung und Übermittlung von Daten
In § 67 SGB X finden sich Begriffsbestimmungen z. B. über die Erhebung, Verarbeitung oder
Übermittlung von Daten.
In § 67 a SGB X ist geregelt, dass Daten nur dann erhoben werden dürfen, wenn „ihre Kenntnis
zur Erfüllung einer Aufgabe der erhebenden Stelle nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist“
(Erforderlichkeitsgrundsatz).
Auch § 67 b SGB X regelt die Zulässigkeit der Datenverarbeitung und -nutzung.
Laut § 67 c SGB X ist für das Speichern, Verändern oder Nutzen von Sozialdaten durch Leis-
tungsträger eine Zweckbindung erforderlich, d.h. Daten dürfen nur für die Zwecke geändert
oder genutzt werden, für die sie gespeichert worden sind.
§ 67 d SGB X regelt die Übermittlung von Sozialdaten. Die Übermittlung von einem Leistungs-
träger an andere Stellen ist nur dann zulässig, wenn die Vorschriften des SGB X eine Über-
mittlungsbefugnis enthalten.

Schließlich bezieht sich der § 78 SGB X auf die Datenübermittlung an Dritte, d.h. an solche
Stellen, die nicht Leistungsträger sind. Nimmt ein Leistungsträger die Dienste eines freien Trä-
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gers in Anspruch, so ist sicherzustellen, dass der Schutz der personenbezogenen Daten bei der
Erhebung und Verwendung in entsprechender Weise gewährleistet wird. Das Sozialgeheimnis
gilt also auch für nicht öffentliche Stellen. Das kann vertraglich geregelt sein. Findet eine solche
Datenübermittlung an Dritte, beispielsweise an freie Träger statt, so gilt für sie eine besondere
Zweckbindung der Daten: Sie dürfen die Daten nämlich nur für den Zweck verarbeiten, zu dem
sie ihnen übermittelt worden sind. Die Daten sind im selben Unfang geheim zu halten, wie es
den Mitarbeitern/-innen des Leistungsträgers selbst obliegt. Dabei ist wichtig, dass der Leis-
tungsträger auf diese Pflicht hinweist.

Wie gesagt, das SGB X wird durch spezielle Datenschutzvorschriften für den Bereich der Kin-
der- und Jugendhilfe ergänzt. So enthalten die §§ 61 ff. im SGB VIII spezielle Datenschutzvor-
schriften, die ergänzend neben den Vorschriften des SGB X anzuwenden sind. Hier wird gere-
gelt, dass auch für private Stellen – z. B. freie Träger, die ja eigentlich dem Bundesdaten-
schutzgesetz unterliegen – ein entsprechender Datenschutzstandard zu gewährleisten ist, so
dass für freie Träger die gleichen Anforderungen gelten wie für die Jugendämter selbst.

Zusammenfassend gelten für die Datenerhebung und -verarbeitung grundsätzlich der Erforder-
lichkeitsgrundsatz sowie die Zweckbindung. Eine Einschränkung bilden hier nur anvertraute
Daten nach dem § 65 SGB VIII. Hiermit sind Daten gemeint, die einem/einer Mitarbeiter/in der
Jugendhilfe nur deshalb von dem/der Betroffenen zur Kenntnis gegeben werden, weil er/sie
sich auf die besondere Verschwiegenheit des/der Mitarbeiters/-in verlässt. Für eine Übermitt-
lung solcher anvertrauter Daten bedarf es einer Einwilligung des/der Betroffenen oder besonde-
rer Umstände, die im § 65 SGB VIII beschrieben sind.

���� Besonders schutzwürdige Sozialdaten
Bei besonders schutzwürdigen Sozialdaten, d.h. beispielsweise Daten über Gesundheitszu-
stände oder Krankheiten, die der strafrechtlichen Schweigepflicht des § 203 StGB unterliegen,
sind besondere Einschränkungen zu beachten. Dieser Vorschrift unterliegen neben z. B. Ärz-
ten/-innen (ärztliche Schweigepflicht) und Anwälten/-innen auch staatlich anerkannte Sozialar-
beiter/innen oder staatlich anerkannte Sozialpädagogen/-innen. Demnach ist eine Offenbarung
von Geheimnissen nur dann zulässig, wenn eine Befugnis zur Offenbarung vorliegt. Eine un-
befugte Offenbarung kann mit einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder einer Geldstrafe
geahndet werden.

Eine solche Offenbarungsbefugnis für besonders schutzwürdige Sozialdaten kann die Einwilli-
gung des/der Betroffenen sein. Diese ist, anders als im Datenschutzrecht, formlos möglich. Zur
eigenen Absicherung ist jedoch die schriftliche Form zu empfehlen. In jedem Fall muss die Ein-
willigung auf der freien Entscheidung des/der Betroffenen beruhen. Der/die Betroffene muss
darüber informiert werden, dass er/sie die Einwilligung widerrufen kann. Bei einer schriftlichen
Einwilligung sollte möglichst konkret bezeichnet werden, welche Daten an wen und zu welchem
Zweck übermittelt werden dürfen. Wichtig ist neben dem Datum auch eine Befristung der Ein-
willigung. Schließlich darf die Unterschrift des/der Betroffenen nicht fehlen.

Minderjährige können nur dann eine Einwilligung erteilen, wenn sie ein Einsichtvermögen ha-
ben und die Tragweite ihrer Entscheidung übersehen können. Dies muss im Einzelfall beurteilt
werden.

In der Praxis stellt sich häufig die Frage, ob Personensorgeberechtigte in so einem Fall kontak-
tiert werden müssen. Hier gibt es einen Konflikt zwischen dem Recht des/der Minderjährigen
auf informationelle Selbstbestimmung und dem ebenfalls im Grundgesetz niedergelegten Erzie-
hungsrecht der Eltern, die auch ein Informationsrecht haben. Mehreren Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts zufolge ist das Elternrecht häufig als vorrangig zu bewerten. Für
diesen Konflikt hat der Gesetzgeber in das SGB VIII mit dem § 8 Abs. 3 eine spezielle Vorschrift
aufgenommen: „Kinder und Jugendliche können ohne Kenntnis des Personensorgeberechtigten
beraten werden, wenn die Beratung aufgrund einer Not- und Konfliktlage erforderlich ist und
solange durch die Mitteilung an den Personensorgeberechtigten der Beratungszweck vereitelt
würde“. Die Kriterien sind zwar streng und müssen immer wieder überprüft werden, ermöglichen
aber dennoch eine Beratung ohne Kenntnis der Personensorgeberechtigten.
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Das Recht der Personensorgeberechtigten auf Information ist ein Grundrecht, d.h., es ist als Ab-
wehrrecht des/der Bürgers/-in gegen den Staat, nicht gegen private Stellen gedacht. Für freie
Träger, die ja private Stellen sind, besteht keine unmittelbare Geltung dieses Elternrechts, so dass
hier eine Beratung ohne die Einschränkungen des § 8 Abs. 3 SGB VIII angeboten werden kann.

Abschließend noch kurz zu der Archivierung von Klientendaten: In allen Datenschutzgesetzen
ist folgende Regelung enthalten: Es müssen die geeigneten technischen und organisatorischen
Maßnahmen getroffen werden, um zu verhindern, dass durch Unberechtigte ein Zugriff auf die
Daten erfolgen kann, oder dass diese verändert oder zerstört werden können. Beispielsweise
müssen Akten der Betroffenen in abschließbaren Schränken verwahrt werden.

���� Nachfragen und Diskussion

Frage:
Ist für die Einwilligung einer Person, z. B. eines Jugendlichen, eine Rechtsmittelbelehrung
zwingend notwendig? Muss man dem Jugendlichen nicht erklären, was seine Einwilligung be-
deutet? Muss man ihm nicht vermitteln, dass es für bestimmte Fragen oder Datenerhebungen
gesetzliche Grundlagen gibt?

Herr Schmidt:
Der Begriff Rechtsmittelbelehrung ist an dieser Stelle nicht korrekt. Eine Rechtsmittelbelehrung
kann es nur geben, wenn sich die Datenverarbeitung – hier konkret die Erhebung – auf eine
Rechtsgrundlage stützen kann. Wenn aber keine gesetzliche Befugnisnorm vorliegt, müssen Sie
sich auf die gleichberechtigte Alternative zur gesetzlichen Regelung, nämlich auf die Einwilligung
des Betroffenen stützen. Bei der Einwilligung haben Sie natürlich die Verpflichtung, den Betroffe-
nen auf die Rechtsfolgen aufmerksam zu machen, d.h., Sie müssen darauf achten, dass der Be-
troffene die Rechtsfolgen erkennen kann und weiß, was eine nicht erteilte Einwilligung nach sich
zieht. Zur Einwilligung gehört dann beispielsweise auch eine Erörterung des Empfängerkreises.

Frage:
Muss man dem Jugendlichen nicht mitteilen, dass es keine Rechtsgrundlage gibt? Sonst könnte
er ja annehmen, er sei verpflichtet, mir eine Auskunft zu geben.

Frau Dr. Federrath:
Entscheidend ist immer, dass eine Einwilligung freiwillig ist. Das muss der Betroffene natürlich
auch wissen. Insofern müssen Sie ihn darauf hinweisen, dass deshalb eine Einwilligung ver-
langt wird, weil es eben keine Rechtsgrundlage gibt für diese Datenübermittlung. Von daher ist
tatsächlich eine Hinweispflicht damit verbunden.

Frage:
Was passiert, abgesehen von den in § 203 StGB vorgesehenen Strafen, wenn Daten unbefugt
weitergegeben werden? Welche Möglichkeiten hat man dagegen vorzugehen, wenn beispiels-
weise ein Leistungsträger Daten an einen weiteren Leistungsträger übermittelt hat?

Frau Dr. Federrath:
Wenn Betroffene der Meinung sind, dass ihre Datenschutzrechte – z. B. durch eine unbefugte
Übermittlung – verletzt wurden, sind wir als Berliner Datenschutzbeauftragte für eine Überprü-
fung zuständig. Jeder hat das Recht, uns anzurufen und den Sachverhalt zu schildern. Wir ge-
hen dem Sachverhalt dann nach. Wenn sich tatsächlich ein Datenschutzverstoß herausstellt,
würden wir mit unseren Mitteln tätig werden.

Herr Schmidt:
Ergänzend muss man darauf hinweisen, dass auch das Datenschutzgesetz selbst Strafbestim-
mungen enthält. Zudem gibt es im Innenverhältnis Sanktionsmöglichkeiten: Wenn ein Mitarbei-
ter wiederholt gegen gesetzliche Regelungen verstößt, die vielleicht nicht strafbewährt sind, wie
z. B. die unbefugte Übermittlung, dann würde ein Arbeitgeber das nicht auf Dauer hinnehmen.
Hier steht das ganze Instrumentarium des Arbeitsrechts zu Verfügung.
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� Martina Hartwig Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg
Jugendamt
Regionale soziale Dienste
Frankfurter Allee 35 - 37
12247 Berlin
Tel.: 030 – 90298-1686
Fax: 030 – 90298-1683
martina.hartwig@ba-fk.verwalt-berlin.de

� Praktische Umsetzung der Datenschutzbestimmungen am Beispiel des Ju-
gendamtes Friedrichshain-Kreuzberg

Ich möchte Ihnen nun berichten, wie wir im Jugendamt Friedrichshain-Kreuzberg mit Datener-
hebung, -übermittlung und -verarbeitung umgehen. Die Grundsätze wurden von Frau Dr. Feder-
rath bereits erläutert. Ich habe mich auf die Themen Aussagegenehmigung, Informationsweiter-
gabe innerhalb des Jugendamtes und an andere Stellen vorbereitet. Beginnen möchte ich mit
dem Thema Schweigepflicht.

���� Schweigepflicht
Wir erheben Sozialdaten, die zum Teil dem besonderen Vertrauensschutz unterliegen und da-
her natürlich einen höchst sensiblen Umgang erfordern. Im Gegensatz zu Mitarbeitern/-innen
des Jugendamtes müssen Streetworker keine Aktenführung erledigen. Sie können sich über
Problemlagen anders informieren als wir im Jugendamt es vermögen. Das heißt, dass wir, wenn
wir Informationen bekommen, sehr sensibel mit der Verarbeitung dieser Daten umgehen müs-
sen.

§ 203 Abs. 1 StGB bezieht sich auf die strafrechtliche Schweigepflicht, denen Sozialarbeiterin-
nen und Sozialarbeiter unterliegen. Daneben sind auch Private Geheimnisse  nach § 35  SGB I
und den §§ 61 ff. des SGB VIII geregelt.
Die Weitergabe von privaten Geheimnissen ist dann strafbar, wenn sie unbefugt ist. Frau Dr.
Federrath erwähnte bereits Rechtfertigungsgründe für die Weitergabe. Dazu zählt die Einwilli-
gung des/der Betroffenen. Bei Leistungen der Jugendhilfe wird die Einwilligung immer mit der
Unterschrift des/der Klienten/-in unter der Antragstellung eingeholt.

Ein anderer Rechtfertigungsgrund für die Datenweitergabe ist ein gesetzlicher Auftrag. Dies ist
zum Beispiel in der Bewährungshilfe der Fall. Weitere Rechtfertigungsgründe sind die Pflicht
zur Zeugenaussage im Strafprozess sowie die Regelungen zur Anzeigepflicht.
Damit benenne ich ein großes Spannungsfeld für die Sozialarbeiter/innen und Sozialpädago-
gen/-innen im Jugendamt. Einerseits erhalten wir vertrauenswürdige Daten, anderseits unterlie-
gen wir aber nicht, wie z. B. Ärztinnen und Ärzte, dem Zeugnisverweigerungsrecht. Sozialar-
beiter/innen und Sozialpädagogen/-innen im Jugendamt sitzen zwischen zwei Stühlen, nämlich
dem Vertrauensverhältnis gegenüber den Klienten/-innen einerseits und dem Rechtfertigungs-
druck andererseits. Beide Seiten zu berücksichtigen stellt sich als besondere Problemlage her-
aus.

Grundsätzlich kann man sagen, dass ein/e Sozialarbeiter/in des Jugendamtes verpflichtet ist,
ihm/ihr bekannt gewordene, geplante schwerwiegende Straftaten, wie z. B. Mord, anzuzeigen.
Dem muss er/sie nicht nachkommen, wenn er/sie mit sozialpädagogischen Mitteln (wie z.B.
einem Gespräch als Methode der Sozialarbeit) die Tat verhindern kann. In diesem Fall wäre
Straffreiheit gegeben.

Es gibt dagegen keine Verpflichtung, abgeschlossene Straftaten zur Anzeige zu bringen, solan-
ge schutzwürdige Interessen von Kindern und Jugendlichen nicht betroffen sind. Der Grundsatz
„Kinderschutz vor Datenschutz“ spielt hier eine wichtige Rolle.

���� Zeugnisverweigerungsrecht
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Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter gehören nicht zur Berufsgruppe nach § 53 stopp, denen
das Zeugnisverweigerungsrecht zugesprochen  ist.  Ausnahmen bilden hier Sozialarbeiterinnen
und Sozialarbeiter in anerkannten Beratungsstellen nach § 3 des Gesetzes zur Aufklärung,
Verhütung, Familienplanung und Familienberatung und der Drogenberatung.
Auf das Zeugnisverweigerungsrecht, wie Ärzte/-innen, Geistliche oder Rechtsanwälte/-innen es
besitzen, können sich Sozialarbeiter/innen und Sozialpädagogen/-innen also  nicht berufen und
müssen daher auf Verlangen als Zeugen/-innen aussagen. Hierzu gibt es ein (allerdings schon
länger zurückliegendes) Urteil des Bundesverfassungsgerichts mit einer interessanten Begrün-
dung: Die Gespräche zwischen Klienten/-innen und Mitarbeitern/-innen des Jugendamtes seien
nicht durch ein höchstpersönlichen Vertrauensverhältnisse gekennzeichnet; der/die Klient/in
könne daher gar nicht erwarten, dass offenbarte Sozialgeheimnisse verschwiegen würden.
Meiner Meinung nach hat sich seitdem vieles verändert. Dem Datenschutz wird inzwischen
wesentlich  mehr Bedeutung zugemessen. Die Thematik wurde aber seither nicht neu verhan-
delt. Aus meiner Sicht stehen die vertraulichen Beratungen in der Sozialarbeit inzwischen im
Vordergrund. Hier kann sich der Klient oder die Klientin darauf verlassen, dass seine/ihre Daten
schutzwürdig bearbeitet und behandelt werden. Ich verweise in diesem Zusammenhang noch-
mals auf die datenschutzrechtlichen Regelungen der Sozialgesetzbücher.

���� Aussagegenehmigung
Damit kommen wir zum Thema der Aussagegenehmigung. Diese ist im § 27 des Landesbe-
amtengesetzes (LBG) geregelt. Absatz 1 behandelt die Versagung einer Aussagegenehmigung
unter bestimmten Vorraussetzungen, nämlich immer dann, wenn dem Bund oder dem Land
Nachteile bereitet oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich gefährdet oder erheblich
erschwert werden. Die Entscheidung, ob eine Aussagegenehmigung beim öffentlichen Träger
erteilt wird, ist in Absatz 4 geregelt. Der oder die Leiter/in der Dienststelle entscheidet über die
Genehmigung. Mit der Ladung zur Aussage wendet sich der/die Mitarbeiter/in an den/die
Dienstvorgesetzte/n. Wenn es nicht zu einer Aussage kommen soll, muss dies ausgeführt wer-
den. Es liegt dann im Ermessen des/der Vorgesetzten, über die Aussagegenehmigung zu ent-
scheiden. Für Angestellte ist die Angelegenheit im § 9 Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT)
analog geregelt.

In jedem Fall muss zwischen den Strafverfolgungsinteressen einerseits und der Wahrnehmung
öffentlicher Aufgaben andererseits abgewogen werden. Jugendgerichtshelfer/innen beispiels-
weise erhalten unter Umständen im Rahmen eines Anti-Gewalt-Trainings Kenntnis von Dingen,
die einer Strafrechtsverfolgung dienlich wären. Gleichzeitig arbeiten sie aber, weil sie die jungen
Menschen im Rahmen der Gerichtsverhandlung als Jugendgerichtshilfe vertreten, mit den Ju-
gendlichen zusammen. In diesem Fall ist es ein Abwägungsprozess, inwieweit das Vertrauens-
verhältnis zu den Jugendlichen durch eine Aussage geschädigt würde.

Für Mitarbeiter/innen freier Träger ist eine Aussagegenehmigung nicht notwendig. Werden dem
freien Träger Sozialdaten vom öffentlichen Träger übermittelt, gilt  hier der Zweckbindungs-
grundsatz gem. § 78 SGB X und somit die Geheimhaltungspflicht gem. § 35 SGB I. Mitarbei-
ter/innen freier Träger sind natürlich ebenfalls aussagepflichtig unter Berücksichtigung der bei-
den benannten Einschränkungen.

���� Informationsweitergabe
Damit komme ich zum Thema Informationsweitergabe. Im Jugendamt sind wir immer bemüht,
mit den jungen Menschen und ihren Familien eine Basis des Verständnisses und der gegensei-
tigen Information zu schaffen. Dazu gehört auch die Information über Rechtsfolgen. Wenn wir
beispielsweise einem jungen Menschen vorschlagen, sich bei einem Fachdienst zu melden,
erläutern wir auch den Grund dafür.
Innerhalb des Jugendamtes ist die Informationsweitergabe auf kollegialer Basis durchaus mög-
lich, wenn es dem Fall dient. Ich bin Fachleiterin des Sozialpädagogischen Dienstes, bei dem
auch die Jugendgerichtshilfe angesiedelt ist. Wenn bei uns Informationen über Anklagen gegen
Jugendliche eingehen, fragt die Jugendgerichtshilfe immer bei den Kollegen/-innen des Allge-
meinen Sozialpädagogischen Dienstes nach, inwieweit der junge Mensch bekannt ist, ob eine
Jugendhilfemaßnahme läuft oder möglicherweise gemeinsame Hilfekonferenzen angeraten
sind.
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Die Kooperation mit anderen Fachdiensten geht natürlich nur mit dem Einverständnis der/des
Betroffenen, welches in der Regel schriftlich vorliegen soll. In der Praxis ist dies aber nicht im-
mer möglich, da es häufig um relativ zeitnahe Möglichkeiten und Notwendigkeiten geht, die
mitunter telefonisch geklärt werden. Zum Einverständnis muss immer der Aktenvermerk mit
Datum erfolgen. Es muss außerdem nachvollziehbar sein, zu welchem Zweck dieses Einver-
ständnis abgegeben wurde. Hierzu ein Beispiel: Bei einem jungen straffälligen Menschen, der
gleichzeitig Familienvater ist und das Umgangsrecht aufgrund der Straftat nicht wahrnehmen
soll, könnte eine Absprache getroffen werden, inwieweit über die Erziehungsberatungsstelle ein
Kontakt zu dem Kind hergestellt werden kann. Ebenso kann, wenn beispielsweise ein Thera-
piebedarf abgeklärt werden soll, mit der Einverständniserklärung des/der Klienten/-in der ent-
sprechende Fachdienst einbezogen werden. Auch im Rahmen von Hilfekonferenzen kann es
mit den Beteiligten Absprachen geben. Bei diesen Treffen ist der oder die Betroffene dann aber
auch anwesend.

Informationsweitergabe an Mitarbeiter/innen freier Träger muss natürlich denselben Grundsät-
zen entsprechen. Der freie Träger als Leistungserbringer verpflichtet sich, seine Mitarbei-
ter/innen über die Geheimhaltungspflicht zu informieren. Die freien Träger darüber zu informie-
ren ist Aufgabe des Jugendamtes.

In der Kooperation zwischen Jugendhilfe und Polizei hat sich in den vergangenen Jahren viel
gewandelt. Die Weitergabe von Informationen an die Polizei war früher fast undenkbar. Sozial-
arbeit hat grundsätzlich nicht mit der Polizei kooperiert. Das hat sich deutlich verändert. Inzwi-
schen gibt es relativ gute Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit der Polizei. In unserem Be-
zirk haben wir eine Kooperationsvereinbarung zwischen dem Jugendamt und der Polizeidirekti-
on getroffen, um einen regelmäßigen Austausch stattfinden zu lassen. Es werden jedoch keine
personenbezogenen Daten ausgetauscht, sondern allgemeine Problemlagen besprochen und
der Umgang damit. Die Sozialarbeiter/innen des Jugendamtes wenden sich bei bestimmten
Problemlagen mehr und mehr an die örtlichen Polizeidienstellen sowie an das Landeskriminal-
amt. Allerdings wissen sie auch um das Legalitätsprinzip, dem Polizeibeamte/-innen unterlie-
gen, also dass die Polizeibeamten/-innen verpflichtet sind zu ermitteln, sobald Namen genannt
werden. Deshalb werden Fälle anonymisiert dargestellt. Über diese allgemeine anonymisierte
Beratung ist eine relativ gute Kooperation entstanden.

In regelmäßigen Treffen mit der zuständigen Polizeidirektion 5 und dem Jugendamt Neukölln
zum Austausch über besondere Problemlagen in den Bezirken werden verschiedene Schwer-
punkte und Konzeptionen besprochen. Im Rahmen der Kooperationsvereinbarung haben wir
auch einen Präventionsrat zur Kinder- und Jugenddelinquenz gegründet, in dem die Bereiche
Schule, Jugendhilfe, Polizei und Justiz gemeinsame Handlungsstrategien entwickeln. Hier soll
der präventive Gedanke mehr in den Vordergrund treten.

���� Nachfragen und Diskussion

Frage:
Behindert es nicht die Strafaufklärung, wenn vollendete Taten nicht angezeigt werden?

Frau Hartwig:
Das ist, wie gesagt, das Spannungsfeld zwischen Strafaufklärung und Vertrauensschutz. Wenn
durch eine Anzeige das notwendige Vertrauen für eine weitere Beratung verhindert wird, dann
müssen diese beiden Güter abgewogen werden. Eventuell hat der Beratungsprozess Vorrang,
um möglicherweise andere Straftaten zu verhindern. Das wäre dann auch ein Rechtfertigungs-
grund.

Frage:
Jugendliche haben zwar ein Recht auf eine anonyme Beratung, diese wird aber bei Eintritt einer
Notsituation aufgehoben, da der Notstand das Jugendamt verpflichtet, die Eltern zu informieren.
Wer definiert die Notsituation und die Altersgrenze hierfür? Wir haben viel mit Minderjährigen,
vor allem Fünfzehn- und Sechzehnjährigen zu tun, die eine schwierigere Biografie aufweisen
als andere Jugendliche. Da wird die Abgrenzung zwischen Notstand und anonymer Beratung
schwierig. Wird das im Jugendamt „aus dem Bauch heraus“ entschieden?
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Frau Hartwig:
Notsituationen sind immer dadurch geprägt, dass bestimmte Konfliktlagen so zugespitzt sind,
dass sich daraus schutzwürdige Interessen ergeben. Dann ist zum Beispiel eine Inobhutnahme
durch das Jugendamt möglich. Natürlich müssen wir die Eltern in so einem Fall über die Sach-
lage informieren. Das heißt aber nicht, dass wir sie zwingend darüber informieren müssen, wo
die Kinder oder Jugendlichen untergebracht sind. Wenn die Situation sich so darstellt, dass die
Bekanntgabe des Aufenthaltsortes zu weiteren Konflikten führen könnte, werden die Eltern nicht
über den Aufenthaltsort ihres Kindes unterrichtet. Die Information über das Bestehen dieses
Notstandes muss aber natürlich erfolgen. Es muss auch mit der Familie sozialpädagogisch
gearbeitet werden. Unter Umständen müssen sowohl Eltern als auch Kinder über ihre Eltern-
bzw. Kinderrechte aufgeklärt werden. Solche Entscheidungen werden also nicht „aus dem
Bauch heraus“ getroffen, sondern folgen einem Abwägungsprozess. Natürlich ist dabei die Ein-
schätzung des/der betroffenen Jugendlichen ganz wichtig. Kleinkinder hingegen können nicht
entsprechend mitwirken. Dann muss durch das Jugendamt abgewogen werden, wie die
schutzwürdigen Interessen zu beurteilen sind. Das kann manchmal ein ziemlich langer Prozess
sein.
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� Gabriela Schmidtchen Der Polizeipräsident in Berlin
PPr St 64 DS
Platz der Luftbrücke 6
12101 Berlin
Tel.: 030 - 4664 906410
Fax: 030 - 4664 906499
gabriela.schmidtchen@polizei.verwalt-berlin.de

� Rechtliche Möglichkeiten und Grenzen für den Informationsaustausch zwi-
schen Polizei und Straßensozialarbeit

Ausgangspunkt für die Datenverarbeitung sämtlicher Berliner Behörden und öffentlichen Stellen
ist § 6 Abs. 1 Berliner Datenschutzgesetz (BlnDSG). Danach ist die Verarbeitung – und somit
auch die Weitergabe – personenbezogener Daten nur zulässig, wenn

1. dieses Gesetz oder
2. eine besondere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder
3. der Betroffene eingewilligt hat.

Als besondere (sogenannte bereichsspezifische) Rechtsgrundlage für die polizeiliche Daten-
verarbeitung ist das Allgemeine Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in
Berlin (ASOG Bln) von zentraler Bedeutung1. Bei Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz
finden eine Reihe von Vorschriften des Berliner Datenschutzgesetzes keine Anwendung mehr,
unter anderem die Vorschriften über die Erhebung personenbezogener Daten (§ 10 BlnDSG)
und deren Übermittlung an öffentliche und nicht-öffentliche Stellen (§§ 12 – 14 BlnDSG).

���� Aufgaben der Polizei
§ 1 ASOG nennt zunächst die Aufgaben der Polizei. In weiteren Vorschriften werden die allge-
meinen und besonderen Befugnisse zur Erfüllung dieser Aufgaben angeführt.

Aufgabe der Polizei ist es demnach,

� Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren (Gefahrenabwehr);
� im Rahmen der Gefahrenabwehr

� die erforderlichen Vorbereitungen für die Hilfeleistung und das Handeln in Ge-
fahrenfällen zu treffen,

� Straftaten zu verhüten sowie für die Verfolgung künftiger Straftaten vorzusor-
gen (vorbeugende Bekämpfung von Straftaten).

Darüber hinaus hat die Polizei die Aufgaben zu erfüllen, die ihr durch andere Rechtsvorschriften
übertragen wurden (z. B. die Verfolgung von Straftaten nach der Strafprozessordnung (StPO), die
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG).

Soweit es für die Erfüllung der Aufgaben nach § 1 ASOG erforderlich ist, darf die Berliner Polizei:

� Daten erheben (§ 18 ASOG),
� Daten speichern, verändern und nutzen (§ 42 ASOG) und
� Daten übermitteln (§§ 44, 45 ASOG).

Neben diesen allgemeinen Befugnisnormen gibt es eine Reihe von speziellen Befugnisnormen,
auf die ich hier jedoch nicht näher eingehen möchte (z. B. Erkennungsdienstliche Maßnahmen
(§ 23 ASOG) oder Datenerhebung bei öffentlichen Veranstaltungen und Ansammlungen (§ 24
ASOG)).
���� Befragungen von Personen durch die Polizei

                                           
1 Wenn im Folgenden das ASOG angeführt wird, bezieht sich das immer auf das ASOG Bln.
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Gemäß § 18 Abs. 1 ASOG kann die Polizei zur Klärung des Sachverhalts in einer bestimmten
polizeilichen Angelegenheit Ermittlungen anstellen, und insbesondere auch Befragungen
durchführen. Sie kann in diesem Zusammenhang ebenfalls personenbezogene Daten erheben,
wenn dies zur Abwehr einer Gefahr erforderlich ist.

Zum Stichwort „Befragung“ sieht § 18 Abs. 3 Satz 1 ASOG vor, dass die Polizei eine Person (im
Sinne von ‚jede Person’) befragen kann, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die-
se Person sachdienliche Angaben machen kann, die für die Erfüllung einer bestimmten polizei-
lichen Aufgabe erforderlich sind.
Der/die Befragte kann für die Dauer der Befragung angehalten (also daran gehindert) werden,
den Ort der Maßnahme zu verlassen.

Als Straßensozialarbeiter/in könnte es Ihnen also passieren, dass Sie von Polizeibeamten/-innen
befragt werden, die im Rahmen der Gefahrenabwehr tätig sind. Ein Beispiel dafür wäre, dass der
Polizei Hinweise auf ein in Kürze beabsichtigtes illegales Autorennen von Jugendlichen vorliegen,
die in Ihrer Betreuung befinden.

Aus dem Befragungsrecht der Polizei folgt jedoch keine Pflicht der befragten Person, die er-
warteten Auskünfte zu erteilen. Der/die Befragte ist gemäß § 18 Abs. 3 Satz 3 ASOG lediglich
verpflichtet, Namen, Vornamen, Tag und Ort der Geburt und Wohnanschrift anzugeben. Zu
weiteren Auskünften ist er/sie nur verpflichtet, soweit für ihn/sie gesetzliche Handlungspflichten
bestehen (beispielsweise die Auskunftspflicht der Gaststätteninhaber nach § 22 Gaststättenge-
setz (GastStG)). Eine gesetzliche Handlungspflicht des/der Straßensozialarbeiters/-in, Aus-
künfte über ihm/ihr bekannte Jugendliche zu erteilen, besteht nicht.

Befragungen sind grundsätzlich an die betroffene Person zu richten, die Befragung Dritter (z. B.
des/der Straßensozialarbeiters/-in über von ihm/ihr betreute Jugendliche) ist nur zulässig, wenn
die Befragung der betroffenen Person

1. nicht oder nicht rechtzeitig möglich ist (z. B. im Falle des illegalen Autorennens, wenn
die betroffenen Personen noch nicht bekannt sind oder es nur mit erheblicher Zeitver-
zögerung möglich wäre, sie ausfindig zu machen);

2. einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern würde und schutzwürdige Belange
der betroffenen Person nicht entgegenstehen (beispielsweise, wenn die Befragung nur
unter Einschaltung eines/einer in der konkreten Situation schwer zu beschaffenden
Dolmetschers/-in möglich wäre und wegen der Art der erbetenen Informationen schutz-
würdige Belange des Betroffenen nicht beeinträchtigt werden würden);

3. die Erfüllung der Aufgaben gefährden würde (Eine Gefährdung der Aufgabenerfüllung
wird insbesondere dann anzunehmen sein, wenn der/die Betroffene durch die Befra-
gung Gelegenheit erhielte, einen bestimmten Sachverhalt zu verschleiern und entspre-
chende Anhaltspunkte für diese Möglichkeit vorliegen. In dem von mir gewählten Fall
wäre dies so, wenn das geplante illegale Autorennen kurzfristig an einen anderen, der
Polizei unbekannten, Ort verlegt werden würde).

Der/die Befragte ist in geeigneter Weise auf die Rechtsgrundlagen der Befragung (hier § 18
Abs. 3 Satz 1 ASOG) sowie auf eine bestehende Auskunftspflicht (z. B. zur Angabe der Perso-
naldaten nach § 18 Abs. 3 Satz 3 ASOG) oder auf die Freiwilligkeit der Auskunft hinzuweisen.

Ausnahmsweise kann der Hinweis unterbleiben, wenn hierdurch die Erfüllung der polizeilichen
Aufgaben erheblich erschwert oder gefährdet würde (dies ist denkbar bei besonders eilbedürfti-
gen Maßnahmen, bei denen für den Hinweis keine Zeit mehr bleibt).

Gemäß § 18 Abs. 6 ASOG gelten die Bestimmungen der StPO entsprechend über
� das Zeugnisverweigerungsrecht von Angehörigen (§ 52 StPO),
� das Zeugnisverweigerungsrecht von Berufsgeheimnisträgern/-innen einschließlich ihrer

Hilfspersonen (§§ 53, 53 a StPO),
� die Verschwiegenheitspflicht öffentlich Bediensteter (§ 54 StPO) sowie
� das Auskunftsverweigerungsrecht von Zeugen/-innen (§ 55 StPO).
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Selbstverständlich kann sich eine Befragung durch die Polizei auch auf ein konkretes Strafer-
mittlungsverfahren beziehen. In diesem Fall unterliegt die Polizei allerdings den Weisungen der
Staatsanwaltschaft. Zwar ist sie befugt, zur Aufklärung des Sachverhalts Auskünfte von allen
Behörden einzuholen, aber eine Auskunftspflicht der Behörden besteht nur dann, wenn die
Polizei aufgrund eines Ersuchens der Staatsanwaltschaft tätig wird oder der Sonderfall der Ge-
fahr im Verzuge vorliegt. Die Polizei darf auch Beschuldigte und Zeugen/-innen vernehmen.
Eine Aussagepflicht ihr gegenüber besteht aber, anders als gegenüber der Staatsanwaltschaft,
nicht.

���� Weitergabe von Daten an das Jugendamt auf Initiative der Polizei
Über die mögliche Weitergabe der im Rahmen des Ermittlungsverfahrens angefallenen Daten
entscheidet während des gesamten Verfahrens die Staatsanwaltschaft, nicht die Polizei.

Anders verhält es sich bei allen anderen von der Polizei rechtmäßig erhobenen und in ihren
Akten oder Dateien gespeicherten Daten: Über die Weitergabe dieser Daten entscheidet die
Polizei eigenständig. Zuvor muss sie allerdings prüfen, ob eine besondere Rechtsvorschrift dies
erlaubt.

Gemäß § 44 Abs. 1 ASOG dürfen polizeiliche Daten an Ordnungsbehörden übermittelt werden,
soweit das zur Erfüllung ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben erforderlich ist.

Das bedeutet, dass die Übermittlung personenbezogener Daten von der Polizei an die Jugend-
ämter zulässig ist, wenn und soweit die Daten zur Erfüllung ordnungsbehördlicher Aufgaben
des Jugendamtes benötigt werden. Zu den Ordnungsaufgaben der Jugendämter gehören nach
Nr. 17 der Anlage zum ASOG (Zuständigkeitskatalog Ordnungsaufgaben) unter anderem

� die Durchführung des Jugendschutzgesetzes,
� die Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen (§ 42 SGB VIII), sofern nicht die für

Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung zuständig ist,
� die Herausnahme des Kindes oder des/der Jugendlichen ohne Zustimmung des/der

Personensorgeberechtigten (§ 42 Abs. 3 SGB VIII).

Zur Erfüllung der Ordnungsaufgabe „Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen“ können
dem Jugendamt (außerhalb der Dienstzeiten dem Kinder- oder Jugendnotdienst des Jugend-
amtes) bei der Übergabe eines von der Polizei aufgegriffenen Kindes oder Jugendlichen die
Personalien des Kindes/Jugendlichen, die Personalien der Personensorgeberechtigten, Anga-
ben über Dauer und Häufigkeit bisheriger Vermisstmeldungen sowie über Ort und Umstände
des Aufgreifens (z. B. als Opfer, Täter/in oder Teilnehmer/in einer Straftat) übermittelt werden.

Gemäß § 44 Abs. 2 ASOG kann die Polizei personenbezogene Daten auch dann an das Ju-
gendamt übermitteln, wenn dieses keine Ordnungsaufgaben wahrnimmt, sondern in seiner
Funktion als Leistungsbehörde (mit Beratungs-/Betreuungsangeboten) tätig wird.

Eine Datenübermittlung kommt in diesem Zusammenhang jedoch nur in Betracht,

� wenn sie zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben erforderlich ist. Dies betrifft insbesondere
Fälle, in denen die Erfüllung einer bestimmten polizeilichen Aufgabe die Unterrichtung
einer anderen Stelle erfordert.

� wenn die Angaben zur Abwehr einer konkreten Gefahr benötigt werden. Denkbar ist
hier der Fall, dass der Polizei bekannt geworden ist, dass eine gewaltbereite – ihr na-
mentlich bekannte – Person die Erziehungs- und Familienberatung aufsuchen will, um
dort ihre Meinung über die Tätigkeit der Mitarbeiter/innen in einem sie betreffenden Fall
durch Gewalteinwirkung deutlich zu machen. Hier kann die Polizei dem Jugendamt den
ihr bekannten Namen der Person übermitteln, damit sich das Jugendamt darauf ein-
stellen und rechtzeitig Maßnahmen zur Gefahrenabwehr treffen kann.
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� wenn zwar keine konkrete Gefahr vorliegt, dafür aber eine Gefährdung gewichtiger
Rechtsgüter. „Hierzu zählen insbesondere Leben, Gesundheit, Freiheit, Vermögens-
werte von erheblichem Wert, Bestand des Staates und seiner Einrichtungen.“2

Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, käme eine Übermittlung personenbezogener Da-
ten nur mit Einwilligung des/der Betroffenen gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 3 bis 6 BlnDSG
in Betracht.

Dabei ist die Volljährigkeit des/der Betroffenen nicht erforderlich. Maßgeblich für die Einwilli-
gung ist die Frage, „ob die Betroffenen in der Lage sind, die Konsequenzen der Verwendung
ihrer Daten zu übersehen und sich deshalb auch dazu verbindlich zu äußern.“3

���� Weitergabe von Daten auf Ersuchen anderer Stellen
Die bisher angeführten Datenübermittlungen sind solche, die auf Initiative der Polizei erfolgen.

Eine Datenübermittlung ist aber auch auf Ersuchen einer anderen Behörde oder öffentlichen
Stelle, z. B. des Jugendamts möglich. Sie ist zulässig, wenn die Prüfung der um Auskunft ge-
betenen Stelle ergibt, dass das Ersuchen im Rahmen der Aufgaben des Datenempfängers liegt.

Bei Ersuchen von Personen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs, z. B. freien Trä-
gern, sind die Möglichkeiten der Datenübermittlung durch die Polizei sehr eingeschränkt.

Voraussetzung ist, dass

� der/die Auskunftsbegehrende ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu übermit-
telnden Daten glaubhaft macht und die schutzwürdigen Interessen der betroffenen Per-
son nicht überwiegen. Hiermit sind Fälle gemeint, in denen der/die Auskunftsbegehren-
de die Daten Dritter zur Rechtswahrung benötigt, z. B. um den zivilen Rechtsweg nach
dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) und der Zivilprozessordnung (ZPO) zu beschrei-
ten oder den Privatklageweg gemäß Strafprozessordnung (StPO). In jedem Einzelfall
muss eine Abwägung zwischen dem Interesse des/der Auskunftsbegehrenden und dem
Interesse der von der Datenübermittlung betroffenen Person vorgenommen werden.

� die auskunftsbegehrende Person ein berechtigtes Interesse geltend macht und offen-
sichtlich ist, dass die Datenübermittlung im Interesse der betroffenen Person liegt, die
betroffene Person eingewilligt hat oder in Kenntnis der Sachlage ihre Einwilligung hier-
zu erteilen würde. Für das berechtigte Interesse – gegenüber dem rechtlichen – reicht
ein tatsächliches Interesse aus, welches wirtschaftlicher oder ideeller Art sein kann. Es
muss jedoch „offensichtlich“ sein, sich geradezu aufdrängen, dass die Datenübermitt-
lung sich im Einklang mit den Interessen der betroffenen Person befindet. Dieser Fall
spielt in der Praxis jedoch kaum eine Rolle.

���� Weitergabe von Daten nach dem Ausführungsgesetz zum Kinder- und Jugendhil-
fegesetz (AG KJHG)

Die für die Praxis wichtigste Vorschrift für die Datenübermittlung von der Polizei an das Ju-
gendamt ist jedoch § 18 Abs. 1 Satz 2 AG KJHG. Darin heißt es: „Die Polizei unterrichtet das
Jugendamt in allen Fällen, in denen Maßnahmen zum Schutze Minderjähriger erforderlich er-
scheinen.“

Hier sind natürlich viele Fälle denkbar. Ein Beispiel für die Übermittlung personenbezogener
Informationen von der Polizei an das Jugendamt ist hier die Meldung von Fällen häuslicher
Gewalt, in denen Kinder und/oder Jugendliche zum Haushalt gehören und somit von der Situa-
tion ebenfalls betroffen sind. Ein weiteres Beispiel ist die Benachrichtigung des Jugendamtes in
den Fällen, in denen Minderjährige wiederholt als „vermisst“ gemeldet sind. Möglich ist auch die
Unterrichtung des Jugendamtes, wenn ein Kind oder ein/e Jugendliche/r durch Alkoholkonsum
auffällig geworden ist. Zielrichtung dieser Meldung ist es nicht, das Jugendamt über eine Ord-

                                           
2 Berg, Knape, Kiworr: Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht für Berlin, Kommentar für Ausbildung und Praxis, Erl.

II.B.3.b zu § 44 ASOG.
3 Simitis u.a., BDSG, § 4 a BlnDSG Rdnr. 24.
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nungswidrigkeit zu informieren, sondern dem Jugendamt die Möglichkeit zu geben, Maßnah-
men zum Schutze des/der Minderjährigen zu ergreifen.

Datenübermittlungen an andere Behörden im Zusammenhang mit einer Ordnungswidrigkeit
erfolgen im Übrigen regelmäßig nur zu dem Zweck, dass von der Polizei festgestellte Sachver-
halte der für die Bearbeitung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit zuständigen Behörde mit-
geteilt werden.

§ 18 Abs. 3 AG KJHG sieht darüber hinaus vor, dass die Jugendämter und Polizeidirektionen
ein Verfahren zur Information der fallzuständigen Fachkräfte in den Jugendämtern in Fällen der
Intensivtäterschaft von Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden vereinbaren.

Dazu muss man wissen, dass nach Erfahrungen der Strafverfolgungsbehörden ein überpropor-
tional hoher Anteil von Straftaten, insbesondere in Bereichen der Gewalt- und Straßenkrimina-
lität, von relativ wenigen jungen Intensivtätern/-innen begangen wird. Als Reaktion darauf gibt
es inzwischen sowohl bei der Polizei als auch bei der Staatsanwaltschaft Sondersachbearbei-
ter/innen, bei denen eine deliktübergreifende täterorientierte Sachbearbeitung zur Strafverfol-
gung von Intensivtätern/-innen erfolgt. Das Programm „Täterorientierte Ermittlungsarbeit
(TOE)“, wie es bei der Polizei heißt, erfasst sowohl jugendliche und heranwachsende Tä-
ter/innen bzw. Tatverdächtige als auch strafunmündige und erwachsene Personen. Es sollen
wiederholt zu kriminellen Handlungen neigende und deshalb in ihrer Entwicklung gefährdete
Kinder und Jugendliche rechtzeitig erkannt und behandelt, aber auch später nachreifende Er-
wachsene durchgehend beobachtet werden.4

Die Polizei tauscht zu diesem Zweck auch mit Bediensteten anderer (Polizei-) Dienststellen,
Behörden und Institutionen Informationen aus, beispielsweise mit Bewährungshelfern/-innen,
mit Mitarbeitern/-innen der Schule oder der Ausländerbehörde, aber auch mit sonstigen Ver-
trauens- und Auskunftspersonen. Möglich wäre daher auch eine Kontaktaufnahme mit (Stra-
ßen-) Sozialarbeitern/-innen.

Ansonsten sieht § 18 Abs. 3 AG KJHG vor, dass die Jugendämter und Polizeidirektionen zur
Sicherstellung der notwendigen Zusammenarbeit ein Verfahren zum regelmäßigen allgemeinen
Informations- und Erfahrungsaustausch vereinbaren.

���� Zusammenfassung
Damit endet meine Betrachtung der Möglichkeiten und Grenzen für die Informationsweitergabe
zwischen Polizei und Straßensozialarbeit. Zusammenfassend ist festzustellen, dass keine
Rechtsgrundlagen existieren, die konkret den Datenaustausch der Polizei mit der Straßensozi-
alarbeit vorsehen. Die vorhandenen Rechtsgrundlagen sehen stets eine Unterrichtung des Ju-
gendamts bzw. der Jugendgerichtshilfe vor. Das Jugendamt muss seinerseits darüber ent-
scheiden, wem es die dort vorliegenden Daten ggf. weiter zur Verfügung stellt.

                                           
4 Vgl. dazu: Gemeinsame Allgemeine Verfügung zur Strafverfolgung von Intensivtätern (Intensivtäterrichtlinie) der Se-
natsverwaltungen für Justiz und für Inneres vom 31. März 2005.
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� Sebastian Lungwitz Der Polizeipräsident in Berlin
15. Einsatzhundertschaft
Kruppstr. 2-4
10557 Berlin
Tel.: 030 – 4664 981502
Fax: 030 – 4664 981599
sebastian.lungwitz@polizei.verwalt-berlin.de
zuvor: PPr St 632

� Weitergabe von Daten in der Praxis
Im Folgenden soll versucht werden, die im Vorfeld der Veranstaltung eingereichten Fragen
konkret zu beantworten.

� Besteht in bestimmten Situationen (z. B. bei Festnahmen) die Möglichkeit, Sozial-
arbeiter/innen zu informieren, bei Minderjährigen auch anstatt der Erziehungsbe-
rechtigten?

Grundsätzlich muss in solchen Situationen zwischen einem Benachrichtigungsrecht und einer
Benachrichtigungspflicht unterschieden werden.

Das Benachrichtigungsrecht räumt der betroffenen/festgenommenen Person die Möglichkeit
ein, Angehörige oder eine Person ihres Vertrauens zu informieren. Dieses Recht kann auch
durch die Polizei ausgeübt werden, wenn die Person selbst nicht dazu in der Lage ist und die
Benachrichtigung erkennbar nicht gegen ihren Willen erfolgt. Zweck des Benachrichtigungs-
rechts ist es, dem Informationsanspruch der Person gerecht zu werden.

Die Benachrichtigungspflicht ist von Verfassungsrang (Artikel 104 Abs. 4 GG) und soll bei rich-
terlich bestätigter Freiheitsentziehung gewährleisten, dass ein/e Angehörige/r der festgenom-
menen Person informiert wird. Der Zweck besteht darin, dass niemand vor der Öffentlichkeit
versteckt festgehalten wird. Es soll also ein rechtsstaatliches Verfahren gewährleistet werden.
Hier entscheidet der/die Richter/in, wer zu informieren ist.

Es ist hierzu ausschlaggebend, wie lange eine Person festgehalten wird. Liegt nur ein kurzes
Festhalten vor (Freiheitsbeschränkung oder noch nicht richterlich bestätigte Freiheitsentzie-
hung), dann gilt das Benachrichtigungsrecht. Handelt es sich um eine längerfristige – ggf. rich-
terlich angeordnete bzw. bestätigte – Freiheitsentziehung, existiert neben dem Benachrichti-
gungsrecht nun auch eine Benachrichtigungspflicht.

Diese beiden Formen der Benachrichtigung sind in einen entsprechenden Gesetzeswortlaut
überführt worden. Dabei ähneln sich die Vorschriften inhaltlich, ganz gleich aus welcher Absicht
die Person festgehalten wird – insbesondere für die Polizei auf dem Rechtsgebiet der Gefah-
renabwehr oder der Strafverfolgung.

Exemplarisch sei an dieser Stelle die Vorschrift über die Behandlung festgehaltener Personen
aus § 32 ASOG (zur Gefahrenabwehr) zitiert. Hier finden sich die Bestimmungen zum allge-
meinen Benachrichtigungsrecht und zum Umgang mit Minderjährigen. Danach ist bei Minder-
jährigen in jedem Fall unverzüglich ein/e Personensorgeberechtigte/r zu benachrichtigen.
Das lässt den Schluss zu, dass sowohl Sozialarbeiter/innen als auch jede andere Person außer
den Sorgeberechtigten nur mit der Zustimmung der festgehaltenen Person informiert werden
können. Selbst bei befürchteten Repressionen seitens der Sorgeberechtigten – zum Beispiel in
konfliktbeladenen Familienverhältnissen – wäre ersatzweise nur das Jugendamt zu informieren.
Eine Information könnte den Sozialarbeitern/-innen nur bei der richterlichen Benachrichti-
gungspflicht zugehen oder sich aus anderen parallelen Vereinbarungen in der Jugendhilfe er-
geben.
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���� Gibt es eine zentrale Auskunftsstelle, die über den Verbleib von Personen nach
Freiheitsentziehungen Auskunft geben kann?

Eine solche zentrale Informationsstelle gibt es innerhalb des täglichen Dienstbetriebes der Po-
lizei nicht.
In den einzelnen örtlichen Gefangenensammelstellen, also den Verwahrstellen für eine länger-
fristige Unterbringung bei der Polizei, gibt es eine sehr präzise Dokumentation. Sie umfasst die
Aufnahme der Personalien, den Grund der Verwahrung, die Dauer, den Verbleib, die den Ge-
wahrsam anordnende Dienstkraft, mitgeführte oder abgenommene Gegenstände und die Be-
nachrichtigung über den Verbleib der Person. Diese Daten werden jedoch dezentral erhoben,
verarbeitet und nicht bei einer speziellen Dienststelle zusammengefasst.

Eine Ausnahme bilden besondere polizeiliche Einsatzlagen. Im Rahmen der Bewältigung von
so genannten Großlagen oder besonderen Einsatzanlässen – Fußballspielen, Konzerten, Ver-
sammlungen oder Großschadensereignissen – werden zentrale Dokumentationen im Zusam-
menhang mit diesen Einsatzanlässen durchgeführt. Diese beziehen sich wiederum nur auf
Personen, die in einen Zusammenhang mit dem konkreten Ereignis gebracht werden können.

Für die Praxis der Straßensozialarbeit ergibt sich somit einzig die Möglichkeit, bei den örtlich
zuständigen Dienststellen (also im Polizeiabschnitt oder direkt in der Gefangenensammelstelle)
den Verbleib von Personen zu erfragen. Ob eine Auskunft dann zur Zufriedenheit des/der An-
fragenden ausfällt, hängt von seiner/ihrer Stellung zum Festgenommenen und dem bereits er-
örterten Verhältnis der Benachrichtigung ab.
Zur Erinnerung sei hier der Hinweis gegeben, dass es sich bei den Umständen einer Ingewahr-
samnahme unweigerlich um personenbezogene Daten handelt, infolgedessen für die Über-
mittlung eine Rechtsgrundlage erforderlich ist.

���� Gibt es ein Anwesenheitsrecht von Sozialarbeitern/-innen bei Befragungen oder
Vernehmungen der Klienten/-innen durch die Polizei?

Für strafprozessuale Vernehmungen durch die Polizei besitzt allein die Staatsanwaltschaft ein
Anwesenheitsrecht. Andere Personen, die nicht Gegenstand der Ermittlungen sind, besitzen
keinen strafprozessualen Anspruch auf Anwesenheit. Dies gilt selbst für den/die Verteidiger/in.
Jedoch kann es dem Fortgang der Ermittlungen dienlich sein, die Anwesenheit von Personen
auf Wunsch der vernommenen Person zuzulassen.

Bei Jugendlichen besteht immer dann auch ein Anwesenheitsrecht des/der Erziehungsberech-
tigten oder des/der gesetzlichen Vertreters/-in, wenn der/die Jugendliche bei der Vernehmung
zugegen ist (§ 67 I JGG). Bei Vernehmungen, aber auch beim Stellen von Anträgen vor Ge-
richt, ist dies unweigerlich der Fall. Sozialarbeiter/innen oder Personen des Vertrauens sind
hierbei grundsätzlich nicht erfasst. Ein Anwesenheitsrecht kann jedoch über weitergehende
Vereinbarungen auf der Grundlage des Jugendrechts oder interner polizeilicher Dienstvor-
schriften erfolgen.

Für Gefahrenabwehrende Ermittlungen und Befragungen gilt dem Sinn und Zweck nach vor-
dergründig die Effektivität der Abwehr von Gefahren. So besteht hier keinerlei Anwesenheits-
recht für Personen neben dem/der Adressaten/-in der Ermittlung oder Befragung.
Das darf jedoch nicht zu einer Aushöhlung der Rechte im Strafverfahren führen.

Daraus ergibt sich zusammenfassend: Die Anwesenheit „fremder“ Personen kann immer dann
geboten sein, wenn es der Sacherforschung – ganz gleich auf welchem Rechtsgebiet – dienlich
erscheint, im Interesse der vernommenen/befragten Person liegt und das Ermittlungsziel da-
durch nicht gefährdet werden könnte.

���� Wie verhalten sich Aussagegenehmigungen vom Dienstherrn zu schutzwürdigen
Belangen der Klienten/-innen? – Geheimnisschutz –

Hier stoßen unterschiedlichste Interessen und demzufolge auch unterschiedliche Rechtsgüter
aufeinander. Am Ende soll nur das geschützt werden, was als schützenswert definiert ist oder
aber einer bestimmten Berufsgruppe zur Kenntnis gelangt ist.

Die Ebenen für den Schutz sind recht unterschiedlich. So sind die Bestimmungen der Strafpro-
zessordnung aus den §§ 52-55 StPO für das Strafverfahren bestimmt, wohingegen der § 203
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StGB das Privatgeheimnis und der § 353 b StGB das Dienstgeheimnis im allgemeinen Umgang
schützt.

Als Hilfestellung zur Abgrenzung würde ich sagen, dass man sich entweder zur Aussagever-
weigerung auf die Bestimmungen der Zeugnisverweigerung im weitesten Sinne berufen (das
Recht zum Schweigen) oder sich auf die Strafnormen (das Privat- und Dienstgeheimnis
betreffend) zurückziehen kann (die Pflicht zum Schweigen).

Die Zeugnisverweigerungsrechte erfassen alle Umstände aus dem Verhältnis zweier Personen,
wohingegen bei den Strafbestimmungen nur „Geheimnisse“ vor der Weitergabe geschützt sind.
Deshalb ist der Adressatenkreis bei den Zeugnisverweigerungsrechten enger gefasst.
Das Zeugnisverweigerungsrecht soll bei „staatlichen“ Ermittlungshandlungen schützen, hinge-
gen die Strafnormen des Geheimnisverrats auch den Privatbereich bei der Weitergabe selbiger
erfassen.

Inwieweit nun Unterschiede zwischen privaten Trägern einer Organisation und öffentlichen
Stellen bestehen, lässt sich nur aus den unmittelbaren Vereinbarungen entnehmen, die zur
Aufgabenerfüllung geschlossen wurden.

Ein mögliches Konfliktfeld wäre, wenn eine Klientin einer Sozialarbeiterin ein Geheimnis anver-
traut. Letztere wird nun als Zeugin vor Gericht gehört. Ihr Zeugnis darf die Sozialarbeiterin nicht
verweigern. In der richterlichen Vernehmung ist sie jedoch befugt, auch zuvor anvertraute Ge-
heimnisse Preis zu geben.

���� Aufenthaltsverbotsverfügungen für Kinder und Jugendliche?
Zunächst sollte der Begriff einer Aufenthaltsverbotsverfügung § 29 II ASOG geklärt werden.

Die Aufenthaltsverbotsverfügung ist das Gebot an eine bestimmte Person, ein bestimmtes Ge-
biet für eine begrenzte Zeit nicht zu betreten oder sich dort aufzuhalten. Ziel dieser Maßnahme
soll es sein, künftige Straftaten durch diese Person an eben diesem Ort zu verhüten. Es han-
delt sich um eine klassische Maßnahme zur Gefahrenabwehr, da hier im Vorfeld von Straftaten
bereits Maßnahmen zur Verhinderung selbiger getroffen werden.

Die Voraussetzungen für das Aussprechen einer Aufenthaltsverbotsverfügung sind sehr eng.
Die ständige Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte fordert, dass die Begehung einschlägi-
ger Straftaten durch diese Person an diesem Ort zuvor festgestellt wurde, die Ungeeignetheit
von Platzverweisen nachgewiesen und die Individualprognose, dass die Person an diesem Ort
weitere Straftaten begehen wird, vorliegt.
Diese Voraussetzungen sind intensiver als beispielsweise bei einer Platzverweisung, die durch
eine Kurzfristigkeit und eine engere räumliche Beschränkung nicht so eingriffsintensiv ist wie
eine Aufenthaltsverbotsverfügung.

Auf Grund der tatbestandlichen Voraussetzungen einer Aufenthaltsverbotsverfügung wird diese
gegenüber Kindern nicht und gegenüber Jugendlichen schwerlich den Verhältnismäßigkeitser-
wägungen Stand halten. Dennoch sind bereits Verfügungen gegenüber Jugendlichen rechtmä-
ßig erlassen worden.

Exkurs: Platzverweisungen gegenüber der freiwilligen Obdachlosen- oder Punkszene stoßen
immer wieder auf Kritik. Selbst bei einem „folgenlosen“ Niederlassen auf öffentlichen Wegen
und Plätzen werden Ordnungswidrigkeiten nach dem Straßengesetz (nämlich Alkoholverzehr
außerhalb von Schankflächen) begangen. Ob diese Ordnungswidrigkeiten auch die tatbestand-
lichen Voraussetzungen zunächst einer Platzverweisung tragen, ist abhängig vom Einzelfall
und scheint möglich.

���� Sind Veröffentlichungen von Personenbildnissen auf Grund von Lagebilderstel-
lungen rechtmäßig?
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Der Schutz der Persönlichkeit und die Wahrung von Persönlichkeitsrechten sind grundgesetz-
lich verbrieft.

Ausgestaltete gesetzliche Grundlage ist das „Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken
der bildenden Künste und der Photographie“ vom 09. Januar 1907, welches (als so genanntes
vorkonstitutionelles Recht) Eingang in unsere Rechtsordnung fand.

Danach ist grundsätzlich die Einwilligung zur Verbreitung – nicht schon zur Anfertigung – von
Bildnissen durch den/die Abgebildete/n erforderlich. Ausnahmen bilden die in § 23 KunstUrhG
genannten Kriterien:

� Bildnisse der Zeitgeschichte,
� Bildnisse, auf denen Personen nur als Beiwerk erscheinen,
� Bildnisse aus Versammlungen etc.

Diese rechtfertigenden Kriterien scheinen in der Ausgangsfrage nicht gegeben zu sein, so dass
die Veröffentlichung/Verbreitung ohne Einwilligung nicht zulässig ist.

Unter den „Einwilligungsvorbehalt“ fallen auch Maßnahmen durch Träger von Hoheitsbefugnis-
sen, soweit sie dazu nicht gesetzlich legitimiert sind.

Der Polizei kommt darüber hinaus sogar die – dienstinterne – Verpflichtung zu, Personen vor
rechtswidriger Abbildung schon im Vorfeld einer Verbreitung zu schützen, wenn sich die Per-
son auf Grund ihrer Lage nicht selbst schützen kann und sie von polizeilichen Maßnahmen
betroffen ist (der an Kameras der Presse vorbei geführte Täter). Es soll dann den besonderen
schutzwürdigen Interessen des Betroffenen durch geeignete Mittel seitens der Polizei Rech-
nung getragen werden (Verhüllung usw.).
Dazu existiert eine formelle Nachricht des Polizeipräsidenten vom 19. April 2006, PPr St 13.
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Anhang
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���� Abkürzungsverzeichnis

Abs. Absatz

AG KJHG Ausführungsgesetz zum Kinder- und Jugendhilfegesetz

Art. Artikel

ASD Allgemeiner Sozialpädagogischer Dienst

ASOG Bln. Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz für Berlin

AVV Aufenthaltsverbotsverfügung

BAT Bundes-Angestelltentarifvertrag

BDSG Bundesdatenschutzgesetz

BGB Bürgerliches Gesetzbuch

BGBl Bundesgesetzblatt

BlnDSG Berliner Datenschutzgesetz

BStatG Bundesstatistikgesetz

BT-Drs. Bundestagsdrucksache

BVerfG Bundesverfassungsgericht

BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts

BZRG Bundeszentralregistergesetz

GastStG Gaststättengesetz

GG Grundgesetz

JGG Jugendgerichtsgesetz

KunstUrhG Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der bil-

denden Künste und der Photographie

LBG Landesbeamtengesetz

MRRG Melderechtsrahmengesetz

OWiG Gesetz über Ordnungswidrigkeiten

SGB Sozialgesetzbuch

StGB Strafgesetzbuch

Stiftung SPI Stiftung Sozialpädagogisches Institut

StPO Strafprozessordnung

TKG Telekommunikationsgesetz

TOE Täterorientierte Ermittlungsarbeit

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz

VZG Volkszählungsgesetz

ZPO Zivilprozessordnung



Informationsweitergabe zwischen Straßensozialarbeit und Polizei

Stiftung SPI - Berlin 2007

24

� Gesetzestexte

AG KJHG § 18 Unterstützung der Polizei, Unterrichtung des Jugendamts

(1) Das Jugendamt hat die Polizeibehörden bei der Wahrnehmung von
polizeilichen Aufgaben zum Schutze Minderjähriger und bei der Be-
kämpfung des Drogenmissbrauchs und der Jugendkriminalität im
Rahmen seiner Aufgaben und Befugnisse zu beraten und zu unterstüt-
zen. Die Polizei unterrichtet das Jugendamt in allen Fällen, in denen
Maßnahmen zum Schutze Minderjähriger erforderlich erscheinen.

(2) Sind in einem Bezirk polizeiliche Maßnahmen allgemeiner Art oder
größeren Umfangs, die Minderjährige betreffen, beabsichtigt, so soll
vorher das Jugendamt gehört werden. Haben die Maßnahmen überbe-
zirklichen Charakter, so soll auch die für Jugend und Familie zuständi-
ge Senatsverwaltung gehört werden.

(3) Zur Sicherstellung der notwendigen Zusammenarbeit vereinbaren die
Jugendämter und Polizeidirektionen ein Verfahren zum regelmäßigen
Informations- und Erfahrungsaustausch und zur Information der fallzu-
ständigen Fachkräfte in den Jugendämtern in Fällen der Intensivtäter-
schaft.

ASOG § 1 Aufgaben der Ordnungsbehörden und der Polizei

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei haben die Aufgabe, Gefahren
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren (Gefahrenab-
wehr). Sie haben im Rahmen dieser Aufgabe auch die erforderlichen
Vorbereitungen für die Hilfeleistung und das Handeln in Gefahrenfällen
zu treffen.

(2) Die Ordnungsbehörden und die Polizei haben ferner die Aufgaben zu
erfüllen, die ihnen durch andere Rechtsvorschriften übertragen sind.

(3) Die Polizei hat im Rahmen der Gefahrenabwehr auch Straftaten zu
verhüten sowie für die Verfolgung künftiger Straftaten vorzusorgen
(vorbeugende Bekämpfung von Straftaten).

(4) Der Schutz privater Rechte obliegt der Polizei nach diesem Gesetz nur
dann, wenn gerichtlicher Schutz nicht rechtzeitig zu erlangen ist und
wenn ohne polizeiliche Hilfe die Verwirklichung des Rechts vereitelt o-
der wesentlich erschwert würde.

(5) Die Polizei leistet anderen Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen
Vollzugshilfe (§§ 52, 53 und 54).

ASOG § 18 Ermittlungen, Befragungen, Datenerhebungen

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können zur Klärung des Sach-
verhalts in einer bestimmten ordnungsbehördlichen oder polizeilichen
Angelegenheit Ermittlungen anstellen, insbesondere Befragungen nach
Absatz 3 und 4 durchführen. Sie können in diesem Zusammenhang
personenbezogene Daten über die in den §§ 13, 14 und 16 genannten
und andere Personen erheben, wenn das zur Abwehr einer Gefahr o-
der zur Erfüllung der ihnen durch andere Rechtsvorschriften übertrage-
nen Aufgaben erforderlich ist. Die Polizei kann ferner personenbezoge-
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ne Daten erheben, wenn das

1. zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten von erheblicher Be-
deutung,

2. zur vorbeugenden Bekämpfung von sonstigen Straftaten die orga-
nisiert, insbesondere banden-, gewerbs- oder serienmäßig began-
gen werden und mit Höchststrafe von mehr als drei Jahren bedroht
sind,

3. zum Schutz privater Rechte
4. oder zur Leistung von Vollzugshilfe

erforderlich ist.

(2) Ermittlungen sind offen durchzuführen. Verdeckt dürfen sie außer in
den in diesem Gesetz zugelassenen Fällen nur durchgeführt werden,
wenn ohne diese Maßnahme die Erfüllung der Aufgaben gefährdet wä-
re oder wenn anzunehmen ist, dass dies dem überwiegenden Interesse
der betroffenen Person entspricht.

(3) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Person befragen,
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person sach-
dienliche Angaben machen kann, die für die Erfüllung einer bestimmten
ordnungsbehördlichen oder polizeilichen Aufgabe erforderlich sind. Für
die Dauer der Befragung kann der Befragte angehalten werden. Der
Befragte ist verpflichtet, Namen, Vornamen, Tag und Ort der Geburt
und Wohnungsanschrift anzugeben. Zu weiteren Auskünften ist er nur
verpflichtet, soweit für ihn gesetzliche Handlungspflichten bestehen.

(4) Befragungen sind grundsätzlich an die betroffene Person zu richten;
ohne deren Kenntnis können Dritte befragt werden, wenn die Befra-
gung der betroffenen Person

1. nicht oder nicht rechtzeitig möglich ist,
2. einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern würde und

schutzwürdige Belange der betroffenen Person nicht entgegenste-
hen,

3. die Erfüllung der Aufgaben gefährden würde.

(5) Der Befragte ist in geeigneter Weise auf

1. die Rechtsgrundlagen der Befragung,
2. eine bestehende Auskunftspflicht oder die Freiwilligkeit der Aus-

kunft

hinzuweisen. Der Hinweis kann unterbleiben, wenn hierdurch die Er-
füllung der ordnungsbehördlichen oder polizeilichen Aufgaben erheb-
lich erschwert oder gefährdet würde.

(6) Die §§ 52 bis 55 und 136a der Strafprozessordnung gelten entspre-
chend.

ASOG § 23 Prüfung von Berechtigungsscheinen

Die Ordnungsbehörden und die Polizei können verlangen, dass ein Be-
rechtigungsschein zur Prüfung ausgehändigt wird, wenn die Person auf
Grund einer Rechtsvorschrift oder einer vollziehbaren Auflage in einem
Erlaubnisbescheid verpflichtet ist, diesen Berechtigungsschein mitzuführen.

ASOG § 24 Erkennungsdienstliche Maßnahmen

(1) Die Polizei kann erkennungsdienstliche Maßnahmen vornehmen, wenn

1. eine nach § 21 zulässige Identitätsfeststellung auf andere Weise
nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten möglich ist,
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2. das zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten erforderlich ist,
weil die betroffene Person verdächtig ist, eine Straftat begangen zu
haben, und wegen der Art oder Begehensweise der Tat die Gefahr
der Begehung weiterer Straftaten besteht.

(2) Ist die Identität festgestellt, so sind in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1
die im Zusammenhang mit der Feststellung angefallenen erkennungs-
dienstlichen Unterlagen zu vernichten, es sei denn, ihre weitere Aufbe-
wahrung ist zu Zwecken des Absatzes 1 Nr. 2 oder nach anderen
Rechtsvorschriften zulässig.

(3) Erkennungsdienstliche Maßnahmen sind insbesondere

1. die Abnahme von Finger- und Handflächenabdrücken,
2. die Aufnahme von Lichtbildern,
3. Messungen und die Feststellung anderer äußerer körperlicher

Merkmale.

(4) Eingriffe in die körperliche Unversehrtheit sind unzulässig.

ASOG § 29 Wegweisung und Betretungsverbot zum Schutz bei Gewalttaten und
Nachstellungen

(1) Die Polizei kann eine Person aus ihrer Wohnung und dem unmittelbar
angrenzenden Bereich verweisen, wenn Tatsachen, insbesondere ein
von ihr begangener tätlicher Angriff, die Annahme rechtfertigen, dass
diese Maßnahme zur Abwehr einer von der wegzuweisenden Person
ausgehenden Gefahr für Körper, Gesundheit oder Freiheit von Bewoh-
nerinnen und Bewohnern derselben Wohnung erforderlich ist. Unter
den gleichen Voraussetzungen kann die Polizei ein Betretungsverbot
für die Wohnung, den unmittelbar angrenzenden Bereich, die Arbeits-
stätte oder die Ausbildungsstätte, die Schule oder bestimmte andere
Orte, an denen sich die verletzte oder gefährdete Person regelmäßig
aufhalten muss, anordnen. Ergänzend können Maßnahmen zur Durch-
setzung der Wegweisung oder des Betretungsverbots verfügt werden.

(2) Die Polizei hat die von einem Betretungsverbot betroffene Person auf-
zufordern, eine Anschrift oder eine zustellungsbevollmächtigte Person
zum Zwecke von Zustellungen behördlicher oder gerichtlicher Ent-
scheidungen, die zur Abwehr einer Gefahr im Sinne des Absatzes l er-
gehen, zu benennen. Die Polizei hat der verletzten Person die Anga-
ben zu übermitteln.

(3) Das Betretungsverbot endet spätestens 14 Tage nach seiner Anord-
nung, in jedem Fall jedoch bereits mit einer ablehnenden Entscheidung
über einen zivilrechtlichen Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung auf Überlassung der gemeinsam genutzten Wohnung zur alleini-
gen Benutzung. Das Zivilgericht unterrichtet die Polizei unverzüglich
von seiner Entscheidung.

ASOG § 32 Behandlung festgehaltener Personen

(1) Wird eine Person auf Grund von § 20 Abs. 3, § 21 Abs. 3 Satz 3 oder §
30 festgehalten, ist ihr unverzüglich der Grund bekannt zu geben. Sie
ist über die zulässigen Rechtsbehelfe zu belehren. Zu der Belehrung
gehört der Hinweis, dass eine etwaige Aussage freiwillig erfolgt.

(2) Der festgehaltenen Person ist unverzüglich Gelegenheit zu geben,
einen Angehörigen oder eine Person ihres Vertrauens zu benachrichti-
gen, soweit dadurch der Zweck der Freiheitsentziehung nicht gefährdet
wird. Unberührt bleibt die Benachrichtigungspflicht bei einer richterli-
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chen Freiheitsentziehung. Die Polizei soll die Benachrichtigung über-
nehmen, wenn die festgehaltene Person nicht in der Lage ist, von dem
Recht nach Satz 1 Gebrauch zu machen, und die Benachrichtigung ih-
rem mutmaßlichen Willen nicht widerspricht. Ist die festgehaltene Per-
son minderjährig oder ist ein Betreuer für sie bestellt, so ist in jedem
Falle unverzüglich derjenige zu benachrichtigen, dem die Sorge für die
Person oder die Betreuung der Person nach dem ihm übertragenen
Aufgabengebiet obliegt.

(3) Die festgehaltene Person soll gesondert, insbesondere ohne ihre Ein-
willigung nicht in demselben Raum mit Straf- oder Untersuchungsge-
fangenen untergebracht werden. Männer und Frauen sollen getrennt
untergebracht werden. Der festgehaltenen Person dürfen nur solche
Beschränkungen auferlegt werden, die der Zweck der Freiheitsentzie-
hung oder die Ordnung im Gewahrsam erfordert.

ASOG § 42 Allgemeine Regeln über die Datenspeicherung, -veränderung und -nut-
zung

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können rechtsmäßig erhobene
personenbezogene Daten in Akten oder Dateien speichern, verändern
und nutzen, soweit das zur Erfüllung ihrer Aufgaben, zu einer zeitlich
befristeten Dokumentation oder zur Vorgangsverwaltung erforderlich
ist. Dies gilt auch für personenbezogene Daten, die die Ordnungsbe-
hörden und die Polizei unaufgefordert durch Dritte erlangt haben.

(2) Die Ordnungsbehörden und die Polizei dürfen personenbezogene Da-
ten nur zu dem Zweck speichern, verändern und nutzen, zu dem sie
die Daten erlangt haben. Die Nutzung sowie die weitere Speicherung
und Veränderung zu einem anderen ordnungsbehördlichen oder poli-
zeilichen Zweck ist zulässig, soweit die Ordnungsbehörden und die Po-
lizei die Daten auch zu diesem Zweck hätten erheben und nutzen dür-
fen. Eine Verarbeitung zu anderen Zwecken liegt nicht vor, wenn sie
der Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rech-
nungsprüfung oder der Durchführung von Organisationsuntersuchun-
gen dient. Der Zugriff auf personenbezogene Daten ist insoweit nur
zulässig, als er für die Ausübung dieser Befugnisse unverzichtbar ist.

(3) Die Polizei kann, soweit Bestimmungen der Strafprozessordnung oder
andere gesetzliche Regelungen nicht entgegenstehen, personenbezo-
gene Daten, die sie im Rahmen von strafrechtlichen Ermittlungen ge-
wonnen hat, speichern, verändern und nutzen, soweit das zur Gefah-
renabwehr, insbesondere zur vorbeugenden Bekämpfung von Strafta-
ten (§ 1 Abs. 3) erforderlich ist.

(4) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können personenbezogene
Daten über die zulässige Speicherungsdauer hinaus zur Aus- oder
Fortbildung oder zu statistischen Zwecken in anonymisierter Form nut-
zen.

(5) Werden personenbezogene Daten von Kindern, die ohne Kenntnis der
Sorgeberechtigten erhoben worden sind, gespeichert, sind die Sorge-
berechtigten zu unterrichten, soweit die Aufgabenerfüllung dadurch
nicht mehr gefährdet wird. Von der Unterrichtung kann abgesehen
werden, solange zu besorgen ist, dass die Unterrichtung zu erhebli-
chen Nachteilen für das Kind führt.

ASOG § 44 Datenübermittlung innerhalb des öffentlichen Bereichs
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(1) Zwischen den Ordnungsbehörden sowie zwischen den Ordnungsbe-
hörden und der Polizei können personenbezogene Daten übermittelt
werden, soweit das zur Erfüllung ordnungsbehördlicher oder polizeili-
cher Aufgaben erforderlich ist; dies gilt auch für die Übermittlung von
Daten an Gefahrenabwehr- oder Polizeibehörden eines anderen Lan-
des oder des Bundes. § 42 Abs. 2 gilt entsprechend. Datenübermittlung
im Sinne dieses Gesetzes ist auch die Weitergabe personenbezogener
Daten innerhalb einer Behörde zwischen Stellen, die unterschiedliche
gesetzliche Aufgaben wahrnehmen.

(2) Im übrigen können die Ordnungsbehörden und die Polizei personenbe-
zogene Daten an Behörden oder sonstige öffentliche Stellen übermit-
teln, soweit das

1. zur Erfüllung ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Aufgaben,
2. zur Abwehr einer Gefahr für oder durch den Empfänger,
3. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl,
4. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte

einer Person

erforderlich ist.

(3) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können personenbezogene
Daten an ausländische öffentliche Stellen sowie an über- und zwi-
schenstaatliche Stellen übermitteln, soweit das

1. zur Erfüllung einer Aufgabe der Ordnungsbehörde oder der Polizei,
2. zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für oder durch den Empfän-

ger erforderlich ist oder
3. sie hierzu auf Grund über- oder zwischenstaatlicher Vereinbarun-

gen über Datenübermittlungen berechtigt oder verpflichtet sind.
Die Übermittlung unterbleibt, soweit Grund zu der Annahme besteht,
dass dadurch gegen den Zweck eines deutschen Gesetzes verstoßen
würde oder schutzwürdige Belange der betroffenen Personen beein-
trächtigt würden. Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, dass die über-
mittelten Daten nur zu dem Zweck genutzt werden dürfen, zu dessen
Erfüllung sie ihm übermittelt wurden.

(4) Personenbezogene Daten über die in § 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 ge-
nannten Personen, Zeugen, Hinweisgeber und sonstige Auskunftsper-
sonen sowie wertende Angaben dürfen nur an andere Ordnungsbehör-
den und Polizeibehörden übermittelt werden.

(5) Die übermittelnde Stelle hat die Zulässigkeit der Übermittlung zu prü-
fen. Erfolgt die Übermittlung auf Grund eines Ersuchens, hat die über-
mittelnde Stelle nur zu prüfen, ob das Übermittlungsersuchen im Rah-
men der Aufgaben des Empfängers liegt. Im Übrigen hat sie die Zuläs-
sigkeit der Übermittlung nur zu prüfen, wenn Zweifel an der Rechtmä-
ßigkeit der Nutzung durch den Empfänger bestehen. Der Empfänger
hat der übermittelnden Stelle die erforderlichen Angaben zu machen.

(6) Der Empfänger darf die übermittelten personenbezogenen Daten, so-
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem Zweck nutzen,
zu dem sie ihm übermittelt worden sind.

(7) Andere Behörden und sonstige öffentliche Stellen können personenbe-
zogene Daten an die Ordnungsbehörden und die Polizei übermitteln,
soweit das zur Erfüllung ordnungsbehördlicher oder polizeilicher Auf-
gaben erforderlich erscheint und die von der übermittelnden Stelle zu
beachtenden Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Sie sind zur Ü-
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bermittlung verpflichtet, wenn es zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Le-
ben oder Freiheit einer Person erforderlich ist.

(8) Andere Rechtsvorschriften für die Datenübermittlung bleiben unberührt.

ASOG Anhang
Nr. 17

Jugend und Familie

Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet von
Jugend und Familie:

(1) die Durchführung des Jugendschutzgesetzes;

(2) die Ordnungsaufgaben nach dem Auswandererschutzgesetz;

(3) die Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen (§ 42 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch), sofern nicht die für Jugend und Familie zu-
ständige Senatsverwaltung (Nr. 6) zuständig ist;

(4) die Herausnahme des Kindes oder des Jugendlichen ohne Zustim-
mung des Personensorgeberechtigten (§ 43 des Achten Buches Sozi-
algesetzbuch);

(5) die Erteilung, der Widerruf und die Rücknahme der Pflegeerlaubnis (§
44 des Achten Buches Sozialgesetzbuch).

BAT § 9 Schweigepflicht

(1) Der Angestellte hat über Angelegenheiten der Verwaltung oder des
Betriebes, deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vorge-
sehen oder auf Weisung des Arbeitgebers angeordnet ist, Verschwie-
genheit zu bewahren.

(2) Ohne Genehmigung des Arbeitgebers darf der Angestellte von dienstli-
chen Schriftstücken, Formeln, Zeichnungen, bildlichen Darstellungen,
chemischen Stoffen oder Werkstoffen, Herstellungsverfahren, Maschi-
nenteilen oder anderen geformten Körpern zu außerdienstlichen Zwe-
cken weder sich noch einem anderen Kenntnis, Abschriften, Ab- oder
Nachbildungen, Proben oder Probestücke verschaffen. Diesem Verbot
unterliegen die Angestellten bezüglich der sie persönlich betreffenden
Vorgänge nicht, es sei denn, dass deren Geheimhaltung durch Gesetz
oder dienstliche Anordnung vorgeschrieben ist.

(3) Der Angestellte hat auf Verlangen des Arbeitgebers dienstliche Schrift-
stücke, Zeichnungen, bildliche Darstellungen usw. sowie Aufzeichnun-
gen über Vorgänge der Verwaltung oder des Betriebes herauszugeben.

(4) Der Angestellte hat auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses
über Angelegenheiten, die der Schweigepflicht unterliegen, Verschwie-
genheit zu bewahren.

BDSG § 3 Weitere Begriffsbestimmungen

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder
sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürli-
chen Person (Betroffener).

(2) Automatisierte Verarbeitung ist die Erhebung, Verarbeitung oder Nut-
zung personenbezogener Daten unter Einsatz von Datenverarbei-
tungsanlagen. Eine nicht automatisierte Datei ist jede nicht automati-
sierte Sammlung personenbezogener Daten, die gleichartig aufgebaut
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ist und nach bestimmten Merkmalen zugänglich ist und ausgewertet
werden kann.

(3) Erheben ist das Beschaffen von Daten über den Betroffenen.

(4) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und
Löschen personenbezogener Daten. Im Einzelnen ist, ungeachtet der
dabei angewendeten Verfahren:

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren personen-
bezogener Daten auf einem Datenträger zum Zwecke ihrer weite-
ren Verarbeitung oder Nutzung,

2. Verändern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter personenbe-
zogener Daten,

3. Übermitteln das Bekannt geben gespeicherter oder durch Daten-
verarbeitung gewonnener personenbezogener Daten an einen
Dritten in der Weise, dass
a) die Daten an den Dritten weitergegeben werden oder
b) der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene Daten

einsieht oder abruft,
4. Sperren das Kennzeichnen gespeicherter personenbezogener

Daten, um ihre weitere Verarbeitung oder Nutzung einzuschrän-
ken,

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter personenbezoge-
ner Daten.

(5) Nutzen ist jede Verwendung personenbezogener Daten, soweit es sich
nicht um Verarbeitung handelt.

(6) Anonymisieren ist das Verändern personenbezogener Daten derart,
dass die Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse
nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an
Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren na-
türlichen Person zugeordnet werden können.

(6a) Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens und anderer Identifi-
kationsmerkmale durch ein Kennzeichen zu dem Zweck, die Bestim-
mung des Betroffenen auszuschließen oder wesentlich zu erschweren.

(7) Verantwortliche Stelle ist jede Person oder Stelle, die personenbezo-
gene Daten für sich selbst erhebt, verarbeitet oder nutzt oder dies
durch andere im Auftrag vornehmen lässt.

(8) Empfänger ist jede Person oder Stelle, die Daten erhält. Dritter ist jede
Person oder Stelle außerhalb der verantwortlichen Stelle. Dritte sind
nicht der Betroffene sowie Personen und Stellen, die im Inland, in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem an-
deren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum personenbezogene Daten im Auftrag erheben, verarbeiten
oder nutzen.

(9) Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die
rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder
philosophische Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Ge-
sundheit oder Sexualleben.
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(10) Mobile personenbezogene Speicher- und Verarbeitungsmedien sind
Datenträger,

1. die an den Betroffenen ausgegeben werden,
2. auf denen personenbezogene Daten über die Speicherung hinaus

durch die ausgebende oder eine andere Stelle automatisiert verar-
beitet werden können und

3. bei denen der Betroffene diese Verarbeitung nur durch den
Gebrauch des Mediums beeinflussen kann.

BlnDSG § 1 Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Verarbeitung personenbezogener Daten bei
der manuellen und automatisierten allgemeinen Verwaltungstätigkeit,
soweit hierfür keine besonderen gesetzlichen Vorschriften gelten oder
im Hinblick auf das informationelle Selbstbestimmungsrecht erforderlich
sind.

(2) Im Sinne dieses Gesetzes umfasst allgemeine Verwaltungstätigkeit die
Vorgangsverwaltung, die Dokumentation der Vorgänge und der Verfah-
rensbeteiligten, die Bürokommunikation sowie sonstige zur ordnungs-
gemäßen Erledigung der behördlichen Aufgaben erforderliche organi-
satorische Tätigkeiten, insbesondere den dafür notwendigen Schrift-
wechsel innerhalb der Verwaltung und nach außen sowie die Erstel-
lung, Verwaltung oder Archivierung der im rahmen des Geschäftsgangs
notwendigen Aufzeichnungen. Als allgemeine Verwaltungstätigkeit gilt
auch die Bearbeitung von Anträgen und Vorgängen, die keinem ge-
setzlich geregelten Sachgebiet zugeordnet werden können, ferner die
Durchführung von Rechtsstreitigkeiten.

BlnDSG § 6 Zulässigkeit der Datenverarbeitung

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur zulässig, wenn

1. dieses Gesetz oder
2. eine besondere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder
3. der Betroffene eingewilligt hat.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nach diesem Gesetz
zulässig, wenn wegen der Art der Daten, wegen ihrer Offenkundigkeit
oder wegen der Art der Verwendung schutzwürdige Belange der Be-
troffenen nicht beeinträchtigt werden. Satz 1 Nr. 2 gilt nur, wenn die
Rechtsvorschrift einen diesem Gesetz vergleichbaren Datenschutz ge-
währleistet.

(2) Werden aufgrund einer Rechtsvorschrift des Bundes personenbezoge-
ne Daten verarbeitet, ohne dass die Verarbeitung im Einzelnen gere-
gelt ist, finden die §§ 13-15 des Bundesdatenschutzgesetzes Anwen-
dung.

(3) Wird die Datenverarbeitung auf die Einwilligung des Betroffenen ge-
stützt, so ist dieser in geeigneter Weise über die Bedeutung der Einwil-
ligung, insbesondere über den Verwendungszweck der Daten, aufzu-
klären. Die Aufklärungspflicht umfasst bei beabsichtigten Übermittlun-
gen auch den Empfänger der Daten sowie den Zweck der Übermitt-
lung. Der Betroffene ist unter Darlegung der Rechtsfolgen darauf hin-
zuweisen, dass er die Einwilligung verweigern kann.

(4) Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer
Umstände eine andere Form angemessen ist. Soll die Einwilligung zu-
sammen mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt werden, so ist der
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Betroffene darauf schriftlich besonders hinzuweisen.

(5) Die Einwilligung ist unwirksam, wenn sie durch Androhung ungesetzli-
cher Nachteile oder durch fehlende Aufklärung bewirkt wurde.

BlnDSG § 10 Erheben

(1) Personenbezogene Daten sind unter der Voraussetzung des § 6 Abs. 1
grundsätzlich bei dem Betroffenen mit seiner Kenntnis zu erheben.

(2) Werden Daten beim Betroffenen mit seiner Kenntnis erhoben, so ist er
in geeigneter Weise über den Zweck der Datenerhebung aufzuklären.
Die Aufklärungspflicht umfasst bei beabsichtigten Übermittlungen auch
den Empfänger der Daten. Werden Daten bei dem Betroffenen auf
Grund einer durch Rechtsvorschrift festgelegten Auskunftspflicht erho-
ben, so ist er auf die Rechtsgrundlage hinzuweisen. lm übrigen ist er
darauf hinzuweisen, dass er die Auskunft verweigern kann. Sind die
Angaben für die Gewährung einer Leistung erforderlich, so ist er über
die möglichen Folgen einer Nichtbeantwortung aufzuklären.

(3) Bei Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen dürfen Daten im Ein-
zelfall ohne seine Kenntnis nur erhoben werden, wenn

1. eine Rechtsvorschrift dies erlaubt,
2. der Betroffene in diese Form der Erhebung eingewilligt hat oder
3. eine rechtzeitige Kenntnisgabe an den Betroffenen nicht möglich ist

und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Be-
lange des Betroffenen beeinträchtigt werden könnten.

(4) Beim Betroffenen und bei Dritten außerhalb des öffentlichen Bereichs
dürfen Daten ohne seine Kenntnis nur erhoben werden, wenn eine
Rechtsvorschrift dieses vorsieht.

(5) Werden Daten beim Betroffenen ohne seine Kenntnis erhoben, so ist er
davon zu benachrichtigen, sobald die rechtmäßige Erfüllung der Auf-
gaben dadurch nicht mehr gefährdet wird. Die Benachrichtigung um-
fasst die Angabe der Rechtsgrundlage und die in Absatz 2 Satz 1 und 2
vorgesehene Aufklärung.

BlnDSG § 12 Datenübermittlung innerhalb des öffentlichen Bereichs

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an Behörden und sonstige
öffentliche Stellen ist zulässig, wenn eine der Voraussetzungen des § 6
Abs. 1 vorliegt. Werden die Daten vom Empfänger zur Erfüllung des
gleichen Zwecks benötigt, zu dem die Daten erhoben worden sind, ist
die Übermittlung personenbezogener Daten an Behörden und sonstige
öffentliche Stellen ferner zulässig, wenn sie zur rechtmäßigen Erfüllung
der durch Gesetz der übermittelnden Stelle oder dem Empfänger zu-
gewiesenen Aufgabe erforderlich ist.

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-
rechtlichen Religionsgemeinschaften ist in entsprechender Anwendung
der Vorschriften über die Datenübermittlung an Behörden und sonstige
öffentliche Stellen zulässig, sofern sichergestellt ist, dass bei dem
Empfänger hinreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden.

Über die Zulässigkeit der Datenübermittlung entscheidet die übermittelnde
Stelle.

BlnDSG § 13 Datenübermittlung an Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs
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Die Übermittlung personenbezogener Daten an Personen und andere
Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs sowie an landesunmittelbare
Anstalten des öffentlichen Rechts, die am Wettbewerb teilnehmen, ist zu-
lässig, wenn eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder der Betroffene einge-
willigt hat.

BlnDSG § 14 Datenübermittlung an öffentliche Stellen außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Grundgesetzes

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an Behörden oder sonsti-
ge öffentliche Stellen außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge-
setzes sowie an über- oder zwischenstaatliche Stellen ist zulässig, so-
weit die Übermittlung in einem Gesetz, einem Rechtsakt der Europäi-
schen Gemeinschaften oder einer internationalen Vereinbarung aus-
drücklich geregelt ist.

(2) Eine Übermittlung ist auch zulässig, wenn für den Empfänger gleich-
wertige Datenschutzregelungen gelten und bei einer Übermittlung an
öffentliche Stellen die Voraussetzungen der §§ 9 und 11 erfüllt sind.
Die Übermittlung unterbleibt, soweit Grund zu der Annahme besteht,
dass sie gegen den Zweck eines deutschen Gesetzes, insbesondere
gegen § 1 Abs. 1, verstoßen würde.

GastStG § 22 Auskunft und Nachschau

(1) Die Inhaber von Gaststättenbetrieben, ihre Stellvertreter und die mit der
Leitung des Betriebes beauftragten Personen haben den zuständigen
Behörden die für die Durchführung dieses Gesetzes und der auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen.

(2) Die von der zuständigen Behörde mit der Überwachung des Betriebes
beauftragten Personen sind befugt, Grundstücke und Geschäftsräume
des Auskunftspflichtigen zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigun-
gen vorzunehmen und in die geschäftlichen Unterlagen des Auskunfts-
pflichtigen Einsicht zu nehmen. Der Auskunftspflichtige hat die Maß-
nahmen nach Satz 1 zu dulden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schränkt.

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten
Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Ver-
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen wür-
de.

GG Art. 1 Abs. 1 Menschenwürde; Grundrechtsbindung der staatlichen Gewalt

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schüt-
zen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

GG Art. 2 Abs. 1 Allgemeine Handlungsfreiheit; Freiheit der Person; Recht auf Leben

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, so-
weit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfas-
sungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.

GG § 104 (1) Die Freiheit der Person kann nur auf Grund eines förmlichen Gesetzes
und nur unter Beachtung der darin vorgeschriebenen Formen be-
schränkt werden. Festgehaltene Personen dürfen weder seelisch noch
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körperlich misshandelt werden.

(2) Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat nur
der Richter zu entscheiden. Bei jeder nicht auf richterlicher Anordnung
beruhenden Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine richterliche Ent-
scheidung herbeizuführen. Die Polizei darf aus eigener Machtvollkom-
menheit niemanden länger als bis zum Ende des Tages nach dem Er-
greifen in eigenem Gewahrsam halten. Das Nähere ist gesetzlich zu
regeln.

(3) Jeder wegen des Verdachtes einer strafbaren Handlung vorläufig Fest-
genommene ist spätestens am Tage nach der Festnahme dem Richter
vorzuführen, der ihm die Gründe der Festnahme mitzuteilen, ihn zu
vernehmen und ihm Gelegenheit zu Einwendungen zu geben hat. Der
Richter hat unverzüglich entweder einen mit Gründen versehenen
schriftlichen Haftbefehl zu erlassen oder die Freilassung anzuordnen.

(4) Von jeder richterlichen Entscheidung über die Anordnung oder Fort-
dauer einer Freiheitsentziehung ist unverzüglich ein Angehöriger des
Festgehaltenen oder eine Person seines Vertrauens zu benachrichti-
gen.

JGG § 67 Stellung des Erziehungsberechtigten und des gesetzlichen Vertreters

(1) Soweit der Beschuldigte ein Recht darauf hat, gehört zu werden, Fra-
gen und Anträge zu stellen oder bei Untersuchungshandlungen anwe-
send zu sein, steht dieses Recht auch dem Erziehungsberechtigten
und dem gesetzlichen Vertreter zu.

(2) Ist eine Mitteilung an den Beschuldigten vorgeschrieben, so soll die
entsprechende Mitteilung an den Erziehungsberechtigten und den ge-
setzlichen Vertreter gerichtet werden.

(3) Die Rechte des gesetzlichen Vertreters zur Wahl eines Verteidigers
und zur Einlegung von Rechtsbehelfen stehen auch dem Erziehungs-
berechtigten zu.

(4) Der Richter kann diese Rechte dem Erziehungsberechtigten und dem
gesetzlichen Vertreter entziehen, soweit sie verdächtig sind, an der
Verfehlung des Beschuldigten beteiligt zu sein, oder soweit sie wegen
einer Beteiligung verurteilt sind. Liegen die Voraussetzungen des Sat-
zes 1 bei dem Erziehungsberechtigten oder dem gesetzlichen Vertreter
vor, so kann der Richter die Entziehung gegen beide aussprechen,
wenn ein Missbrauch der Rechte zu befürchten ist. Stehen dem Erzie-
hungsberechtigten und dem gesetzlichen Vertreter ihre Rechte nicht
mehr zu, so bestellt der Vormundschaftsrichter einen Pfleger zur
Wahrnehmung der Interessen des Beschuldigten im anhängigen Straf-
verfahren. Die Hauptverhandlung wird bis zur Bestellung des Pflegers
ausgesetzt.

(5) Sind mehrere erziehungsberechtigt, so kann jeder von ihnen die in
diesem Gesetz bestimmten Rechte des Erziehungsberechtigten aus-
üben. In der Hauptverhandlung oder in einer sonstigen Verhandlung
vor dem Richter wird der abwesende Erziehungsberechtigte als durch
den anwesenden vertreten angesehen. Sind Mitteilungen oder Ladun-
gen vorgeschrieben, so genügt es, wenn sie an einen Erziehungsbe-
rechtigten gerichtet werden.

KunstUrhG § 22 Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öf-
fentlich zur Schau gestellt werden. Die Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt,
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wenn der Abgebildete dafür, dass er sich abbilden ließ, eine Entlohnung
erhielt. Nach dem Tode des Abgebildeten bedarf es bis zum Ablaufe von
10 Jahren der Einwilligung der Angehörigen des Abgebildeten. Angehörige
im Sinne dieses Gesetzes sind der überlebende Ehegatte oder Lebens-
partner und die Kinder des Abgebildeten und, wenn weder ein Ehegatte
oder Lebenspartner noch Kinder vorhanden sind, die Eltern des Abgebil-
deten.

KunstUrhG § 23 (1) Ohne die nach § 22 erforderliche Einwilligung dürfen verbreitet und zur
Schau gestellt werden:

1. Bildnisse aus dem Bereiche der Zeitgeschichte;
2. Bilder, auf denen die Personen nur als Beiwerk neben einer Land-

schaft oder sonstigen Örtlichkeit erscheinen;
3. Bilder von Versammlungen, Aufzügen und ähnlichen Vorgängen,

an denen die dargestellten Personen teilgenommen haben;
4. Bildnisse, die nicht auf Bestellung angefertigt sind, sofern die

Verbreitung oder Schaustellung einem höheren Interesse der
Kunst dient.

(2) Die Befugnis erstreckt sich jedoch nicht auf eine Verbreitung und
Schaustellung, durch die ein berechtigtes Interesse des Abgebildeten
oder, falls dieser verstorben ist, seiner Angehörigen verletzt wird.

LBG § 27 Aussagegenehmigung

(1) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, darf nur versagt werden,
wenn die Aussage dem Wohle des Bundes oder eines deutschen Lan-
des Nachteile bereiten oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernst-
lich gefährden oder erheblich erschweren würde.

(2) Die Genehmigung, ein Gutachten zu erstatten, kann versagt werden,
wenn die Erstattung den dienstlichen Interessen Nachteile bereiten
würde.

(3) Ist der Beamte Partei oder Beschuldigter in einem gerichtlichen Verfah-
ren oder soll sein Vorbringen der Wahrnehmung seiner berechtigten
Interessen dienen, so darf die Genehmigung auch dann, wenn die Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 erfüllt sind, nur versagt werden, wenn
die dienstlichen Rücksichten dies unabweisbar erfordern. Wird sie ver-
sagt, so ist dem Beamten Schutz zu gewähren, soweit nicht zwingende
dienstliche Rücksichten entgegenstehen.

(4) Über die Versagung der Genehmigung entscheidet die oberste Dienst-
behörde.
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SGB I § 35 Sozialgeheimnis

(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67
Abs. 1 Zehntes Buch) von den Leistungsträgern nicht unbefugt erho-
ben, verarbeitet oder genutzt werden (Sozialgeheimnis). Die Wahrung
des Sozialgeheimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des
Leistungsträgers sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten
zugänglich sind oder nur an diese weitergegeben werden. Sozialdaten
der Beschäftigten und ihrer Angehörigen dürfen Personen, die Perso-
nalentscheidungen treffen oder daran mitwirken können, weder zu-
gänglich sein noch von Zugriffsberechtigten weitergegeben werden.
Der Anspruch richtet sich auch gegen die Verbände der Leistungsträ-
ger, die Arbeitsgemeinschaften der Leistungsträger und ihrer Verbän-
de, die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung, die in diesem
Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen Vereinigungen, gemein-
same Servicestellen, Integrationsfachdienste, die Künstlersozialkasse,
die Deutsche Post AG, soweit sie mit der Berechnung oder Auszahlung
von Sozialleistungen betraut ist, die Behörden der Zollverwaltung, so-
weit sie Aufgaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes,
nach § 107 Abs. 1 des Vierten Buches und § 66 des Zehnten Buches
durchführen, die Versicherungsämter und Gemeindebehörden, sowie
die anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Abs. 2 des Adopti-
onsvermittlungsgesetzes), soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetz-
buch wahrnehmen, das Bundesamt für Güterverkehr, soweit es Aufga-
ben nach § 107 Abs. 1 Satz 2 des Vierten Buches durchführt, und die
Stellen, die Aufgaben nach § 67c Abs. 3 des Zehnten Buches wahr-
nehmen. Die Beschäftigten haben auch nach Beendigung ihrer Tätig-
keit bei den genannten Stellen das Sozialgeheimnis zu wahren.

(2) Eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten ist nur un-
ter den Voraussetzungen des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches
zulässig.

(3) Soweit eine Übermittlung nicht zulässig ist, besteht keine Auskunfts-
pflicht, keine Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder Aus-
lieferung von Schriftstücken, nicht automatisierten Dateien und auto-
matisiert erhobenen, verarbeiteten oder genutzten Sozialdaten.

(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich.

(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels
des Zehnten Buches verarbeitet oder genutzt werden. Sie dürfen au-
ßerdem verarbeitet oder genutzt werden, wenn schutzwürdige Interes-
sen des Verstorbenen oder seiner Angehörigen dadurch nicht beein-
trächtigt werden können.

SGB VIII § 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

(1) Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand an
allen sie betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu
beteiligen. Sie sind in geeigneter Weise auf ihre Rechte im Verwal-
tungsverfahren sowie im Verfahren vor dem Familiengericht, dem Vor-
mundschaftsgericht und dem Verwaltungsgericht hinzuweisen.

(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen Angelegenhei-
ten der Erziehung und Entwicklung an das Jugendamt zu wenden.

Kinder und Jugendliche können ohne Kenntnis des Personensorgeberech-
tigten beraten werden, wenn die Beratung aufgrund einer Not- und Kon-
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fliktlage erforderlich ist und solange durch die Mitteilung an den Personen-
sorgeberechtigten der Beratungszweck vereitelt würde.

SGB VIII § 42 Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen

(1) Das Jugendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein Kind oder einen Ju-
gendlichen in seine Obhut zu nehmen, wenn

1. das Kind oder der Jugendliche um Obhut bittet oder
2. eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des Jugendli-

chen die Inobhutnahme erfordert und
a) die Personensorgeberechtigten nicht widersprechen oder
b) eine familiengerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig einge-

holt werden kann oder
3. ein ausländisches Kind oder ein ausländischer Jugendlicher unbe-

gleitet nach Deutschland kommt und sich weder Personensorge-
noch Erziehungsberechtigte im Inland aufhalten.

Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, ein Kind oder einen Jugendli-
chen bei einer geeigneten Person, in einer geeigneten Einrichtung oder
in einer sonstigen Wohnform vorläufig unterzubringen; im Fall von Satz
1 Nr. 2 auch ein Kind oder einen Jugendlichen von einer anderen Per-
son wegzunehmen.

(2) Das Jugendamt hat während der Inobhutnahme die Situation, die zur
Inobhutnahme geführt hat, zusammen mit dem Kind oder dem Jugend-
lichen zu klären und Möglichkeiten der Hilfe und Unterstützung aufzu-
zeigen. Dem Kind oder dem Jugendlichen ist unverzüglich Gelegenheit
zu geben, eine Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. Das Ju-
gendamt hat während der Inobhutnahme für das Wohl des Kindes oder
des Jugendlichen zu sorgen und dabei den notwendigen Unterhalt und
die Krankenhilfe sicherzustellen. Das Jugendamt ist während der Inob-
hutnahme berechtigt, alle Rechtshandlungen vorzunehmen, die zum
Wohl des Kindes oder Jugendlichen notwendig sind; der mutmaßliche
Wille der Personensorge- oder der Erziehungsberechtigten ist dabei
angemessen zu berücksichtigen.

(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 die Per-
sonensorge- oder Erziehungsberechtigten unverzüglich von der Inob-
hutnahme zu unterrichten und mit ihnen das Gefährdungsrisiko abzu-
schätzen. Widersprechen die Personensorge- oder Erziehungsberech-
tigten der Inobhutnahme, so hat das Jugendamt unverzüglich

1. das Kind oder den Jugendlichen den Personensorge- oder Erzie-
hungsberechtigten zu übergeben, sofern nach der Einschätzung
des Jugendamts eine Gefährdung des Kindeswohls nicht besteht
oder die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten bereit und in
der Lage sind, die Gefährdung abzuwenden oder

2. eine Entscheidung des Familiengerichts über die erforderlichen
Maßnahmen zum Wohl des Kindes oder des Jugendlichen herbei-
zuführen.

Sind die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten nicht erreichbar,
so gilt Satz 2 Nr. 2 entsprechend. Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3
ist unverzüglich die Bestellung eines Vormunds oder Pflegers zu ver-
anlassen. Widersprechen die Personensorgeberechtigten der Inobhut-
nahme nicht, so ist unverzüglich ein Hilfeplanverfahren zur Gewährung
einer Hilfe einzuleiten.

(4) Die Inobhutnahme endet mit
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1. der Übergabe des Kindes oder Jugendlichen an die Personensor-
ge- oder Erziehungsberechtigten,

2. der Entscheidung über die Gewährung von Hilfen nach dem Sozi-
algesetzbuch.

(5) Freiheitsentziehende Maßnahmen im Rahmen der Inobhutnahme sind
nur zulässig, wenn und soweit sie erforderlich sind, um eine Gefahr für
Leib oder Leben des Kindes oder des Jugendlichen oder eine Gefahr
für Leib oder Leben Dritter abzuwenden. Die Freiheitsentziehung ist
ohne gerichtliche Entscheidung spätestens mit Ablauf des Tages nach
ihrem Beginn zu beenden.

(6) Ist bei der Inobhutnahme die Anwendung unmittelbaren Zwangs erfor-
derlich, so sind die dazu befugten Stellen hinzuzuziehen.

SGB VIII § 61 Anwendungsbereich

(1) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung und Verwendung in
der Jugendhilfe gelten § 35 des Ersten Buches, §§ 67 bis 85a des
Zehnten Buches sowie die nachfolgenden Vorschriften. Sie gelten für
alle Stellen des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, soweit sie Aufga-
ben nach diesem Buch wahrnehmen. Für die Wahrnehmung von Auf-
gaben nach diesem Buch durch kreisangehörige Gemeinden und Ge-
meindeverbände, die nicht örtliche Träger sind, gelten die Sätze 1 und
2 entsprechend.

(2) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung und Verwendung
im Rahmen der Tätigkeit des Jugendamts als Amtspfleger, Amtsvor-
mund, Beistand und Gegenvormund gilt nur § 68.

(3) Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der freien Jugendhilfe in
Anspruch genommen, so ist sicherzustellen, dass der Schutz der per-
sonenbezogenen Daten bei der Erhebung und Verwendung in entspre-
chender Weise gewährleistet ist.

SGB VIII § 62 Datenerhebung

(1) Sozialdaten dürfen nur erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Er-
füllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

(2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. Er ist über die Rechts-
grundlage der Erhebung sowie die Zweckbestimmungen der Erhebung
und Verwendung aufzuklären, soweit diese nicht offenkundig sind.

(3) Ohne Mitwirkung des Betroffenen dürfen Sozialdaten nur erhoben wer-
den, wenn

1. eine gesetzliche Bestimmung dies vorschreibt oder erlaubt oder
2. ihre Erhebung beim Betroffenen nicht möglich ist oder die jeweilige

Aufgabe ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen erfordert, die
Kenntnis der Daten aber erforderlich ist für
a) die Feststellung der Voraussetzungen oder für die Erfüllung

einer Leistung nach diesem Buch oder
b) die Feststellung der Voraussetzungen für die Erstattung einer

Leistung nach § 50 des Zehnten Buches oder
c) die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den §§ 42 bis 48a und

nach  § 52 oder
d) die Erfüllung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung

nach § 8a oder
3. die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Auf-
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wand erfordern würde und keine Anhaltspunkte dafür bestehen,
dass schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt wer-
den oder

4. die Erhebung bei dem Betroffenen den Zugang zur Hilfe ernsthaft
gefährden würde.

(4) Ist der Betroffene nicht zugleich Leistungsberechtigter oder sonst an
der Leistung beteiligt, so dürfen die Daten auch beim Leistungsberech-
tigten oder einer anderen Person, die sonst an der Leistung beteiligt ist,
erhoben werden, wenn die Kenntnis der Daten für die Gewährung einer
Leistung nach diesem Buch notwendig ist. Satz 1 gilt bei der Erfüllung
anderer Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 3 entsprechend.

SGB VIII § 63 Datenspeicherung

(1) Sozialdaten dürfen gespeichert werden, soweit dies für die Erfüllung
der jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

(2) Daten, die zur Erfüllung unterschiedlicher Aufgaben der öffentlichen
Jugendhilfe erhoben worden sind, dürfen nur zusammengeführt wer-
den, wenn und solange dies wegen eines unmittelbaren Sachzusam-
menhangs erforderlich ist. Daten, die zu Leistungszwecken im Sinne
des § 2 Abs. 2 und Daten, die für andere Aufgaben im Sinne des § 2
Abs. 3 erhoben worden sind, dürfen nur zusammengeführt werden,
soweit dies zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

SGB VIII § 64 Datenübermittlung und -nutzung

(1) Sozialdaten dürfen zu dem Zweck übermittelt oder genutzt werden, zu
dem sie erhoben worden sind.

(2) Eine Übermittlung für die Erfüllung von Aufgaben nach § 69 des Zehn-
ten Buches ist abweichend von Absatz 1 nur zulässig, soweit dadurch
der Erfolg einer zu gewährenden Leistung nicht in Frage gestellt wird.

(2a) Vor einer Übermittlung an eine Fachkraft, die der verantwortlichen
Stelle nicht angehört, sind die Sozialdaten zu anonymisieren oder zu
pseudonymisieren, soweit die Aufgabenerfüllung dies zulässt.

(3) Sozialdaten dürfen beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke
der Planung im Sinne des § 80 gespeichert oder genutzt werden; sie
sind unverzüglich zu anonymisieren.

SGB VIII § 65 Besonderer Vertrauensschutz in der persönlichen und erzieherischen
Hilfe

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe zum Zweck persönlicher und erzieherischer Hilfe anvertraut
worden sind, dürfen von diesem nur weitergegeben werden

1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder
2. dem Vormundschafts- oder dem Familiengericht zur Erfüllung der

Aufgaben nach § 8a Abs. 3, wenn angesichts einer Gefährdung
des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese Mit-
teilung eine für die Gewährung von Leistungen notwendige gericht-
liche Entscheidung nicht ermöglicht werden könnte, oder

3. dem Mitarbeiter, der auf Grund eines Wechsels der Fallzuständig-
keit im Jugendamt oder eines Wechsels der örtlichen Zuständigkeit
für die Gewährung oder Erbringung der Leistung verantwortlich ist,
wenn Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Kindeswohls gege-
ben sind und die Daten für eine Abschätzung des Gefährdungsrisi-



Informationsweitergabe zwischen Straßensozialarbeit und Polizei

Stiftung SPI - Berlin 2007

40

kos notwendig sind, oder an die Fachkräfte, die zum Zwecke der
Abschätzung des Gefährdungsrisikos nach § 8a hinzugezogen
werden; § 64 Abs. 2a bleibt unberührt, oder

4. unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203 Abs. 1
oder 3 des Strafgesetzbuches genannten Personen dazu befugt
wäre.

Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten weiter, so dürfen sie vom
Empfänger nur zu dem Zweck weitergegeben werden, zu dem er diese
befugt erhalten hat.

(2) § 35 Abs. 3 des Ersten Buches gilt auch, soweit ein behördeninternes
Weitergabeverbot nach Absatz 1 besteht.

SGB X § 67 Begriffsbestimmungen

(1) Sozialdaten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Ver-
hältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person
(Betroffener), die von einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle
im Hinblick auf ihre Aufgaben nach diesem Gesetzbuch erhoben, ver-
arbeitet oder genutzt werden. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
sind alle betriebs- oder geschäftsbezogenen Daten, auch von juristi-
schen Personen, die Geheimnischarakter haben.

(2) Aufgaben nach diesem Gesetzbuch sind, soweit dieses Kapitel ange-
wandt wird, auch

1. Aufgaben auf Grund von Verordnungen, deren Ermächtigungs-
grundlage sich im Sozialgesetzbuch befindet,

2. Aufgaben auf Grund von über- und zwischenstaatlichem Recht im
Bereich der sozialen Sicherheit,

3. Aufgaben auf Grund von Rechtsvorschriften, die das Erste und
Zehnte Buch des Sozialgesetzbuches für entsprechend anwendbar
erklären, und

4. Aufgaben auf Grund des Arbeitssicherheitsgesetzes und Aufgaben,
soweit sie den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen durch
Gesetz zugewiesen sind. § 8 Abs. 1 Satz 3 des Arbeitssicherheits-
gesetzes bleibt unberührt.

(3) Automatisiert im Sinne dieses Gesetzbuches ist die Erhebung, Verar-
beitung oder Nutzung von Sozialdaten, wenn sie unter Einsatz von
Datenverarbeitungsanlagen durchgeführt wird (automatisierte Verar-
beitung). Eine nicht automatisierte Datei ist jede nicht automatisierte
Sammlung von Sozialdaten, die gleichartig aufgebaut ist und nach be-
stimmten Merkmalen zugänglich ist und ausgewertet werden kann.

(4) (weggefallen)

(5) Erheben ist das Beschaffen von Daten über den Betroffenen.

(6) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und
Löschen von Sozialdaten. Im Einzelnen ist, ungeachtet der dabei an-
gewendeten Verfahren

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren von Sozi-
aldaten auf einem Datenträger zum Zwecke ihrer weiteren Verar-
beitung oder Nutzung,

2. Verändern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter Sozialdaten,
3. Übermitteln das Bekannt geben gespeicherter oder durch Daten-

verarbeitung gewonnener Sozialdaten an einen Dritten in der Wei-
se, dass
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a) die Daten an den Dritten weitergegeben werden oder
b) der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene Daten

einsieht oder abruft;

Übermitteln im Sinne dieses Gesetzbuches ist auch das Bekannt
geben nicht gespeicherter Sozialdaten,

4. Sperren das vollständige oder teilweise Untersagen der weiteren
Verarbeitung oder Nutzung von Sozialdaten durch entsprechende
Kennzeichnung,

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter Sozialdaten.

(7) Nutzen ist jede Verwendung von Sozialdaten, soweit es sich nicht um
Verarbeitung handelt, auch die Weitergabe innerhalb der verantwortli-
chen Stelle.

(8) Anonymisieren ist das Verändern von Sozialdaten derart, dass die Ein-
zelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse nicht mehr o-
der nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten
und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Per-
son zugeordnet werden können.

(8a) Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens und anderer Identifi-
kationsmerkmale durch ein Kennzeichen zu dem Zweck, die Bestim-
mung des Betroffenen auszuschließen oder wesentlich zu erschweren.

(9) Verantwortliche Stelle ist jede Person oder Stelle, die Sozialdaten für
sich selbst erhebt, verarbeitet oder nutzt oder dies durch andere im
Auftrag vornehmen lässt. Werden Sozialdaten von einem Leistungsträ-
ger im Sinne von § 12 des Ersten Buches erhoben, verarbeitet oder
genutzt, ist verantwortliche Stelle der Leistungsträger. Ist der Leis-
tungsträger eine Gebietskörperschaft, so sind eine verantwortliche
Stelle die Organisationseinheiten, die eine Aufgabe nach einem der
besonderen Teile dieses Gesetzbuches funktional durchführen.

(10)  Empfänger ist jede Person oder Stelle, die Sozialdaten erhält. Dritter
ist jede Person oder Stelle außerhalb der verantwortlichen Stelle. Dritte
sind nicht der Betroffene sowie diejenigen Personen und Stellen, die im
Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum Sozialdaten im Auftrag erheben, verarbeiten oder nut-
zen.

(11)  Nicht-öffentliche Stellen sind natürliche und juristische Personen, Ge-
sellschaften und andere Personenvereinigungen des privaten Rechts,
soweit sie nicht unter § 81 Abs. 3 fallen.

(12)  Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die
rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder
philosophische Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Ge-
sundheit oder Sexualleben.

SGB X § 67 a Datenerhebung

(1) Das Erheben von Sozialdaten durch in § 35 des Ersten Buches ge-
nannte Stellen ist zulässig, wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung einer Auf-
gabe der erhebenden Stelle nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist.
Dies gilt auch für besondere Arten personenbezogener Daten (§ 67
Abs. 12). Angaben über die rassische Herkunft dürfen ohne Einwilli-
gung des Betroffenen, die sich ausdrücklich auf diese Daten beziehen
muss, nicht erhoben werden. Ist die Einwilligung des Betroffenen durch
Gesetz vorgesehen, hat sie sich ausdrücklich auf besondere Arten per-
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sonenbezogener Daten (§ 67 Abs. 12) zu beziehen.

(2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. Ohne seine Mitwirkung
dürfen sie nur erhoben werden,

1. bei den in § 35 des Ersten Buches oder in § 69 Abs. 2 genannten
Stellen, wenn
a) diese zur Übermittlung der Daten an die erhebende Stelle

befugt sind,
b) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen

Aufwand erfordern würde und
c) keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende

schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt wer-
den,

2. bei anderen Personen oder Stellen, wenn
a) eine Rechtsvorschrift die Erhebung bei ihnen zulässt oder die

Übermittlung an die erhebende Stelle ausdrücklich vorschreibt
oder

b) die Aufgaben nach diesem Gesetzbuch ihrer Art nach eine
Erhebung bei anderen Personen oder Stellen erforderlich ma-
chen oder

aa) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismä-
ßigen Aufwand erfordern würde

bb) und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass über-
wiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen
beeinträchtigt werden.

(3) Werden Sozialdaten beim Betroffenen erhoben, ist er, sofern er nicht
bereits auf andere Weise Kenntnis erlangt hat, über die Zweckbestim-
mungen der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung und die Identität der
verantwortlichen Stelle zu unterrichten. Über Kategorien von Empfän-
gern ist der Betroffene nur zu unterrichten, soweit

1. er nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder
der Übermittlung an diese rechnen muss,

2. es sich nicht um eine Verarbeitung oder Nutzung innerhalb einer in
§ 35 des Ersten Buches genannten Stelle oder einer Organisati-
onseinheit im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt oder

3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches ge-
nannten Stellen oder von Organisationseinheiten im Sinne von §
67 Abs. 9 Satz 3 handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur engen
Zusammenarbeit verpflichtet sind.

Werden Sozialdaten beim Betroffenen auf Grund einer Rechtsvorschrift
erhoben, die zur Auskunft verpflichtet, oder ist die Erteilung der Aus-
kunft Voraussetzung für die Gewährung von Rechtsvorteilen, ist der
Betroffene hierauf sowie auf die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft ver-
pflichtet, und die Folgen der Verweigerung von Angaben, sonst auf die
Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuweisen.

(4) Werden Sozialdaten statt beim Betroffenen bei einer nicht-öffentlichen
Stelle erhoben, so ist die Stelle auf die Rechtsvorschrift, die zur Aus-
kunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuwei-
sen.

(5) Werden Sozialdaten weder beim Betroffenen noch bei einer in § 35 des
Ersten Buches genannten Stelle erhoben und hat der Betroffene davon
keine Kenntnis, ist er von der Speicherung, der Identität der verant-
wortlichen Stelle sowie über die Zweckbestimmungen der Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung zu unterrichten. Eine Pflicht zur Unterrich-
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tung besteht nicht, wenn

1. der Betroffene bereits auf andere Weise Kenntnis von der Speiche-
rung oder der Übermittlung erlangt hat,

2. die Unterrichtung des Betroffenen einen unverhältnismäßigen Auf-
wand erfordert oder

3. die Speicherung oder Übermittlung der Sozialdaten auf Grund ei-
nes Gesetzes ausdrücklich vorgesehen ist.

Über Kategorien von Empfängern ist der Betroffene nur zu unterrichten,
soweit

1. er nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder
der Übermittlung an diese rechnen muss,

2. es sich nicht um eine Verarbeitung oder Nutzung innerhalb einer in
§ 35 des Ersten Buches genannten Stelle oder einer Organisati-
onseinheit im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt oder

3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches ge-
nannten Stellen oder von Organisationseinheiten im Sinne von §
67 Abs. 9 Satz 3 handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur engen
Zusammenarbeit verpflichtet sind.

Sofern eine Übermittlung vorgesehen ist, hat die Unterrichtung spä-
testens bei der ersten Übermittlung zu erfolgen. Die verantwortliche
Stelle legt schriftlich fest, unter welchen Voraussetzungen von einer
Unterrichtung nach Satz 2 Nr. 2 und 3 abgesehen wird. § 83 Abs. 2 bis
4 gilt entsprechend.

SGB X § 67 b Zulässigkeit der Datenverarbeitung und –nutzung

(1) Die Verarbeitung von Sozialdaten und deren Nutzung sind nur zulässig,
soweit die nachfolgenden Vorschriften oder eine andere Rechtsvor-
schrift in diesem Gesetzbuch es erlauben oder anordnen oder soweit
der Betroffene eingewilligt hat. § 67a Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt entspre-
chend mit der Maßgabe, dass die Übermittlung ohne Einwilligung des
Betroffenen nur insoweit zulässig ist, als es sich um Daten über die
Gesundheit oder das Sexualleben handelt oder die Übermittlung zwi-
schen Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung oder zwischen
Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung und deren Arbeitsge-
meinschaften zur Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe erforderlich ist.

(2) Wird die Einwilligung bei dem Betroffenen eingeholt, ist er auf den
Zweck der vorgesehenen Verarbeitung oder Nutzung sowie auf die
Folgen der Verweigerung der Einwilligung hinzuweisen. Die Einwilli-
gung des Betroffenen ist nur wirksam, wenn sie auf dessen freier Ent-
scheidung beruht. Die Einwilligung und der Hinweis bedürfen der
Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine andere
Form angemessen ist. Soll die Einwilligung zusammen mit anderen Er-
klärungen schriftlich erteilt werden, ist die Einwilligungserklärung im
äußeren Erscheinungsbild der Erklärung hervorzuheben.

(3) Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Um-
stand im Sinne des Absatzes 2 Satz 3 auch dann vor, wenn durch die
Schriftform der bestimmte Forschungszweck erheblich beeinträchtigt
würde. In diesem Fall sind der Hinweis nach Absatz 2 Satz 1 und die
Gründe, aus denen sich die erhebliche Beeinträchtigung des bestimm-
ten Forschungszweckes ergibt, schriftlich festzuhalten.

Entscheidungen, die für den Betroffenen eine rechtliche Folge nach sich
ziehen oder ihn erheblich beeinträchtigen, dürfen nicht ausschließlich auf
eine automatisierte Verarbeitung von Sozialdaten gestützt werden, die der
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Bewertung einzelner Persönlichkeitsmerkmale dient.

SGB X § 67 c Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung

(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen von Sozialdaten durch die in §
35 des Ersten Buches genannten Stellen ist zulässig, wenn es zur Er-
füllung der in der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle liegenden
gesetzlichen Aufgaben nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist und es
für die Zwecke erfolgt, für die die Daten erhoben worden sind. Ist keine
Erhebung vorausgegangen, dürfen die Daten nur für die Zwecke geän-
dert oder genutzt werden, für die sie gespeichert worden sind.

(2) Die nach Absatz 1 gespeicherten Daten dürfen von derselben Stelle für
andere Zwecke nur gespeichert, verändert oder genutzt werden, wenn

1. die Daten für die Erfüllung von Aufgaben nach anderen Rechtsvor-
schriften dieses Gesetzbuches als diejenigen, für die sie erhoben
wurden, erforderlich sind,

2. der Betroffenen im Einzelfall eingewilligt hat oder
3. es zur Durchführung eines bestimmten Vorhabens der wissen-

schaftlichen Forschung oder Planung im Sozialleistungsbereich
erforderlich ist und die Voraussetzungen des § 75 Abs. 1 vorliegen.

(3) Eine Speicherung, Veränderung oder Nutzung für andere Zwecke liegt
nicht vor, wenn sie für die Wahrnehmung von Aufsichts-, Kontroll- und
Disziplinarbefugnissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchführung
von Organisationsuntersuchungen für die verantwortliche Stelle erfor-
derlich ist. Das gilt auch für die Veränderung oder Nutzung zu Ausbil-
dungs- und Prüfungszwecken durch die verantwortliche Stelle, soweit
nicht überwiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen entge-
genstehen.

(4) Sozialdaten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle,
der Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen
Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen
nur für diese Zwecke verwendet werden.

(5) Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung oder Planung im Sozi-
alleistungsbereich erhobene oder gespeicherte Sozialdaten dürfen von
den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen nur für ein bestimm-
tes Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung im Sozialleistungsbe-
reich oder der Planung im Sozialleistungsbereich verändert oder ge-
nutzt werden. Die Sozialdaten sind zu anonymisieren, sobald dies nach
dem Forschungs- oder Planungszweck möglich ist. Bis dahin sind die
Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über per-
sönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimm-
baren Person zugeordnet werden können. Sie dürfen mit den Einzel-
angaben nur zusammengeführt werden, soweit der Forschungs- oder
Planungszweck dies erfordert.

SGB X § 67 d Übermittlungsgrundsätze

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist nur zulässig, soweit eine gesetz-
liche Übermittlungsbefugnis nach den §§ 68 bis 77 oder nach einer an-
deren Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch vorliegt.

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die über-
mittelnde Stelle. Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen des Dritten, an
den die Daten übermittelt werden, trägt dieser die Verantwortung für
die Richtigkeit der Angaben in seinem Ersuchen.
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(3) Sind mit Sozialdaten, die nach Absatz 1 übermittelt werden dürfen,
weitere personenbezogene Daten des Betroffenen oder eines Dritten
so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem
Aufwand möglich ist, so ist die Übermittlung auch dieser Daten nur zu-
lässig, wenn schutzwürdige Interessen des Betroffenen oder eines
Dritten an deren Geheimhaltung nicht überwiegen; eine Veränderung
oder Nutzung dieser Daten ist unzulässig.

(4) Die Übermittlung von Sozialdaten auf maschinell verwertbaren Daten-
trägern oder im Wege der Datenübertragung ist auch über Vermitt-
lungsstellen zulässig. Für die Auftragserteilung an die Vermittlungs-
stelle gilt § 80 Abs. 2 Satz 1, für deren Anzeigepflicht § 80 Abs. 3 und
für die Verarbeitung und Nutzung durch die Vermittlungsstelle § 80
Abs. 4 entsprechend.

SGB X § 68 Übermittlung für Aufgaben der Polizeibehörden, der Staatsanwaltschaf-
ten und Gerichte, der Behörden der Gefahrenabwehr oder zur Durch-
setzung öffentlich-rechtlicher Ansprüche

(1) Zur Erfüllung von Aufgaben der Polizeibehörden, der Staatsanwalt-
schaften und Gerichte, der Behörden der Gefahrenabwehr, der Justiz-
vollzugsanstalten oder zur Durchsetzung von öffentlich-rechtlichen An-
sprüchen in Höhe von mindestens 600 Euro ist es zulässig, im Einzel-
fall auf Ersuchen Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, derzeiti-
ge Anschrift des Betroffenen, seinen derzeitigen oder zukünftigen Auf-
enthalt sowie Namen und Anschriften seiner derzeitigen Arbeitgeber zu
übermitteln, soweit kein Grund zur Annahme besteht, dass dadurch
schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden, und
wenn das Ersuchen nicht länger als sechs Monate zurückliegt. Die er-
suchte Stelle ist über § 4 Abs. 3 hinaus zur Übermittlung auch dann
nicht verpflichtet, wenn sich die ersuchende Stelle die Angaben auf an-
dere Weise beschaffen kann. Satz 2 findet keine Anwendung, wenn
das Amtshilfeersuchen zur Durchführung einer Vollstreckung nach § 66
erforderlich ist.

(1a) Zu dem in § 7 Abs. 2 des Internationalen Familienrechtsverfahrensge-
setzes bezeichneten Zweck ist es zulässig, der in dieser Vorschrift be-
zeichneten Zentralen Behörde auf Ersuchen im Einzelfall den derzeiti-
gen Aufenthalt des Betroffenen zu übermitteln, soweit kein Grund zur
Annahme besteht, dass dadurch schutzwürdige Interessen des Betrof-
fenen beeinträchtigt werden.

(2) Über das Übermittlungsersuchen entscheidet der Leiter der ersuchten
Stelle, sein allgemeiner Stellvertreter oder ein besonders bevollmäch-
tigter Bediensteter.

(3) Eine Übermittlung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Sozialdaten, von
Angaben zur Staats- und Religionsangehörigkeit, früherer Anschriften
der Betroffenen, von Namen und Anschriften früherer Arbeitgeber der
Betroffenen sowie von Angaben über an Betroffene erbrachte oder
demnächst zu erbringende Geldleistungen ist zulässig, soweit sie zur
Durchführung einer nach Bundes- oder Landesrecht zulässigen Ras-
terfahndung erforderlich ist.    § 67d Abs. 2 Satz 1 findet keine Anwen-
dung; § 15 Abs. 2 Satz 2 und 3 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt
entsprechend.

StGB § 203 Verletzung von Privatgeheimnissen

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Ge-
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schäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines ande-
ren Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung der
Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher
Abschlussprüfung,

3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich
geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer,
Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied
eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirt-
schaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesell-
schaft,

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für
Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts aner-
kannt ist.

4a. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach
den  §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

5. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem
Sozialpädagogen oder

6. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- o-
der Lebensversicherung oder einer privatärztlichen Verrechnungs-
stelle

anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, wird mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich
ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als

1. Amtsträger,
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personal-

vertretungsrecht wahrnimmt,
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines

Landes tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschus-
ses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsor-
gans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates,

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte
Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich
verpflichtet worden ist, oder

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungs-
pflicht bei der Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorha-
ben auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, an-
vertraut worden oder sonst bekannt geworden ist.

Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben über
persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfasst worden sind; Satz 1 ist
jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Be-
hörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung
bekannt gegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt.

(3) Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen andere Mit-
glieder einer Rechtsanwaltskammer gleich. Den in Absatz 1 und Satz 1
Genannten stehen ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und die Personen
gleich, die bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind. Den in
Absatz 1 und den in Satz 1 und 2 Genannten steht nach dem Tod des
zur Wahrung des Geheimnisses Verpflichteten ferner gleich, wer das
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Geheimnis von dem Verstorbenen oder aus dessen Nachlass erlangt
hat.

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde
Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbefugt offenbart.

(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die
Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

StGB § 353 b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhal-
tungspflicht

(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als

1. Amtsträger,
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertre-

tungsrecht wahrnimmt,

anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, unbefugt offenbart
und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Hat der Täter
durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interessen gefährdet, so
wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be-
straft.

(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen Ge-
genstand oder eine Nachricht, zu deren Geheimhaltung er

1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bun-
des oder eines Landes oder eines seiner Ausschüsse verpflichtet
ist oder

2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbar-
keit der Verletzung der Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet
worden ist, an einen anderen gelangen lässt oder öffentlich be-
kannt macht und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft.

(3) Der Versuch ist strafbar.

(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird er-
teilt

1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans
a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheim-

nis während seiner Tätigkeit bei einem oder für ein Gesetzge-
bungsorgan des Bundes oder eines Landes bekannt gewor-
den ist,

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1;
2. von der obersten Bundesbehörde

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheim-
nis während seiner Tätigkeit sonst bei einer oder für eine Be-
hörde oder bei einer anderen amtlichen Stelle des Bundes o-
der für eine solche Stelle bekannt geworden ist,

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer
amtlichen Stelle des Bundes verpflichtet worden ist;

3. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absät-
ze 1 und 2 Nr. 2.

StPO § 52 (1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt
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1. der Verlobte des Beschuldigten oder die Person, mit der der Be-
schuldigte ein Versprechen eingegangen ist, eine Lebenspartner-
schaft zu begründen;

2. der Ehegatte des Beschuldigten, auch wenn die Ehe nicht mehr
besteht;

2a. der Lebenspartner des Beschuldigten, auch wenn die Lebenspart-
nerschaft nicht mehr besteht;

3. wer mit dem Beschuldigten in gerader Linie verwandt oder versch-
wägert, in der Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis
zum zweiten Grad verschwägert ist oder war.

(2) Haben Minderjährige wegen mangelnder Verstandesreife oder haben
Minderjährige oder Betreute wegen einer psychischen Krankheit oder
einer geistigen oder seelischen Behinderung von der Bedeutung des
Zeugnisverweigerungsrechts keine genügende Vorstellung, so dürfen
sie nur vernommen werden, wenn sie zur Aussage bereit sind und
auch ihr gesetzlicher Vertreter der Vernehmung zustimmt. Ist der ge-
setzliche Vertreter selbst Beschuldigter, so kann er über die Ausübung
des Zeugnisverweigerungsrechts nicht entscheiden; das gleiche gilt für
den nicht beschuldigten Elternteil, wenn die gesetzliche Vertretung bei-
den Eltern zusteht.

(3) Die zur Verweigerung des Zeugnisses berechtigten Personen, in den
Fällen des Absatzes 2 auch deren zur Entscheidung über die Aus-
übung des Zeugnisverweigerungsrechts befugte Vertreter, sind vor je-
der Vernehmung über ihr Recht zu belehren. Sie können den Verzicht
auf dieses Recht auch während der Vernehmung widerrufen.

StPO § 53 (1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt

1. Geistliche über das, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger
anvertraut worden oder bekannt geworden ist;

2. Verteidiger des Beschuldigten über das, was ihnen in dieser Eigen-
schaft anvertraut worden oder bekannt geworden ist;

3. Rechtsanwälte, Patentanwälte, Notare, Wirtschaftsprüfer, verei-
digte Buchprüfer, Steuerberater und Steuerbevollmächtigte, Ärzte,
Zahnärzte, Psychologische Psychotherapeuten, Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten, Apotheker und Hebammen über
das, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden oder be-
kannt geworden ist, Rechtsanwälten stehen dabei sonstige Mitglie-
der einer Rechtsanwaltskammer gleich;

3a. Mitglieder oder Beauftragte einer anerkannten Beratungsstelle
nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes über
das, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden oder be-
kannt geworden ist;

3b. Berater für Fragen der Betäubungsmittelabhängigkeit in einer Be-
ratungsstelle, die eine Behörde oder eine Körperschaft, Anstalt o-
der Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt oder bei sich einge-
richtet hat, über das, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut
worden oder bekannt geworden ist;

4. Mitglieder des Bundestages, eines Landtages oder einer zweiten
Kammer über Personen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Mitglie-
der dieser Organe oder denen sie in dieser Eigenschaft Tatsachen
anvertraut haben sowie über diese Tatsachen selbst;

5. Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung
von Druckwerken, Rundfunksendungen, Filmberichten oder der
Unterrichtung oder Meinungsbildung dienenden Informations- und
Kommunikationsdiensten berufsmäßig mitwirken oder mitgewirkt
haben. Die in Satz 1 Nr. 5 genannten Personen dürfen das Zeugnis
verweigern über die Person des Verfassers oder Einsenders von
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Beiträgen und Unterlagen oder des sonstigen Informanten sowie
über die ihnen im Hinblick auf ihre Tätigkeit gemachten Mitteilun-
gen, über deren Inhalt sowie über den Inhalt selbst erarbeiteter
Materialien und den Gegenstand berufsbezogener Wahrnehmun-
gen. Dies gilt nur, soweit es sich um Beiträge, Unterlagen, Mittei-
lungen und Materialien für den redaktionellen Teil oder redaktionell
aufbereitete Informations- und Kommunikationsdienste handelt.

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3b Genannten dürfen das Zeugnis nicht
verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit ent-
bunden sind. Die Berechtigung zur Zeugnisverweigerung der in Absatz
1 Satz 1 Nr. 5 genannten über den Inhalt selbst erarbeiteter Materialien
und den Gegenstand entsprechender Wahrnehmungen entfällt, wenn
die Aussage zur Aufklärung eines Verbrechens beitragen soll oder
wenn Gegenstand der Untersuchung

1. eine Straftat des Friedensverrats und der Gefährdung des demo-
kratischen Rechtsstaats oder des Landesverrats und der Gefähr-
dung der äußeren Sicherheit (§§ 80a, 85, 87, 88, 95, auch in Ver-
bindung mit § 97b, §§ 97a, 98 bis 100a des Strafgesetzbuches),

2. eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach den §§
174 bis 176, 179 des Strafgesetzbuches oder

3. eine Geldwäsche, eine Verschleierung unrechtmäßig erlangter
Vermögenswerte nach § 261 Abs. 1 bis 4 des Strafgesetzbuches
ist und die Erforschung des Sachverhalts oder die Ermittlung des
Aufenthaltsortes des Beschuldigten auf andere Weise aussichtslos
oder wesentlich erschwert wäre. Der Zeuge kann jedoch auch in
diesen Fällen die Aussage verweigern, soweit sie zur Offenbarung
der Person des Verfassers oder Einsenders von Beiträgen und
Unterlagen oder des sonstigen Informanten oder der ihm im Hin-
blick auf seine Tätigkeit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 gemachten
Mitteilungen oder deren Inhalts führen würde.

StPO § 53 a (1) Den in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 Genannten stehen ihre Gehilfen
und die Personen gleich, die zur Vorbereitung auf den Beruf an der be-
rufsmäßigen Tätigkeit Teilnehmen. Über die Ausübung des Rechtes
dieser Hilfspersonen, das Zeugnis zu Verweigern, entscheiden die in §
53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 Genannten, es sei denn, dass diese Ent-
scheidung in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden kann.

(2) Die Entbindung von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit (§ 53 Abs.
2 Satz 1) gilt auch für die Hilfspersonen.

StPO § 54 (1) Für die Vernehmung von Richtern, Beamten und anderen Personen
des öffentlichen Dienstes als Zeugen über Umstände, auf die sich ihre
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit bezieht, und für die Genehmigung zur
Aussage gelten die besonderen beamtenrechtlichen Vorschriften.

(2) Für die Mitglieder des Bundestages, eines Landtages, der Bundes-
oder einer Landesregierung sowie für die Angestellten einer Fraktion
des Bundestages und eines Landtages gelten die für sie maßgebenden
besonderen Vorschriften.

(3) Der Bundespräsident kann das Zeugnis verweigern, wenn die Able-
gung des Zeugnisses dem Wohl des Bundes oder eines deutschen
Landes Nachteile bereiten würde.

(4) Diese Vorschriften gelten auch, wenn die vorgenannten Personen nicht
mehr im öffentlichen Dienst oder Angestellte einer Fraktion sind oder
ihre Mandate beendet sind, soweit es sich um Tatsachen handelt, die
sich während ihrer Dienst-, Beschäftigungs- oder Mandatszeit ereignet
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haben oder ihnen während ihrer Dienst-, Beschäftigungs- oder Man-
datszeit zur Kenntnis gelangt sind.

StPO § 55 (1) Jeder Zeuge kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren
Beantwortung ihm selbst oder einem der in § 52 Abs. 1 bezeichneten
Angehörigen die Gefahr zuziehen würde, wegen einer Straftat oder ei-
ner Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden.

(2) Der Zeuge ist über sein Recht zur Verweigerung der Auskunft zu beleh-
ren.
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���� BVerfGE 65, 1 - Volkszählung

Urteil des Ersten Senats vom 15. Dezember 1983 auf die mündliche Verhandlung vom 18.
und 19. Oktober 1983 - 1 BvR 209, 269, 362, 420, 440, 484/83 in den Verfahren über die
Verfassungsbeschwerden

1. Unter den Bedingungen der modernen Datenverarbeitung wird der Schutz des Einzelnen
gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung, Verwendung und Weitergabe seiner persönlichen
Daten von dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 1
Abs. 1 GG umfaßt. Das Grundrecht gewährleistet insoweit die Befugnis des Einzelnen, grund-
sätzlich selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen.

2. Einschränkungen dieses Rechts auf "informationelle Selbstbestimmung" sind nur im über-
wiegenden Allgemeininteresse zulässig. Sie bedürfen einer verfassungsgemäßen gesetzlichen
Grundlage, die dem rechtsstaatlichen Gebot der Normenklarheit entsprechen muß. Bei seinen
Regelungen hat der Gesetzgeber ferner den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten.
Auch hat er organisatorische und verfahrensrechtliche Vorkehrungen zu treffen, welche der
Gefahr einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts entgegenwirken.

3. Bei den verfassungsrechtlichen Anforderungen an derartige Einschränkungen ist zu unter-
scheiden zwischen personenbezogenen Daten, die in individualisierter, nicht anonymer Form
erhoben und verarbeitet werden, und solchen, die für statistische Zwecke bestimmt sind.

Bei der Datenerhebung für statistische Zwecke kann eine enge und konkrete Zweckbindung der
Daten nicht verlangt werden. Der Informationserhebung und Informationsverarbeitung müssen
aber innerhalb des Informationssystems zum Ausgleich entsprechende Schranken gegenüber-
stehen.

4. Das Erhebungsprogramm des Volkszählungsgesetzes 1983 (§ 2 Nr. 1 bis 7, §§ 3 bis 5) führt
nicht zu einer mit der Würde des Menschen unvereinbaren Registrierung und Katalogisierung
der Persönlichkeit; es entspricht auch den Geboten der Normenklarheit und der Verhältnismä-
ßigkeit. Indessen bedarf es zur Sicherung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung
ergänzender verfahrensrechtlicher Vorkehrungen für Durchführung und Organisation der Da-
tenerhebung.

5. Die in § 9 Abs. 1 bis 3 des Volkszählungsgesetzes 1983vorgesehenen Übermittlungsrege-
lungen (unter anderem Melderegisterabgleich) verstoßen gegen das allgemeine Persönlich-
keitsrecht. Die Weitergabe zu wissenschaftlichen Zwecken (§ 9 Abs. 4 VZG 1983 ) ist mit dem
Grundgesetz vereinbar.

Urteil des Ersten Senats vom 15. Dezember 1983 auf die mündliche Verhandlung vom 18.
und 19. Oktober 1983 - 1 BvR 209, 269, 362, 420, 440, 484/83- in den Verfahren über die
Verfassungsbeschwerden ... unmittelbar gegen das Gesetz über eine Volks-, Berufs-,
Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung (Volkszählungsgesetz 1983) vom 25. März 1982
(BGBl. I S. 369)

ENTSCHEIDUNGSFORMEL:

1. § 2 Nummer 1 bis 7 sowie §§ 3 bis 5 des Gesetzes über eine Volks-, Berufs-, Wohnungs-
und Arbeitsstättenzählung (Volkszählungsgesetz 1983) vom 25 März 1982 (Bundesgesetzbl. I
S. 369) sind mit dem Grundgesetz vereinbar; jedoch hat der Gesetzgeber nach Maßgabe der
Gründe für ergänzende Regelungen der Organisation und des Verfahrens der Volkszählung
Sorge zu tragen.

2. § 9 Absatz 1 bis 3 des Volkszählungsgesetzes 1983 ist mit Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung
mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes unvereinbar und nichtig.
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3. Die Beschwerdeführer werden durch das Volkszählungsgesetz 1983 in dem aus Nummer 1
und 2 ersichtlichen Umfang in ihren Grundrechten aus Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Arti-
kel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes verletzt.

Im übrigen werden die Verfassungsbeschwerden zurückgewiesen.

4. Die Bundesrepublik Deutschland hat den Beschwerdeführern die notwendigen Auslagen zu
erstatten.

GRÜNDE:

A.

Die Verfassungsbeschwerden richten sich unmittelbar gegen das Gesetz über eine Volkszäh-
lung, Berufszählung, Wohnungszählung und Arbeitsstättenzählung (Volkszählungsgesetz 1983)
vom 25. März 1982 (BGBl I S 369) - VZG 1983 -.

Die durch dieses Gesetz angeordnete Datenerhebung hat Beunruhigung auch in solchen Teilen
der Bevölkerung ausgelöst, die als loyale Staatsbürger das Recht und die Pflicht des Staates
respektieren, die für rationales und planvolles staatliches Handeln erforderlichen Informationen
zu beschaffen. Dies mag teilweise daraus zu erklären sein, daß weithin Unkenntnis über Um-
fang und Verwendungszwecke der Befragung bestand und daß die Notwendigkeit zur verläßli-
chen Aufklärung der Auskunftspflichtigen nicht rechtzeitig erkannt worden ist, obwohl sich das
allgemeine Bewußtsein durch die Entwicklung der automatisierten Datenverarbeitung seit den
Mikrozensus-Erhebungen in den Jahren 1956 bis 1962 (vgl. BVerfGE 27, 1) erheblich verändert
hatte. Die Möglichkeiten der modernen Datenverarbeitung sind weithin nur noch für Fachleute
durchschaubar und können beim Staatsbürger die Furcht vor einer unkontrollierbaren Persön-
lichkeitserfassung selbst dann auslösen, wenn der Gesetzgeber lediglich solche Angaben ver-
langt, die erforderlich und zumutbar sind. Zur Beunruhigung mag nicht zuletzt beigetragen ha-
ben, daß auch Sachkundige die Überzeugung vertraten, das Volkszählungsgesetz 1983 genü-
ge trotz einstimmiger Verabschiedung in den gesetzgebenden Körperschaften schon in den
Vorschriften über die Erhebung der Daten und vor allem in den Bestimmungen über deren Ver-
wertung nicht hinreichend den verfassungsrechtlichen Anforderungen. Da zu diesen nur eine
lückenhafte verfassungsgerichtliche Rechtsprechung bestand, nötigen die zahlreichen Verfas-
sungsbeschwerden gegen das Volkszählungsgesetz 1983 das Bundesverfassungsgericht, die
verfassungsrechtlichen Grundlagen des Datenschutzes umfassender zu prüfen. Der Erlaß der
einstweiligen Anordnung vom 13. April 1983 (EuGRZ 1983, S 171 = BVerfGE 64, 67) hat die
Voraussetzungen für eine solche Prüfung geschaffen.

I.

1. Das Volkszählungsgesetz 1983 regelt in den §§ 1 bis 8 Programm und Durchführung der
Erhebung; § 9 enthält besondere Regelungen über die Verwendung und Übermittlung der erho-
benen Daten. Die wesentlichen Vorschriften lauten:

§ 1

(1) Nach dem Stand vom 27. April 1983 werden eine Volkszählung und Berufszählung mit ge-
bäudestatistischen und wohnungsstatistischen Fragen sowie eine Zählung der nichtlandwirt-
schaftlichen Arbeitsstätten und Unternehmen (Arbeitsstättenzählung) durchgeführt.

(2) bis (3) ... .

§ 2

Die Volkszählung und Berufszählung erfaßt:

1. Vornamen und Familiennamen, Anschrift, Telefonanschluß, Geschlecht, Geburtstag, Famili-
enstand, rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft,
Staatsangehörigkeit;
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2. Nutzung der Wohnung als alleinige Wohnung, Hauptwohnung oder Nebenwohnung (§ 12
Abs. 2 des Melderechtsrahmengesetzes);

3. Quelle des überwiegenden Lebensunterhaltes;

4. Beteiligung am Erwerbsleben, Eigenschaft als Hausfrau, Schüler, Student;

5. erlernten Beruf und Dauer der praktischen Berufsausbildung, höchsten Schulabschluß an
allgemeinbildenden Schulen, höchsten Abschluß an einer berufsbildenden Schule oder Hoch-
schule sowie Hauptfachrichtung des letzten Abschlusses;

6. bei Erwerbstätigen sowie Schülern und Studenten Namen und Anschrift der Arbeitsstätte
oder Ausbildungsstätte, hauptsächlich benutztes Verkehrsmittel und Zeitaufwand für den Weg
zur Arbeitsstätte oder Ausbildungsstätte;

7. bei Erwerbstätigen Geschäftszweig des Betriebes, Stellung im Beruf, ausgeübte Tätigkeit,
Arbeitszeit, landwirtschaftliche und nichtlandwirtschaftliche Nebentätigkeit;

8. im Anstaltsbereich die Eigenschaft als Insasse oder die Zugehörigkeit zum Personal oder
zum Kreis der Angehörigen des Personals.

§ 3

(1) Die gebäudestatistischen Fragen erfassen bei Gebäuden mit Wohnraum und bei ständig
bewohnten Unterkünften Anschrift, Art und Baujahr sowie den Eigentümer oder an seiner Stelle
den Nießbrauchberechtigten oder denjenigen, der Anspruch auf Übereignung oder auf Einräu-
mung oder Übertragung eines Erbbaurechts oder Nießbrauchs hat.

(2) Die wohnungsstatistischen Fragen erfassen:

1. Art, Größe, Ausstattung und Verwendungszweck, Art der Beheizung und der Heizenergie
sowie Bezugsjahr der Wohnung, Wohnverhältnis, Förderung der Wohnung mit Mitteln des sozi-
alen Wohnungsbaus sowie Zahl und Nutzung der Räume;

2. bei vermieteten Wohnungen außerdem die Höhe der monatlichen Miete;

3. bei leerstehenden Wohnungen außerdem die Dauer des Leerstehens.

§ 4

Die Arbeitsstättenzählung erfaßt:

1. bei allen nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten und Unternehmen

a) Namen, Bezeichnung, Anschrift, Telefonanschluß und Zahl der Sprechstellen, Art der Nie-
derlassung, Art der ausgeübten Tätigkeit oder Art des Aufgabengebietes der Arbeitsstätte und
des Unternehmens, Eröffnungsjahr, Angaben über Neuerrichtung oder Standortverlagerung,
Träger der Arbeitsstätte bei Anstalten, Einrichtungen von Behörden oder der Sozialversicherung
sowie von Kirchen, Verbänden oder sonstigen Organisationen,

b) Zahl der tätigen Personen nach Geschlecht, Stellung im Betrieb, Zahl der Teilzeitbeschäftig-
ten sowie Zahl der ausländischen Arbeitnehmer nach Geschlecht,

c) Summe der Bruttolöhne und Bruttogehälter des vorhergehenden Kalenderjahres;

2. bei Hauptniederlassungen und einzigen Niederlassungen außerdem

a) Eintragung des Unternehmens in die Handwerksrolle,

b) Rechtsform des Unternehmens;
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3. bei Hauptniederlassungen zusätzlich zu den Angaben nach den Nummern 1 und 2 für jede
Zweigniederlassung

a) Namen, Bezeichnung, Anschrift, Art der ausgeübten Tätigkeit oder des Aufgabengebietes,

b) Zahl der tätigen Personen,

c) Summe der Bruttolöhne und Bruttogehälter des vorhergehenden Kalenderjahres.

§ 5

(1) Auskunftspflichtig sind

1. bei der Volkszählung und Berufszählung: alle Volljährigen oder einen eigenen Haushalt füh-
renden minderjährigen Personen, auch für minderjährige oder behinderte Haushaltsmitglieder;
für Personen in Gemeinschaftsunterkünften, Anstalten und ähnlichen Einrichtungen, auch die
Leiter dieser Einrichtungen, soweit Umstände, die in der Person des Auskunftspflichtigen lie-
gen, dies erforderlich machen;

2. bei den gebäudestatistischen Fragen: die in § 3 Abs. 1 genannten Personen, deren Vertreter
oder Gebäudeverwalter; 3. bei den wohnungsstatistischen Fragen: die Wohnungsinhaber oder
deren Vertreter sowie die nach den Nummern 1 und 2 Auskunftspflichtigen;

4. bei der Arbeitsstättenzählung: die Inhaber oder Leiter der Arbeitsstätten und Unternehmen.

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung haben
keine aufschiebende Wirkung.

§ 6

(1) Zur Durchführung des Volkszählungsgesetzes 1983 können ehrenamtliche Zähler bestellt
werden.

(2) Zur Übernahme der ehrenamtlichen Zählertätigkeit ist jeder Deutsche vom vollendeten 18.
bis zum vollendeten 65. Lebensjahr verpflichtet. Befreit ist, wem eine solche Tätigkeit aus ge-
sundheitlichen oder anderen wichtigen Gründen nicht zugemutet werden kann.

(3) Die Zähler sind berechtigt und verpflichtet, Eintragungen selbst vorzunehmen, soweit dies
zur Erfüllung des Zwecks der Zählung erforderlich ist und die Auskunftspflichtigen einverstan-
den sind.

§ 7

(1) Bund, Länder, Gemeinden Gemeindeverbände und sonstige Körperschaften des öffentli-
chen Rechts sind verpflichtet, ihre Bediensteten auf Anforderung der Erhebungsstellen für die
Zählertätigkeit zur Verfügung zu stellen.

(2) Lebenswichtige Tätigkeiten öffentlicher Dienste dürfen durch diese Verpflichtung nicht un-
terbrochen werden.

§ 9

(1) Angaben der Volkszählung nach § 2 Nr. 1 und 2 können mit den Melderegistern verglichen
und zu deren Berichtigung verwendet werden. Aus diesen Angaben gewonnene Erkenntnisse
dürfen nicht zu Maßnahmen gegen den einzelnen Auskunftspflichtigen verwendet werden.

(2) Einzelangaben ohne Namen über die nach den §§ 2 bis 4 erfaßten Tatbestände dürfen nach
§ 11 Abs. 3 des Bundesstatistikgesetzes vom 14. März 1980 (BGBl I S 289) von den Statisti-
schen Ämtern des Bundes und der Länder an die fachlich zuständigen obersten Bundesbehör-
den und Landesbehörden übermittelt werden, soweit sie zur rechtmäßigen Erfüllung der in ihrer
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Zuständigkeit liegenden Aufgaben erforderlich sind. Mit Ausnahme des Merkmals rechtliche
Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft in § 2 Nr. 1 sowie der
nach § 4 Nr. 1 Buchstabe c und § 4 Nr. 3 Buchstabe c erfaßten Tatbestände gilt Satz 1 auch für
die Übermittlung an die von den fachlich zuständigen obersten Bundesbehörden und Landes-
behörden bestimmten Behörden, sonstigen öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen, soweit die
Übermittlung zur Durchführung der von den fachlich zuständigen obersten Bundesbehörden
und Landesbehörden übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(3) Für Zwecke der Regionalplanung, des Vermessungswesens, der gemeindlichen Planung
und des Umweltschutzes dürfen den Gemeinden und Gemeindeverbänden die erforderlichen
Einzelangaben ohne Namen über die nach den §§ 2 bis 4 mit Ausnahme des Merkmals rechtli-
che Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft in § 2 Nr. 1 sowie der
nach § 4 Nr. 1 Buchstabe c und § 4 Nr. 3 Buchstabe c erfaßten Tatbestände der Auskunfts-
pflichtigen ihres Zuständigkeitsbereiches von den Statistischen Ämtern der Länder übermittelt
werden. Für eigene statistische Aufbereitungen können den Gemeinden und Gemeindeverbän-
den Einzelangaben über die nach den §§ 2 bis 4 erfaßten Tatbestände von den Statistischen
Landesämtern zur Verfügung gestellt werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Für wissenschaftliche Zwecke dürfen die erforderlichen Einzelangaben ohne Namen und
Anschrift über die nach den §§ 2 bis 4 mit Ausnahme des Merkmals rechtliche Zugehörigkeit
oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft in § 2 Nr. 1 sowie der nach § 4 Nr. 1
Buchstabe c und § 4 Nr. 3 Buchstabe c erfaßten Tatbestände von den Statistischen Ämtern des
Bundes und der Länder an Amtsträger und für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete
übermittelt werden.

(5) Die nach den Absätzen 2 bis 4 übermittelten Einzelangaben dürfen von den Empfängern nur
für die Zwecke verwendet werden, für die sie übermittelt wurden.

(6) Einzelangaben in statistischen Ergebnissen über die nach § 2 Nr. 1 erfaßten Angaben zur
rechtlichen Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, gegliedert
nach Altersgruppen und Geschlecht, über die nach § 4 Nr. 1 Buchstabe b erfaßten Tatbestän-
de, gegliedert nach Art der ausgeübten Tätigkeit der Arbeitsstätten und Unternehmen, sowie
über die nach § 4 Nr. 3 Buchstabe b erfaßten Tatbestände dürfen von den Statistischen Ämtern
des Bundes und der Länder veröffentlicht werden.

(7) § 11 des Bundesstatistikgesetzes gilt auch für Personen, die bei Stellen beschäftigt sind,
denen Einzelangaben zugeleitet werden.

(8) Die Statistischen Landesämter leiten dem Statistischen Bundesamt auf Anforderung Einzel-
angaben für Zusatzaufbereitungen für Bundeszwecke zu, wenn und soweit sie diese nicht
selbst durchführen."

Für eine statistische Erhebung nach Art der vorgesehenen Volkszählung gilt außerdem das
Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz - BStatG) vom 14. März
1980 (BGBl I S 289). Von Bedeutung sind insbesondere § 10 über die Auskunftspflicht und § 11
über die Geheimhaltung:

§ 10

(1) Alle natürlichen und alle juristischen Personen des Privatrechts sowie Personenhandelsge-
sellschaften und Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, Behörden
und sonstige öffentliche Stellen des Bundes, der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände
sowie deren Aufsicht unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts sind zur Beantwortung der ordnungsgemäß angeordneten Fragen verpflichtet, soweit
nicht die Antwort ausdrücklich freigestellt ist.

(2) Die Verpflichtung der Befragten, Auskunft zu erteilen, besteht gegenüber den mit der
Durchführung der Bundesstatistiken amtlich betrauten Stellen und Personen.
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(3) Die Antwort ist wahrheitsgemäß, vollständig, fristgerecht sowie kostenfrei und portofrei zu
erteilen.

(4) Sind Erhebungsvordrucke zur Ausfüllung durch den Befragten vorgesehen, so sind die Ant-
worten auf diesen Erhebungsvordrucken zu erteilen. Die Richtigkeit der Angaben ist durch Un-
terschrift zu bestätigen, soweit es im Erhebungsvordruck vorgesehen ist.

§ 11

(1) Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhältnisse, die für eine Bundesstatistik
gemacht werden, sind, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, von den
Amtsträgern und für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, die mit der Durchführung
von Bundesstatistiken betraut sind, geheimzuhalten, es sei denn, daß der Betroffene im Ein-
zelfall in die Übermittlung oder Veröffentlichung der von ihm gemachten Einzelangaben aus-
drücklich einwilligt. Die §§ 93, 97, 105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbindung mit § 105 Abs. 1 so-
wie § 116 Abs. 1 der Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl I S 613), zuletzt geändert
durch Zweites Kapitel Artikel 1 des Gesetzes vom 26. November 1979 (BGBl I S 1953), gelten
nicht für Personen und Stellen, soweit sie mit der Durchführung von Bundesstatistiken und Lan-
desstatistiken betraut sind.

(2) Die Übermittlung von Einzelangaben zwischen den mit der Durchführung einer Bundessta-
tistik betrauten Personen und Stellen ist zulässig, soweit dies zur Erstellung der Bundesstatistik
erforderlich ist.

(3) Das Statistische Bundesamt, die Statistischen Landesämter und die sonstigen erhebenden
Stellen und Behörden sind berechtigt und verpflichtet, den fachlich zuständigen obersten Bun-
desbehörden und Landesbehörden, den von ihnen bestimmten Stellen sowie sonstigen Amts-
trägern und für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten auf Verlangen statistische Ein-
zelangaben zu übermitteln, wenn und soweit diese Übermittlung unter Angabe des Empfänger-
kreises und der Art des Verwendungszweckes in der die Statistik anordnenden Rechtsvorschrift
zugelassen und in den Erhebungsvordrucken bekanntgegeben ist. In dieser Rechtsvorschrift
und den Erhebungsvordrucken ist auch anzugeben, ob die Übermittlung mit oder ohne Nen-
nung von Namen oder von Namen und Anschrift zugelassen ist. Aus den Angaben gewonnene
Erkenntnisse dürfen nicht zu Maßnahmen gegen den Betroffenen verwendet werden.

(4) Die Geheimhaltungspflicht nach Absatz 1 gilt auch für die Personen, denen nach Absatz 3
Einzelangaben zugeleitet werden.

(5) Einzelangaben, die so anonymisiert werden, daß sie Auskunftspflichtigen oder Betroffenen
nicht mehr zuzuordnen sind, dürfen vom Statistischen Bundesamt und von den Statistischen
Landesämtern übermittelt werden.

(6) Eine Zusammenfassung von Angaben mehrerer Auskunftspflichtiger ist keine Einzelangabe
im Sinne dieses Gesetzes.

(7) Die zur Identifizierung der Auskunftspflichtigen sowie sonstiger Betroffener dienenden Da-
ten, insbesondere Namen und Anschriften, sind zu löschen, wenn ihre Kenntnis für die Erfüllung
der Aufgaben auf dem Gebiet der Statistik für Bundeszwecke nicht mehr erforderlich ist. Namen
und Anschriften der Auskunftspflichtigen sollen von den übrigen Angaben getrennt und unter
besonderem Verschluß gehalten werden.

Sofern nicht speziellere Vorschriften eingreifen, gelten im übrigen das Gesetz zum Schutz vor
Mißbrauch personenbezogener Daten bei der Datenverarbeitung (Bundesdatenschutzgesetz -
BDSG) vom 27. Januar 1977 (BGBl I S 201), zuletzt geändert durch Art II § 36 des Sozialge-
setzbuchs (SGB) - Verwaltungsverfahren - vom 18. August 1980 (BGBl I S 1469), und die Da-
tenschutzgesetze der Länder. Wesentlich sind die §§ 5 und 13 BDSG.

§ 5

Datengeheimnis
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(1) Den im Rahmen des § 1 Abs. 2 oder im Auftrag der dort genannten Personen oder Stellen
bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen ist untersagt, geschützte personenbezogene
Daten unbefugt zu einem anderen als dem zur jeweiligen rechtmäßigen Aufgabenerfüllung ge-
hörenden Zweck zu verarbeiten, bekanntzugeben, zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen.

(2) Diese Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit nach Maßgabe von Absatz 1 zu ver-
pflichten. Ihre Pflichten bestehen auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.

§ 13

Auskunft an den Betroffenen

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten zu
erteilen. In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten, über die Auskunft erteilt
werden soll, näher bezeichnet werden. Die speichernde Stelle bestimmt das Verfahren, insbe-
sondere die Form der Auskunftserteilung nach pflichtgemäßem Ermessen.

(2) ... .

(3) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1. die Auskunft die rechtmäßige Erfüllung der in der Zuständigkeit der speichernden Stelle lie-
genden Aufgaben gefährden würde,

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder sonst dem Wohle des
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde,

3. die personenbezogenen Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer Rechtsvor-
schrift oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen der überwiegenden berechtigten Interessen
einer dritten Person, geheimgehalten werden müssen,

(4)

2. Nachdem der Entwurf eines Volkszählungsgesetzes in der 8. Legislaturperiode am Streit um
die Kosten gescheitert war, brachte die Bundesregierung Anfang 1981 den im wesentlichen
unveränderten Entwurf eines Volkszählungsgesetzes erneut ein. In der Begründung war unter
anderem ausgeführt (BTDrucks 9/451, S. 7 ff.):

Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählungen bildeten ein Kernstück der statistischen Be-
standsaufnahme. Angaben über den neuesten Stand der Bevölkerung, ihre räumliche Vertei-
lung und ihre Zusammensetzung nach demographischen und sozialen Merkmalen sowie über
ihre wirtschaftliche Betätigung seien unentbehrliche Grundlagen für gesellschaftspolitische und
wirtschaftspolitische Entscheidungen des Bundes, der Länder und Gemeinden. In verschiede-
nen Rechtsvorschriften werde auf Zählungsergebnisse Bezug genommen. Auch die Parteien,
die Tarifpartner, die Wirtschaftsverbände und Berufsverbände, die Wissenschaft und sonstige
wichtige Gruppen des öffentlichen Lebens seien auf die Zählungsergebnisse angewiesen. Die-
se seien ferner Ausgangspunkt für die Fortschreibung der laufenden Entwicklung und Auswahl-
grundlage für gesetzlich angeordnete Erhebungen auf Stichprobenbasis. Die Ergebnisse der
letzten Zählung vom 27. Mai 1970 seien überholt. Bund, Länder und Gemeinden, aber auch
zahlreiche soziale und wirtschaftliche Organisationen sähen ihre Arbeiten in den kommenden
Jahren wesentlich beeinträchtigt und befürchteten Fehlplanungen und Fehlinvestitionen. Die zur
Aktualisierung zu erhebenden Daten seien zur Entlastung der Auskunftspflichtigen und zur Mi-
nimierung der Kosten auf das unbedingt Notwendige beschränkt.

Mit der Volkszählung und Berufszählung werde ein vielfältiges Strukturbild der Bevölkerung in
tiefer regionaler Gliederung gewonnen. Ihre Ergebnisse seien Unterlage für zahlreiche Verwal-
tungszwecke. Allein die Einwohnerzahl sei zum Beispiel für die Stimmen der Länder im Bundes-
rat, für die Abgrenzung der Bundestagswahlkreise, für den Finanzausgleich, für die Größe der
Gemeindeparlamente und vieles andere mehr von Bedeutung. Für das Land Bayern seien hun-
dert Rechtsvorschriften gezählt worden, die auf die Bevölkerungszahl Bezug nähmen. Durch
einen Vergleich der Angaben über die Wohnungsanschriften mit den Melderegistern könne
erreicht werden, daß die im Rahmen der Volkszählung ermittelten und anschließend auf der
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Basis der Zählung fortgeschriebenen Einwohnerzahlen mit dem Inhalt der Melderegister weit-
gehend identisch seien.

Die gebäudestatistischen Fragen würden in erster Linie für im ganzen Bundesgebiet interessie-
rende regionale und städtebauliche Auswertungszwecke und als Basis für die gesetzlich ange-
ordnete Fortschreibung der Gebäude benötigt. Die wohnungsstatistischen Fragen bezweckten,
Umfang und Struktur des Wohnungsbestandes regional tiefgegliedert zu erfassen. Sie sollten
wesentliche Hinweise für die richtige Einschätzung des Wohnungsbestandes liefern, wie zum
Beispiel Belegung der Wohnungen, Angaben über leerstehende Wohnungen und Mietenbelas-
tung. Die Daten seien zugleich die Basis für die gesetzlich angeordnete Fortschreibung des
Wohnungsbestandes.

Die Arbeitsstättenzählung erstrecke sich als Rahmenzählung auf alle Wirtschaftsbereiche mit
Ausnahme der Landwirtschaft. Sie liefere in fachlicher und regionaler Gliederung einen Über-
blick über Zahl und Größe der Arbeitsstätten und Unternehmen und über deren Rechtsform.
Ihre Ergebnisse seien insbesondere für die Raumordnung, die Landesplanung und Regional-
planung, die Strukturpolitik, die Arbeitsmarktpolitik und die Verkehrspolitik eine wertvolle Infor-
mationsbasis.

§ 9 des Regierungsentwurfs sah in Absatz 1 einen Melderegisterabgleich lediglich für Vorna-
men und Familiennamen, Geburtstag, Familienstand und Anschrift vor. Die Weitergabe von
Daten an die Gemeinden und Gemeindeverbände nach Absatz 3 war an die Bedingung ge-
knüpft, daß durch Satzung die Voraussetzungen geschaffen seien und erhalten blieben, die
eine ausschließliche statistische Nutzung der Daten sicherstellten.

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen erweiterten Fassung des § 9 Abs. 1 VZG 1983 stimmte
die Bundesregierung zu (BTDrucks 9/451, S 14f): Danach sollten lediglich Telefonanschluß,
rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft und Staatsan-
gehörigkeit vom Melderegisterabgleich ausgeschlossen sein.

Die kommunalen Spitzenverbände hatten vorgeschlagen, das Erfordernis einer Datenschutz-
satzung in § 9 Abs. 3 des Entwurfs zu streichen. Dagegen wurde in den Ausschußberatungen
eingewandt, die sensiblen Daten, wegen derer das Satzungserfordernis für notwendig gehalten
werde, würden trotz des verringerten Fragenprogramms auch weiterhin erhoben. In einzelnen
Gemeinden seien keine für die Bearbeitung von Statistiken zuständigen Stellen benannt, so
daß eine Nutzung der Daten ausschließlich für statistische Zwecke nicht sichergestellt sei. Das
Statistikgeheimnis müsse so weit wie möglich gewahrt und alles vermieden werden, was Zwei-
fel an seiner Einhaltung hervorrufen könnte. Es sei notwendig, daß das Vertrauen der Bevölke-
rung, die in diesen Fragen außerordentlich sensibilisiert sei, geschützt werde. Auch die Kom-
munalverwaltungen müßten ein Interesse daran haben, daß keinerlei Verdacht in bezug auf
Mißbrauchsmöglichkeiten aufkommen könne.

Die damaligen Koalitionsfraktionen sind dieser Auffassung gefolgt und haben mehrheitlich be-
schlossen, dem Deutschen Bundestag die Annahme des § 9 Abs. 3 in der Fassung des Regie-
rungsentwurfs (also mit dem Erfordernis einer Datenschutzsatzung) zu empfehlen. In der Ge-
samtabstimmung hat auch die Fraktion der CDU/CSU zugestimmt (BTDrucks 9/1068, S 17).
Diesem Beratungsergebnis des Innenausschusses folgte auch der Deutsche Bundestag bei der
zweiten und dritten Beratung des Volkszählungsgesetzes 1983.

Der Bundesrat verlangte einmal die Einführung des § 5 Abs. 2 VZG 1983, demzufolge Wider-
spruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung keine aufschie-
bende Wirkung haben. Zur Begründung wurde ausgeführt, der mit der Volkszählung verbunde-
ne Kostenaufwand sei nur gerechtfertigt, wenn in möglichst kurzer Zeit vollständige Ergebnisse
vorlägen. Dieses Ziel sei gefährdet, wenn Rechtsbehelfe aufschiebende Wirkung hätten. Die
Voraussetzungen der Anordnung einer sofortigen Vollziehung könnten jeweils im Einzelfall nicht
hinreichend dargetan werden. Diese Unsicherheit sei dadurch auszuräumen, daß im Gesetz
selbst die aufschiebende Wirkung der Rechtsbehelfe ausgeschlossen werde.

Ferner hielt es der Bundesrat für erforderlich, sämtliche Angaben nach § 2 Nr. 1 und 2 VZG
1983 in den Melderegisterabgleich einzubeziehen. Zur Begründung wurde ausgeführt, die Kir-
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chen hielten eine Überprüfung der statistischen Zahlen über die Zugehörigkeit zu einer Religi-
onsgesellschaft für dringend notwendig. Es bestünden Abweichungen zwischen den Zahlen der
amtlichen Statistik, den Melderegistern und den Zahlen, die die Kirchen selbst ermittelt hätten.
Eine Bereinigung setze den Melderegisterabgleich voraus. Um möglichst zutreffende Ergebnis-
se über den Ausländeranteil zu erhalten, solle der Melderegisterabgleich auch für das Merkmal
der Staatsangehörigkeit ermöglicht werden. Da der Telefonanschluß nicht im Melderegister
eingetragen werde, sei ein Abgleich gegenstandslos. Dieses Merkmal müsse daher nicht aus-
drücklich ausgenommen werden. Für die Richtigkeit des Melderegisters und die Richtigkeit und
Vollständigkeit des Volkszählungsergebnisses hätten die in § 2 Nr. 1 und 2 VZG 1983 aufge-
führten Merkmale mit Ausnahme des Telefonanschlusses nahezu gleiche Bedeutung, so daß
sie beim Abgleich auch gleichbehandelt werden sollten.

Weiter schlug der Bundesrat die später Gesetz gewordene umfassende Formulierung des § 9
Abs. 3 Satz 2 VZG 1983 vor. Das Satzungserfordernis und die Einschränkung hinsichtlich der
zu übermittelnden Einzelangaben seien zu streichen. Zur Begründung wurde ausgeführt, die
Gemeinden seien auch ohne eine Satzung gehalten, die Vorschriften der Geheimhaltung statis-
tischer Daten zu beachten und dies durch organisatorische Maßnahmen sicherzustellen. Der
Gesetzestext besage auch eindeutig, daß die Einzelangaben nur für statistische Zwecke ver-
wendet werden dürften. Das Informationsbedürfnis der Gemeinden beziehe sich auf alle in den
§§ 2 bis 4 VZG 1983 genannten Merkmale, so daß keine Unterschiede hinsichtlich der Über-
mittlung an die Gemeinden gemacht werden sollten.

Der Vermittlungsausschuß machte sich diese Auffassung des Bundesrates zu eigen (BTDrucks
9/1350).

Der Vorschlag des Vermittlungsausschusses wurde vom Bundestag einstimmig gebilligt; der
Bundesrat stimmte dem Gesetz durch einstimmigen Beschluß zu.

II.

Die Beschwerdeführer rügen die Verletzung ihrer Grundrechte aus Art 2 Abs. 1 in Verbindung
mit Art 1 Abs. 1, Art 4 Abs. 1, Art 5 Abs. 1, Art 13, Art 19 Abs. 4 GG sowie einen Verstoß gegen
das Rechtsstaatsprinzip (Art 20 Abs. 3 GG). Sie tragen im wesentlichen folgendes vor:

Aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG
folge für eine Volkszählung das Gebot der Anonymität. Dies habe auch das Bundesverfas-
sungsgericht in seiner Entscheidung vom 16. Juli 1969 zur Verfassungsmäßigkeit einer Reprä-
sentativstatistik (BVerfGE 27, 1 - Mikrozensus) festgestellt und beim damaligen Mikrozensus als
gegeben vorausgesetzt. Das Anonymitätsgebot des Grundgesetzes erfordere, daß kein Zu-
sammenhang zwischen erhobenen Daten und individualisierbaren Personen oder Personen-
gruppen hergestellt werden könne. Ein wirksam anonymisiertes und in seiner Verfügbarkeit
strikt begrenztes Datum könne auf die Einzelperson keinerlei Rückwirkung haben. Sei die Ano-
nymität dagegen nicht oder nicht voll gewährleistet, so mache eine Befragung Daten über indi-
viduelle Personen und Personengruppen für beliebige fremdbestimmte Zwecke verfügbar. Da-
durch könne die Einzelperson der freien Selbstbestimmung beraubt und zum Gegenstand
fremder Willensausübung und Kontrolle werden. Bei der Volkszählung würden die Daten nicht
anonymisiert, sondern blieben in allen Fällen personenbezogen. Dies gelte auch dort, wo der
Name entfalle. Nach dem gesicherten Stand der Forschung könnten scheinbar undurchbrech-
bare Anonymisierungen heute mit einfachen mathematischen Verfahren repersonalisiert wer-
den. Besonders leicht sei die Reidentifizierung mit Hilfe der Haushaltskennummern sowie der
Zählerlisten, die für die Durchführung der Volkszählung ohne gesetzliche Grundlage vorgese-
hen seien.

Seit der Mikrozensus-Entscheidung hätten sich die technischen Voraussetzungen der Datener-
hebung und Datenverarbeitung grundlegend verändert. Die Statistischen Landesämter hätten
sich zu Landesdatenzentralen entwickelt, zahlreiche Sonderverwaltungen hätten eigene Daten-
banken mit eigenen Personenkennzeichen eingeführt; auf Gemeindeebene entwickelten sich
die Melderegister zunehmend zu einer umfassenden Einwohnerdatenbank, deren Daten im
Prinzip für jede staatliche Stelle abrufbar seien. Dies habe zur Folge, daß die Volkszählungs-
daten auf den gleichen Rechnern mit denselben Programmen durch dieselben Personen verar-
beitet würden, wie die Daten für andere staatliche Funktionen. Deshalb reichten die herkömmli-
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chen Sicherungen für einen wirksamen Datenschutz nicht aus. Es sei möglich, einen riesigen
Datenbestand für eine beliebige Vielzahl von abrufenden Stellen ständig verfügbar zu halten.
Außerdem verfügten die unbestimmt vielen möglichen Empfänger der Volkszählungsdaten in
der Regel über eigene Datenbanken. Diese lieferten Zusatzwissen, das mit den Volkszählungs-
daten verknüpft werden könne. Dadurch werde die Schwelle der Reidentifikation weiter herab-
gesetzt. Aufgrund dieser gewandelten technologischen Bedingungen sei die Erstellung eines
umfassenden und detaillierten Bildes der jeweiligen Person - ein Persönlichkeitsprofil - möglich,
und zwar auch im Intimbereich; der Bürger werde zum "gläsernen Menschen". Die fehlende
Anonymität bedeute nicht nur einen verfassungsrechtlichen Mangel der zu erwartenden Zähl-
praxis und Auswertungspraxis, sondern stelle einen Mangel des Volkszählungsgesetzes 1983
selbst dar.

Das Gesetz gerate durch sein Schweigen zu bestimmten wichtigen Fragen seiner Anwendung
in Konflikt mit dem vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Wesentlichkeitsgebot. Erhe-
bungszweck und Erhebungsprogramm müßten im Gesetz geregelt werden. Das Volkszäh-
lungsgesetz regele den Zählvorgang selbst aber nur mit einem unwesentlichen Satz und lasse
damit die Form der grundrechtsbeeinträchtigenden Maßnahmen offen. Darüber hinaus sei es
verfassungsrechtlich geboten, daß der Bürger von der Verarbeitung, insbesondere der Weiter-
gabe seiner Daten, informiert werde; denn sonst sei das Statistikgeheimnis durch den als An-
tragsdelikt ausgestalteten Straftatbestand des § 203 StGB nicht ausreichend geschützt.

Die vorgesehene Erhebung sei in dieser Form nicht erforderlich und verstoße daher gegen das
Übermaßverbot. Aufgrund der Fortschritte der empirischen Sozialforschung und neuerer statis-
tischer Methoden seien Zwangserhebungen nach Art und Umfang des Volkszählungsgesetzes
1983 methodisch überholt. Gezielte freiwillige Erhebungen könnten mit wesentlich geringerem
Aufwand und erheblich geringerer Eingriffstiefe bessere Ergebnisse liefern. Außerdem habe die
Befragung ohne weiteres weniger einschneidend ausgestaltet werden können, zumal heute das
Erhebungsinstrumentarium der "anonymen Datenerhebung" entwickelt sei, welches zu weitaus
geringeren Eingriffen in die Privatsphäre führe. Auch die namensbezogene Weitergabe der
Daten an Gemeinden, welche insbesondere bei kleineren Gemeinden unkontrollierbare Ne-
benfolgen nach sich ziehe, sei allenfalls aus der früher beschränkten Möglichkeit der Statistik-
ämter zur Datenverarbeitung erklärbar. Damals hätten die Gemeinden selbst statistische Aus-
wertungen vornehmen müssen. Die Notwendigkeit hierfür sei jedoch heute entfallen.

Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen nach Auffassung der Beschwerdeführer vor allem
gegen die Vorschriften des § 9 VZG 1983. Der Melderegisterabgleich nach Absatz 1 sei bereits
deshalb verfassungswidrig, weil es an der Gesetzgebungskompetenz des Bundes fehle. Unter
den Bedingungen einer sich weiterentwickelnden Datenverarbeitungstechnologie komme der
verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung eine neue Funktion zu. Es lasse sich aus ihr das
verfassungsrechtliche Gebot der Dezentralisierung von bestimmten Datenspeicherungen ab-
leiten, welches selbst schon ein Element von Datenschutz sei. § 9 Abs. 1 VZG 1983 verknüpfe
in verfassungswidriger Weise Statistik und Verwaltungsvollzug. Der Zähler, der unvermeidlich
Einblick in sämtliche erhobenen Daten der Befragten gewinne, befinde sich in einer Doppelrolle:
Er sei zugleich "Kundschafter der örtlichen Meldebehörde und Vollzieher der Bundesstatistik".
Bei einer rein melderechtlichen Befragung sei eine Anonymisierung der Daten nicht nötig, und
bei einer rein statistischen Befragung brauchten die persönlichen Daten gar nicht erst erhoben
zu werden. Der Versuch des Gesetzgebers, in einer gemischten, sowohl anonymen als auch
individuellen Erhebung beiden Zwecken gerecht zu werden, gefährde die für Zwecke der Statis-
tik gebotene Anonymität. Der klaren funktionellen Trennung von Statistik und Meldewesen
komme in einer veränderten technischen Umwelt, die den Sicherheitsbehörden einen direkten
Zugriff auf den gesamten Datenbestand eröffne, eine erhöhte verfassungsrechtliche Bedeutung
zu. Die gesetzlich vorgesehene Auskunftspflicht führe in Verbindung mit dem Melderegisterab-
gleich zum Gebot der Selbstbezichtigung und verstoße deshalb gegen das Rechtsstaatsprinzip.
Das Nachteilsverbot in § 9 Abs. 1 Satz 2 VZG 1983 biete dagegen keinen ausreichenden
Schutz; es stehe zudem in Widerspruch zum Legalitätsprinzip.

Die Übermittlungsregelungen des § 9 Abs. 2 bis 4 VZG 1983 verstießen gegen das verfas-
sungsrechtliche Bestimmtheitsgebot. Sowohl der Personenkreis, dem Daten übermittelt werden
dürften, als auch die Ziele, für welche die übermittelten Daten verwendet werden dürften, seien
unbestimmt geregelt. Die lediglich funktionelle Umschreibung des Empfängerkreises führe da-
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zu, daß dieser für den Bürger aus dem Gesetz selbst nicht ersichtlich sei. Der Verwendungs-
zweck für die nach § 9 Abs. 2 und 3 VZG 1983 übermittelten Daten sei so unbestimmt geregelt,
daß er juristisch nicht abschließend faßbar sei. Auch die "wissenschaftlichen Zwecke" des § 9
Abs. 4 VZG 1983 seien nur auf den ersten Blick klar. Angesichts des herrschenden weiten Wis-
senschaftsbegriffs könnten Daten auch an die wissenschaftlichen Stäbe der Arbeitsverwaltung
und Sozialverwaltung, des Bundeskriminalamts und der Verfassungsschutzbehörden übermit-
telt werden. Der Befragte kenne weder die über die statistischen Zwecke hinausgehenden Zwe-
cke der Erhebung noch den Umfang der gesetzlich zugelassenen Übermittlung von Daten; er
könne ferner nicht die zahlreichen möglichen Empfänger der Daten bestimmen. Deshalb sei
auch das Nachteilsverbot für die Datenweitergabe in § 9 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 3 VZG
1983 unklar. Da die Menge der möglichen Verwendungszwecke offen sei, könnten praktisch
alle Angaben allein oder in Verknüpfung zu Nachteilen führen. Für den Befragten sei dies nicht
vorauszusehen.

Die Frage nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft verstoße wegen der Vermi-
schung von Statistik und Verwaltungsvollzug gegen das Grundrecht aus Art 4 Abs. 1 GG. Auch
die durch Art 5 Abs. 1 GG gewährleistete Meinungsfreiheit sei verletzt. Zu ihr gehöre auch die
Freiheit, bestimmte Tatsachen nicht mitzuteilen. § 3 VZG 1983 verstoße gegen Art 13 GG. Es
mache keinen Unterschied, ob die Wohnung von Staatsorganen betreten oder der Wohnungs-
inhaber zur Selbstoffenbarung gezwungen werde.

Schließlich sei die Rechtsschutzgarantie des Art 19 Abs. 4 GG verletzt. Die Vorschrift des § 5
Abs. 2 VZG 1983 ermögliche eine Erfassung und Speicherung von Daten, ehe es in erster In-
stanz überhaupt zur Verhandlung gekommen sei. Außerdem sei wegen der Unbestimmtheit des
Empfängerkreises und der möglichen Verwendungszwecke der ermittelten Daten dem Bürger
jeglicher Überblick darüber vorenthalten, wer wo über welche seiner Daten in welcher Weise
und zu welchem Zweck verfüge. Einmal weitergegebene Daten seien in komplex verbundenen
und zunehmend "vernetzten" Systemen unterwegs, so daß sie nicht mehr zurückgehalten wer-
den könnten. Auch deshalb laufe die Rechtsschutzgarantie leer.

III.

Das Bundesverfassungsgericht hat an die Beteiligten und die Datenschutzbeauftragten des
Bundes und der Länder Fragen gerichtet, die im wesentlichen folgende Punkte betrafen: Klä-
rung der Zwecke des Volkszählungsgesetzes 1983 und ihrer Erkennbarkeit aus dem Gesetz;
verfassungsrechtliche Bedeutung des Grundsatzes der Zweckbindung der Daten; Zulässigkeit
der Weitergabe statistischer Daten für den Verwaltungsvollzug; Notwendigkeit einer näheren
Regelung des Vollzugs des Volkszählungsgesetzes 1983 durch den Gesetzgeber; Vereinbar-
keit der Volkszählung als Totalerhebung mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit; Möglich-
keiten milderer Vollzugsmittel bei einer Totalerhebung; Wert der Volkszählung für die öffentliche
Hand, wenn Datenübermittlungen nach § 9 VZG 1983 aus verfassungsrechtlichen Gründen
nicht erlaubt sein sollten.

Zu den Verfassungsbeschwerden und den vom Bundesverfassungsgericht gestellten Fragen
haben sich für die Bundesregierung der Bundesminister des Innern, ferner die Regierung des
Landes Baden-Württemberg, die Bayerische Staatsregierung, der Senat der Freien und Hanse-
stadt Hamburg, die Niedersächsische Landesregierung, die Landesregierung des Landes Nord-
rhein-Westfalen, die Landesregierung Rheinland-Pfalz und die Landesregierung Schleswig-
Holstein geäußert. Außerdem haben der Bundesbeauftragte für den Datenschutz, die Landes-
beauftragte für den Datenschutz Baden-Württemberg, der Bayerische Landesbeauftragte für
den Datenschutz, der Berliner Datenschutzbeauftragte, der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz der Freien Hansestadt Bremen, der Hamburgische Datenschutzbeauftragte, der Hessi-
sche Datenschutzbeauftragte, der Landesbeauftragte für den Datenschutz Nordrhein-Westfalen
und die Datenschutzkommission Rheinland-Pfalz Stellung genommen.

1. Die Bundesregierung und die genannten Landesregierungen, mit Ausnahme des Senats der
Freien und Hansestadt Hamburg, halten das Volkszählungsgesetz 1983 für mit dem Grundge-
setz vereinbar und die Verfassungsbeschwerden für unbegründet.

Die Auskunftspflichten nach dem Volkszählungsgesetz 1983, die Durchführung der Zählung
und die Verarbeitung und Verwendung der erhobenen Daten seien durch den statistischen Ge-
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setzeszweck bestimmt. Mit der statistischen Erhebung seien einige Datenverwendungen für
andere Zwecke als solche der Volkszählung verbunden (§ 9 VZG 1983).

Die Ergebnisse der Statistik als einer der vielseitigsten Informationsquellen seien unverzichtbar
für die Beobachtung der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Situation und ihre Entwicklung
sowie für die Vorbereitung und Kontrolle von Entscheidungen, Maßnahmen und Planungsvor-
haben. Das Programm der amtlichen Statistik habe laufend erweitert und den aktuellen Bedürf-
nissen angepaßt werden müssen. Dabei sei Wert auf ein in sich geschlossenes, vielseitig ver-
wendbares und gut koordiniertes statistisches Gesamtbild von Staat, Gesellschaft und Wirt-
schaft gelegt worden. Von Anfang an habe die Bundesstatistik auch Zahlen in tiefer regionaler
Gliederung geliefert, an denen unter anderem die Länder ein starkes Interesse hätten. Der ei-
gene Bedarf des Bundes an regionalisierten Ergebnissen habe zugenommen, unter anderem
für die regionale Strukturpolitik im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regi-
onalen Wirtschaftsstruktur" (Art 91a Abs. 1 Nr. 2 GG), für die Raumordnungspolitik, regionale
Arbeitsmarktpolitik, Sozialpolitik, Bildungspolitik und Verkehrspolitik. Bei Statistikgesetzen mit
komplexer Aufgabenstellung sei es ausgeschlossen, alle Erhebungszwecke oder gar die Erhe-
bungsprogramme im Gesetz oder in der Gesetzesbegründung darzustellen. Dies gelte auch für
das angegriffene Volkszählungsgesetz 1983. Dieses sei sorgfältig und kritisch unter Beteiligung
der Datenschutzbeauftragten beraten worden. Es bleibe im Umfang des Fragenkatalogs hinter
dem Volkszählungsgesetz 1970 zurück und umfasse keine Fragen, die den unantastbaren Be-
reich privater Lebensgestaltung berührten.

Vorschriften über den Melderegisterabgleich und Übermittlungsregelungen habe es auch im
Volkszählungsgesetz 1970 gegeben. § 9 VZG 1983 fülle den durch § 11 BStatG vorgegebenen
Rahmen im einzelnen aus. Danach sei die Übermittlung von Daten nur für "statistisch-
planerische" Zwecke zugelassen, eine Verwendung für Vollzugszwecke dagegen ausdrücklich
untersagt. Die bereichsspezifischen Datenschutzregelungen des Bundesstatistikgesetzes und
des Volkszählungsgesetzes 1983 gingen erheblich über die Regelungen des Bundesdaten-
schutzgesetzes hinaus und verdeutlichten die große Sensibilität des Gesetzgebers für die be-
sondere Schutzbedürftigkeit von Einzelangaben, die für Zwecke der Volkszählung mitgeteilt
werden. Die Einhaltung der einschlägigen Vorschriften sei auch sichergestellt, insbesondere
durch die Kontrollen des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und des Bundesministers
des Innern als Aufsichtsbehörde des Statistischen Bundesamtes. Auch habe sich die Effektivität
der Sicherungseinrichtungen und Kontrolleinrichtungen der in den Statistischen Ämtern be-
nutzten elektronischen Datenverarbeitungsanlagen gegenüber der Zeit der Mikrozensus-
Entscheidung entscheidend erhöht.

Verfassungsrechtlicher Prüfungsmaßstab sei das allgemeine Persönlichkeitsrecht aus Art 2
Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG. Eine Verletzung oder Gefährdung des allgemeinen
Persönlichkeitsrechts sei nicht gegeben. Der gemeinschaftsgebundenen und gemeinschaftsbe-
zogenen Persönlichkeit sei ein Sozialbezug immanent, der es ausschließe, schlechterdings von
einer grundsätzlich umfassenden Selbstbestimmung des Einzelnen über die Darstellung der
eigenen Person auszugehen. Dem Staat sei es nicht von vornherein untersagt, sich Zugang zu
personenbezogenen Daten zu verschaffen und ihre Verwertung zu regeln. Der Gesetzgeber
könne das Interesse des Einzelnen, für sich oder anonym zu bleiben, gegen das Informations-
interesse der Allgemeinheit abwägen. Bei der Abwägung sei zu berücksichtigen, daß Volks-
zählungen eine Vorbedingung für die Planmäßigkeit staatlichen Handelns seien. Der Staat sei
als Sozialstaat nach Art 20 Abs. 1 und Art 28 Abs. 1 Satz 1 GG zur Daseinsvorsorge verpflich-
tet. Das Informationsinteresse von Regierung und Parlament sei deshalb verfassungsrechtlich
legitimiert, weil anders an der Lebenswirklichkeit orientierte Gesetzgebung nicht möglich sei.
Entsprechendes gelte für Maßnahmen der Datenverarbeitung. Die sozialstaatliche Legitimation
rechtfertige aber selbstverständlich nicht jedes Mittel. Vielmehr setze eine statistische Erhebung
voraus, daß die Anonymität hinreichend gesichert sei. Das Bundesverfassungsgericht habe
keine absolute, gleichsam mathematische Anonymität für verfassungsrechtlich geboten gehal-
ten (BVerfGE 27, 1 [7]). Die in der genannten Entscheidung für ausreichend angesehenen Vor-
kehrungen seien nach wie vor geltendes Recht und würden durch vielfältige weitere Sicherun-
gen rechtlicher und technischer Art verstärkt. Damit unterscheide sich die für die Datenverar-
beitung der Statistischen Ämter zu fordernde Anonymität auch von dem Anonymitätsbegriff des
§ 11 Abs. 5 BStatG. Diese Vorschrift setze für die Übermittlung von Einzelangaben voraus, daß
sie Auskunftspflichtigen nicht mehr zugeordnet werden könnten. Diese hohe Anonymitäts-
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schwelle habe lediglich insofern Bedeutung, als die Statistischen Ämter unter diesen Voraus-
setzungen Einzelangaben beliebigen Adressaten übermitteln dürften.

Das Volkszählungsgesetz 1983 entspreche auch dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Dem
Gesetzgeber komme bei der Beurteilung komplexer Sachverhalte ein Beurteilungsspielraum
und Einschätzungsspielraum und damit eine Entscheidungsprärogative zu. Ähnlich wie für die
Voraussetzungen des Gleichheitssatzes sei auch für die Anwendung des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes dem Gesetzgeber bei der Festlegung der Prioritäten und bei der Auswahl der Mit-
tel ein entsprechender Freiraum zuzubilligen. Nur durch richterliche Zurückhaltung könne der
Gefahr begegnet werden, jeden letztlich politischen Streit über Sinn und Unsinn eines Gesetzes
verfassungsgerichtlich zu führen. Das Bundesverfassungsgericht habe mehrfach die Frage
nach der Zwecktauglichkeit einer gesetzlichen Regelung mit großer Zurückhaltung danach be-
urteilt, ob der Gesetzgeber aus seiner Sicht davon ausgehen durfte, daß die Maßnahmen zur
Erreichung des Zieles geeignet waren. Auch hinsichtlich der Erforderlichkeit habe das Bundes-
verfassungsgericht dem Gesetzgeber einen weiten Ermessungsbereich zugestanden. Diese
Rechtsprechung trage der Tatsache Rechnung, daß jeder Prognose ein gewisses Maß an Un-
sicherheit anhafte, das um so größer werde, je weiterreichend und komplexer die Zusammen-
hänge seien. Wesentlich sei, daß der Gesetzgeber die ihm zugänglichen Erkenntnisquellen
ausgeschöpft habe, wie dies für das Volkszählungsgesetz 1983 geschehen sei.

Bei der Abwägung sei auch zu berücksichtigen, daß das Volkszählungsgesetz 1983 zwar in die
Privatsphäre jedes einzelnen Einwohners eingreife, daß der Eingriff aber von geringer Intensität
sei, weil die Erhebung keine den Intimbereich betreffenden Daten erfasse und die Fragen auch
in ihrer Kumulierung keine wesentliche Beeinträchtigung der Persönlichkeitssphäre ergäben.
Die Gefahr einer Herstellung von Persönlichkeitsprofilen sei nicht vorhanden, da die vorgese-
henen Tabellenprogramme dies ausschlössen und zudem kein Datenverbund mit Stellen au-
ßerhalb der Statistischen Ämter bestehe; gegen eine mißbräuchliche Verwendung der Daten
seien wirksame Vorkehrungen getroffen. Das Gesetz trage auch den mit dem technischen Fort-
schritt der automatischen Datenverarbeitung gesteigerten Möglichkeiten der Datenverknüpfung
und dem verstärkten Problembewußtsein der Bürger Rechnung. Das sei geschehen durch die
Reduzierung des Fragenumfangs gegenüber früheren Zählungen, durch Verzicht auf die die
Intimsphäre berührende Fragen, durch umfassende Regelungen des Datenschutzes im Volks-
zählungsgesetz 1983 selbst wie auch in den Datenschutzgesetzen des Bundes und der Länder,
ferner durch andere institutionelle Vorkehrungen gegen einen Mißbrauch der Daten. Auch sei
den mit Statistik und Datenverarbeitung betrauten Stellen nicht von vornherein ein gesetzwidri-
ges Handeln zu unterstellen. Vielmehr sei davon auszugehen, daß die datenschutzrechtlichen
Regelungen und das gesetzlich gewährleistete Statistikgeheimnis beachtet würden. Gesetzliche
Reglementierung und Vorkehrungen gegen Mißbrauch seien nicht schon für das Erheben der
Daten geboten, sondern erst für das Speichern und die weitere Verwendung.

Der Gesichtspunkt der Akzeptanz könne im Rahmen der Prüfung des Verhältnismäßigkeitsprin-
zips zu berücksichtigen sein. Der Gesetzgeber sei in einer repräsentativen Demokratie zwar
gehalten, beim Bürger um Verständnis zu werben. Dies könne Aufklärung, Erläuterung, aber
auch Auseinandersetzung mit Stimmungen, Gefühlen, ja Ängsten erfordern, die im Einzelfall in
ernst zu nehmenden Kreisen der Bevölkerung vorhanden sein önnten. Der Ort dafür sei nicht
zuletzt das parlamentarische Gesetzgebungsverfahren, das, verbunden mit vielfältigen Mög-
lichkeiten der Einflußnahme durch Bürger, Gruppen und Verbände, eine "Entscheidungssuche
vor den Augen der Öffentlichkeit" gewährleiste und damit für das Vertrauen des Bürgers not-
wendige Transparenz schaffe. Nehme aber der Bürger die ihm damit eröffneten Möglichkeiten
nicht wahr oder bleibe er mit seinen Vorstellungen, Meinungen und Auffassungen in der Min-
derheit, könne die Gültigkeit des vom demokratisch legitimierten Gesetzgeber ordnungsgemäß
und unter Beachtung materieller verfassungsrechtlicher Kriterien beschlossenen Gesetzes nicht
davon abhängig sein, daß es allgemein und von jedermann akzeptiert werde.

Ein Verzicht auf die Volkszählung sei nur möglich, wenn entsprechende Daten aus anderen
Dateien gewonnen werden könnten, zum Beispiel aus dem Melderegister, den Dateien der
Krankenversicherung und Rentenversicherung, der Arbeitsverwaltung, der Katasterämter und
der Grundsteuerämter. Diese Dateien wiesen jedoch erhebliche Fehler auf. Für die Arbeitsstät-
tenzählung gebe es derzeit überhaupt kein Äquivalent in anderen Dateien und Registern. Im
übrigen müßten die gesetzlichen und rechtlichen Schranken des Datenschutzes, wie zum Bei-
spiel das Steuergeheimnis, beachtet werden. Eine Nutzung von Daten aus verschiedenen Re-
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gistern und Dateien würde zudem die Einführung eines einheitlichen Personenkennzeichens
voraussetzen. Dies allerdings wäre ein entscheidender Schritt, den einzelnen Bürger in seiner
ganzen Persönlichkeit zu registrieren und zu katalogisieren. Aus der Sicht des Datenschutzes
und des mit ihm beabsichtigten Persönlichkeitsschutzes sei es deshalb unabweisbar, daß
Volkszählungen und andere Statistiken unabhängig von vorhandenen Verwaltungsunterlagen
selbständig durchgeführt würden und nicht auf der Verknüpfung von Verwaltungsdateien ba-
sierten.

Zum Mittel der Stichprobe meint die Bundesregierung, daß es für den einzelnen Bürger letztlich
unerheblich sei, ob er im Rahmen einer Stichprobe oder einer Gesamterhebung befragt werde.
Selbst wenn man die Stichprobe trotzdem als milderes Mittel ansehe, sei sie kein Äquivalent zur
Volkszählung, weil sie nur ungenaue Ergebnisse liefere. Zahlreiche Gesetze stellten aber nicht
auf ungefähre, sondern auf genaue Einwohnerzahlen ab. Auch Stichprobenbefragungen nach
Art der empirischen Sozialforschung könnten die Volkszählung nicht ersetzen, weil amtliche
Statistik und empirische Sozialforschung unterschiedliche Aufgabenstellungen hätten, die auch
die statistischen Methoden beeinflußten. Für die amtliche Statistik seien in vielen Fällen tiefge-
gliederte Angaben erforderlich, die nur eine Totalerhebung liefern könne. Deshalb sei auch eine
auf freiwilliger Basis beruhende Volkszählung keine realistische Alternative. Die bei der Volks-
zählung geforderte Genauigkeit des Nachweises zuverlässiger Basisinformationen sei nach den
praktischen Erfahrungen mit der Teilnehmerquote bei freiwilligen Erhebungen nicht zu errei-
chen. Auch eine Kombination von Vollerhebung und Stichproben setze voraus, daß eine geeig-
nete und zuverlässige Auswahlgrundlage verfügbar sei. Dies sei bei der Volkszählung 1970 der
Fall gewesen; damals habe die Gebäudezählung und Wohnungszählung 1968 als Auswahl-
grundlage zur Verfügung gestanden. Für die Volkszählung 1983 seien derartige Voraussetzun-
gen nicht vorhanden. Im übrigen ergebe sich auch im Falle einer Kombination von Vollerhebung
und Stichprobe keine spürbare Erleichterung für den Bürger.

Dem Grundgesetz lasse sich kein absoluter Grundsatz entnehmen, daß zulässigerweise für
einen bestimmten Verwaltungszweck erhobene Daten ein für allemal an dieses Verwendungs-
ziel gebunden seien und deshalb schlechterdings nicht in den Dienst anderer Verwendungs-
zwecke gestellt werden dürften. Dies gelte auch für statistische Daten. Statistik sei stets Regist-
rierung ohne Beeinflussung der zu registrierenden Verhältnisse. Sie diene nicht notwendig be-
stimmten Einzelzwecken, sondern dem Gesamtzweck, die für künftiges Planen und Handeln
benötigten Informationen zu verschaffen. Dies sei eingeschränkt aus gesetzlichen Gründen des
Datenschutzes und aus verfassungsrechtlichen Gründen des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts. Der Staat benötige hinsichtlich der Datenverwendung eine gewisse Flexibilität. Würde
ihm diese durch starre Zweckbestimmungen genommen, könne er nicht auf neue, häufig nicht
vorhersehbare Fragestellungen reagieren. Die Übermittlung von Daten, die der Staat rechtmä-
ßig gewonnen habe, sei unter dem Blickwinkel der Verfassung nicht stets und in allen Berei-
chen an den ursprünglichen Verwendungszusammenhang gebunden. Art 35 Abs. 1 GG könne
grundsätzlich die formelle Grundlage auch für die Weitergabe personenbezogener Daten für
einen anderen Verwendungszweck bieten. Auch das Bundesverfassungsgericht habe die Ver-
pflichtung zur Amtshilfe und Rechtshilfe als ausreichende formelle Grundlage anerkannt und zur
Begrenzung nur auf das Verhältnismäßigkeitsgebot abgehoben (BVerfGE 27, 344 [352]). Ob
darüber hinaus die Weitergabe einer ausdrücklichen Rechtsgrundlage bedürfe, könne dahin-
stehen; denn allgemeine Regelungen wie § 10 Abs. 1 Satz 1 BDSG in Verbindung mit § 5 Abs.
2 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) reichten als solche jedenfalls aus. Der
Grundsatz der Zweckbindung sei von den Vertretern der Zweckbindungslehre überbewertet
worden. Meinungsumfragen zufolge empfänden gerade Empfänger staatlicher Hilfen wieder-
kehrende Datenerhebungen als Belästigung und gäben dem verwaltungsinternen Datenaus-
tausch den Vorzug. Dieser könne im Sinne des Übermaßverbots das mildere Mittel im Vergleich
zur nochmaligen unmittelbaren Informationserhebung darstellen. Deshalb habe auch der Ge-
setzgeber des Bundesdatenschutzgesetzes und der Landesdatenschutzgesetze jeweils auf ein
generelles Zweckentfremdungsverbot verzichtet und sei stattdessen den durch den Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz gewiesenen Weg gegangen. Nur für Daten, die einem besonderen Be-
rufsgeheimnis oder Amtsgeheimnis unterlägen, habe das Prinzip der Zweckbindung Vorrang (§
10 Abs. 1 Satz 2 BDSG), ferner in einzelgesetzlich geregelten Sonderfällen (zum Beispiel §§ 3,
18 Abs. 2 und 3 des Melderechtsrahmengesetzes - MRRG -).
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Für die Übermittlung statistischer Daten habe der Gesetzgeber Vorkehrungen getroffen, die
über die Anforderungen des allgemeinen Datenschutzrechts erheblich hinausgingen. In den
detaillierten Regelungen des § 11 BStatG werde deutlich, daß sich der Gesetzgeber der beson-
deren Schutzbedürftigkeit der durch statistische Erhebungen gewonnenen Daten bewußt sei.
Sie trügen den verfassungsrechtlichen Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes in
zweifacher Hinsicht Rechnung. Einmal würden bereits im Bundesstatistikgesetz selbst ab-
schließende Festlegungen getroffen, die sicherstellten, daß Datenübermittlungen auf das un-
abweisbar Notwendige beschränkt blieben. Zum anderen würden für den Erlaß der einzelnen
Statistikgesetze Rahmenvorgaben gesetzt, die darauf ausgerichtet seien, in diesen Gesetzen je
nach Gegenstand und Besonderheit der einzelnen statistischen Erhebung die Belange der Aus-
kunftspflichtigen und die Interessen der Allgemeinheit miteinander abzustimmen und zum Aus-
gleich zu bringen. Für die geplante Volkszählung sei das im Volkszählungsgesetz 1983 ge-
schehen. Es schränke nicht nur die Möglichkeiten der Datenweitergabe, wie sie nach den all-
gemeinen Vorschriften des Datenschutzrechts bestünden, erheblich ein, sondern verfeinere
dabei zugleich das Geflecht an Sicherungen, die das Bundesstatistikgesetz zum Schutz statisti-
scher Daten enthalte.

§ 9 Abs. 1 VZG 1983 nenne ausdrücklich den Zweck der Weitergabe (Berichtigung der Melde-
register). Die Vorschrift bezeichne weiter enumerativ diejenigen Daten, die den Meldebehörden
zugänglich gemacht werden dürften. Sie gebe nur solche Angaben aus statistischen Erhebun-
gen für eine Korrektur der Melderegister frei, die dort nach den einschlägigen Vorschriften der
Meldegesetze gespeichert werden dürften. Wäre ein solcher Melderegisterabgleich nicht zuläs-
sig, so müßten im Übrigen verstärkt umfangreiche, eigenständige, kostenaufwendige, den Bür-
ger zusätzlich belastende Erhebungen zur Überprüfung und Berichtigung der Melderegister
durchgeführt werden. Durch § 12 Abs. 2 MRRG und die entsprechenden Regelungen der Lan-
desmeldegesetze sei der Begriff der Hauptwohnung neu definiert worden. Er sei eine wesentli-
che Voraussetzung für die Zuverlässigkeit der Fortschreibung der Bevölkerungszahlen. Die
Verzahnung der Bevölkerungsfortschreibung mit den Melderegistern folge aus dem Gesetz
über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes
in der Fassung vom 14. März 1980 (BGBl I S 308); die in § 4 dieses Gesetzes angeordnete
Wanderungsstatistik werde auf der Grundlage der meldebehördlichen Anmeldungen, Abmel-
dungen und Ummeldungen erstellt. Ohne die Registerberichtigung würde die schon bisher be-
stehende Diskrepanz zwischen Bevölkerungsfortschreibung und Melderegister noch verschärft.
Die Meldebehörden müßten bei jedem Einwohner prüfen, ob er mehrere Wohnungen innehabe,
um die Hauptwohnung bestimmen zu können. Bei dieser Sachlage und Rechtslage sei die
Weitergabe der in § 9 Abs. 1 VZG 1983 genannten Angaben keine die Privatsphäre des Einzel-
nen verletzende Zweckentfremdung.

Entsprechendes gelte für die Übermittlungsregelungen des § 9 Abs. 2 bis 4 VZG 1983, soweit
darin überhaupt eine Herauslösung der Daten aus dem ursprünglichen Verwendungszusam-
menhang gesehen werden könne. Diese Regelungen machten entweder die Datenweitergabe
von der Rechtmäßigkeit der Aufgabenerfüllung der obersten Bundesbehörden und Landesbe-
hörden abhängig (§ 9 Abs. 2 VZG 1983) oder gäben jeweils die Verwendungszwecke an, für die
allein die statistisch erhobenen Daten zur Verfügung gestellt werden dürften (§ 9 Abs. 3 und 4
VZG 1983). Im übrigen würden auch hier, je nach Empfänger und Übermittlungsanlaß, be-
stimmte Daten von vornherein von der Weitergabe ausgeschlossen. Die Abstufungen, die dabei
vorgenommen worden seien, zeigten in besonderer Weise, wie sehr sich der Gesetzgeber dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verpflichtet gesehen habe. § 9 Abs. 2 VZG 1983 sei nach
eingehenden Beratungen, an denen auch die Datenschutzbeauftragten von Bund und Ländern
teilgenommen hätten, zustandegekommen. Die Vorschrift schränke die Datenübermittlung ge-
genüber dem früher geltenden Verfahren und gegenüber dem allgemeinen Datenschutzrecht
wesentlich ein und sichere sie gegen Mißbrauch. Auf die Übermittlung von Einzelangaben ohne
Namen sei zum Beispiel die Deutsche Bundespost bei Einführung neuer Techniken und der
Gestaltung künftiger Netze angewiesen. Von besonderer Bedeutung sei die Datenübermittlung
nach § 9 Abs. 2 VZG 1983 für aktuelle und komplexe Auswertungen auf den Gebieten der
Raumordnung und der Baupolitik und Wohnungsbaupolitik des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau. Die Nutzung der Volkszählungsdaten durch Wissenschaft und
Forschung (§ 9 Abs. 4 VZG 1983) sei vom Innenausschuß des Deutschen Bundestages im
Interesse des Datenschutzes entgegen der Auffassung der Datenschutzbeauftragten stärker
eingegrenzt worden. Eine Übermittlung sei nur an den Empfängerkreis im Sinne des § 11 Abs.
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3 BStatG, das heißt an Amtsträger und für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete,
zugelassen.

An der Verfassungsmäßigkeit des § 9 VZG 1983 ändere sich auch nichts dadurch, daß die Da-
ten, soweit sie für Zwecke des Verwaltungsvollzugs dienstbar gemacht werden sollten, unter
bußgeldbewehrter Auskunftsverpflichtung erhoben werden sollten. Allerdings berühre ein
Zwang zur Selbstbezichtigung die Würde des Menschen; jedoch seien Auskunftspflichten, die
der Gesetzgeber nach Abwägung mit den Belangen der Betroffenen zur Erfüllung eines be-
rechtigten staatlichen Informationsbedürfnisses anordne, als Teil der verfassungsmäßigen Ord-
nung im Sinne des Art 2 Abs. 1 GG verfassungsrechtlich unbedenklich. Verfassungswidrig wäre
ein Zwang, durch eigene Aussagen die Voraussetzungen für eine strafgerichtliche Verfolgung
oder eine entsprechende Sanktion liefern zu müssen. Diesem Gesichtspunkt trage § 9 VZG
1983 Rechnung. Beim Melderegisterabgleich nach § 9 Abs. 1 VZG 1983 gehe es nicht um Da-
ten, durch die strafbare Handlungen offenbart werden könnten. Für melderechtliche Verstöße
gelte das strikte Nachteilsverbot des § 9 Abs. 1 Satz 2 VZG 1983. Um strafbare Handlungen zu
offenbaren, müßten noch zusätzliche Fakten hinzukommen. Auch im Anwendungsbereich von §
9 Abs. 2 bis 4 VZG 1983 sei eine Verwendung der Daten nur für "statistisch-planerische" und
wissenschaftliche Zwecke vorgesehen. Eine Nutzung für Vollzugsmaßnahmen sei nicht gestat-
tet (§ 9 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 3 VZG 1983). Hinzu komme die Geheimhaltungspflicht
nach § 11 Abs. 1 in Verbindung mit § 11 Abs. 4 BStatG und § 9 Abs. 7 VZG 1983. Auch bei der
Datenübermittlung führe daher kein rechtlich zulässiger Weg zu einer möglichen Aufdeckung
strafbarer Handlungen oder anderer Rechtsverstöße. Das Grundrecht des Art 2 Abs. 1 GG ge-
biete im übrigen keinen lückenlosen Schutz gegen Selbstbezichtigung. Handele es sich um
Auskünfte zur Erfüllung eines berechtigten Informationsbedürfnisses, so sei der Gesetzgeber
befugt, die Belange der verschiedenen Beteiligten gegeneinander abzuwägen. Er könne hierbei
berücksichtigen, daß der Staat auf die Angaben der Bürger im Interesse der Allgemeinheit an-
gewiesen sei. Da der Melderegisterabgleich auf die wenigen Angaben in § 2 Nr 1 und 2 VZG
1983 beschränkt sei und § 9 Abs. 1 Satz 2 VZG 1983 ein Nachteilsverbot vorsehe, sei die un-
eingeschränkte Auskunftspflicht des § 5 Abs. 1 VZG 1983 in Verbindung mit § 10 BStatG ver-
fassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Sollte jedoch bei den wenigen Tatbeständen, bei de-
nen schon die unmittelbar aus den Angaben nach § 2 Nr 1 und 2 VZG 1983 gewonnenen Er-
kenntnisse ausreichten, um strafrechtliche Sanktionen auszulösen, das Bundesverfassungsge-
richt ein Verwertungsverbot für verfassungsrechtlich erforderlich halten, so könnte § 9 VZG
1983 in diesem Sinne verfassungskonform ausgelegt werden.

Die Anforderungen des Vorbehalts des Gesetzes in der Ausprägung der durch das Bundesver-
fassungsgericht entwickelten Wesentlichkeitstheorie seien erfüllt. Soweit es gesetzlicher Rege-
lungen bedürfe, seien sie im Volkszählungsgesetz 1983 oder in den bei seiner Durchführung
anzuwendenden Gesetzen, dem Bundesstatistikgesetz, dem Bundesdatenschutzgesetz und
subsidiär im Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes enthalten. Darüber hinaus notwendige
Regelungen könnten durch Verwaltungsvorschriften getroffen werden. Zurückhaltung des Ge-
setzgebers liege gerade auch im Interesse des durch die Normenflut bedrängten Bürgers. So-
weit den Bund - neben der grundsätzlichen Zuständigkeit der Länder für Verwaltungsverfah-
rensregelungen zur Durchführung von Bundesgesetzen - überhaupt eine Verpflichtung zum
Erlaß derartiger Regelungen treffe, habe er dieser Genüge getan. Im übrigen sei es grundsätz-
lich Sache des Gesetzgebers, im Rahmen seiner politischen Gestaltungsfreiheit zu entschei-
den, was als wesentlich anzusehen sei.

Es gebe kein milderes Vollzugsmittel für eine Totalerhebung. Die Volkszählung setze voraus,
daß sämtliche Auskunftspflichtigen befragt und ihre Antworten auf Plausibilität und Vollständig-
keit überprüft würden. Der Plausibilitätskontrolle komme erhebliche Bedeutung zu. Bei der letz-
ten Volkszählung im Jahre 1970 seien beispielsweise allein in Stuttgart etwa 100.000 Rückfra-
gen notwendig gewesen. Eine vollständige und richtige Erhebung setze eine Begehung des
Gemeindegebietes durch Zähler voraus. Ein Postversand der Fragebogen erreiche nicht alle
Auskunftspflichtigen, weil dann auf Adressen in vorhandenen Registern zurückgegriffen werden
müsse, die in aller Regel fehlerhaft seien. Auch sei der vollständige Rücklauf der Erhebungsbo-
gen nicht sicherzustellen. Es könne allerdings daran gedacht werden, den Zähler die Fragebo-
gen lediglich austeilen und eine Adressatenliste anlegen zu lassen. Die Bürger hätten dann die
Bogen bei der Zählungsdienststelle vorzulegen. Eine solche Regelung habe das Volkszäh-
lungsgesetz 1980 der Republik Österreich vorgesehen. Auch dieses Verfahren sei nicht ohne



Informationsweitergabe zwischen Straßensozialarbeit und Polizei

Stiftung SPI - Berlin 2007

67

Zähler und Zählungsdienststellen ausgekommen. Wegen Verzögerungen bei der Abgabe der
Fragebogen habe häufig die Zeitnähe zum Zählungsstichtag gefehlt. Der von Hamburg ge-
wählte Weg des sogenannten Mantelbogens sei ebenfalls kein milderes Vollzugsmittel. Auch
bei diesem Verfahren habe der Zähler Einblick in die Daten des Auskunftspflichtigen. Der Vor-
teil liege lediglich in der formellen Trennung des Namens und der Anschrift von den übrigen
Angaben. Dies führe aber im Ergebnis zu keiner größeren Datensicherung zugunsten des Bür-
gers.

2. Demgegenüber hat der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg verfassungsrechtliche
Bedenken gegen das Volkszählungsgesetz 1983 geäußert: Eine allgemeine verfassungsrechtli-
che Problematik des Volkszählungsgesetzes 1983 ergebe sich daraus, daß zweifelhaft sei, ob
und inwieweit die Anonymität der dem Bürger abverlangten Auskünfte garantiert sei. Auch wenn
die einzelnen Fragen nicht in den unantastbaren Bereich privater Lebensgestaltung eindrängen,
stelle sich das grundlegende Problem, ob die Angaben durch die Anonymität ihrer Auswertung
den Persönlichkeitsbezug verlören und diese Anonymität hinreichend gesichert sei. Möglich-
keiten unmittelbarer und mittelbarer Identifizierung hätten in der Bevölkerung und im juristischen
Schrifttum erhebliche Bedenken hervorgerufen. Die Anonymitätsgarantie für statistische Erhe-
bungen sei nicht nur ein rechtsstaatliches Gebot, sondern zugleich eine unabdingbare Voraus-
setzung für den Erfolg einer auf die vertrauensvolle Mitwirkung der Bevölkerung angewiesenen
Befragung.

Der Melderegisterabgleich nach § 9 Abs. 1 VZG 1983 sei problematisch, weil dabei die Verbin-
dung von melderegisterlichen und statistischen Zwecken vorgesehen sei. Der Regelungsgehalt
des Nachteilsverbots in § 9 Abs. 1 Satz 2 VZG 1983 sei zweifelhaft.

3. Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die genannten Datenschutzbeauftragten der
Länder haben unterschiedliche verfassungsrechtliche Bedenken gegen das Volkszählungsge-
setz 1983 geäußert. Einige sind der Auffassung, daß dem durch eine verfassungskonforme
Auslegung und einen verfassungskonformen restriktiven Gesetzesvollzug Rechnung getragen
werden kann. Andere halten die angegriffene Regelung für verfassungswidrig.

IV.

In der mündlichen Verhandlung haben sich die Beschwerdeführer geäußert.

Für die Bundesregierung haben der Bundesminister des Innern Dr Zimmermann, Prof Dr Badu-
ra und der Vizepräsident des Statistischen Bundesamts Dr Hamer Stellung genommen; auf
Antrag der Bundesregierung wurde außerdem Prof Dr Seegmüller gehört. Für die Bayerische
Staatsregierung haben sich der Staatsminister des Innern Dr Hillermeier und Ministerialdirigent
Dr Giehl geäußert, für den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg Frau Senatorin Leithäu-
ser, für die Niedersächsische Landesregierung der Minister des Innern Dr Möcklinghoff, für die
Landesregierung des Landes Nordrhein-Westfalen Leitender Ministerialrat Dr Rombach, für die
Landesregierung Rheinland-Pfalz Staatssekretär Prof Dr Rudolf und für die Landesregierung
Schleswig-Holstein der Minister des Innern Claussen. Ferner haben Stellung genommen der
Bundesbeauftragte für den Datenschutz Dr Baumann, die Landesbeauftragte für den Daten-
schutz Baden-Württemberg Frau Dr Leuze, der Bayerische Landesbeauftragte für Datenschutz
Dr Stollreither, der Landesbeauftragte für den Datenschutz der Freien Hansestadt Bremen Bül-
lesbach, der Hamburgische Datenschutzbeauftragte Schapper, der Hessische Datenschutzbe-
auftragte Prof Dr Simitis, der Landesbeauftragte für den Datenschutz Nordrhein-Westfalen Dr
Weyer und für die Datenschutzkommission Rheinland-Pfalz deren geschäftsführendes Mitglied,
Direktor beim Landtag Becker.

B:

Die Verfassungsbeschwerden sind im wesentlichen zulässig.

Eine für alle geltende Norm kann ein einzelner Staatsbürger nach ständiger Rechtsprechung
nur dann direkt mit der Verfassungsbeschwerde angreifen, wenn er durch diese Bestimmung
selbst, gegenwärtig und unmittelbar in seinen Grundrechten betroffen ist (BVerfGE 40, 141
[156]; 43, 291 [385]; 50, 290 [319]; 58, 81 [104]; 59, 1 [17f.]; 60, 360 [370]).
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I.

Die Beschwerdeführer sind nicht alle von sämtlichen Vorschriften des Gesetzes selbst betrof-
fen.

Die Frage nach der Eigenschaft als Anstaltsinsasse nach § 2 Nr 8 VZG 1983 betrifft keinen der
Beschwerdeführer, da sie weder Insassen einer Anstalt noch als Anstaltsleiter auskunftspflichtig
sind (§ 5 Abs. 1 Nr 1 VZG 1983). In soweit sind alle Verfassungsbeschwerden unzulässig.

Hinsichtlich der gebäudestatistischen Fragen nach § 3 Abs. 1 VZG 1983 sind nur Gebäudeei-
gentümer und ihnen gleichgestellte Personen auskunftspflichtig (§ 5 Abs. 1 Nr 2 VZG 1983).
Davon ist nach den Beschwerdevorbringen allein der Beschwerdeführer zu a) als Eigentümer
einer Eigentumswohnung betroffen. Für die Arbeitsstättenzählung nach § 4 VZG 1983 sind nur
die Inhaber oder Leiter der Arbeitsstätten und Unternehmen auskunftspflichtig (§ 5 Abs. 1 Nr 4
VZG 1983). Diese Regelung betrifft nur die beschwerdeführenden Rechtsanwältinnen zu b) und
die beschwerdeführenden Rechtsanwälte zu e 1) bis e 4), e 7) und e 9). Die übrigen Verfas-
sungsbeschwerden sind unzulässig, soweit sie sich gegen § 3 Abs. 1 und § 4 VZG 1983 rich-
ten.

II.

Soweit die Beschwerdeführer durch das Volkszählungsgesetz 1983 selbst betroffen sind, be-
steht auch eine unmittelbare und gegenwärtige Betroffenheit.

Allerdings fehlt nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts die unmittelbare
Betroffenheit, wenn die Durchführung der angegriffenen Vorschrift einen besonderen Vollzie-
hungsakt der Verwaltung erfordert. Denn in der Regel greift erst dieser Vollziehungsakt in die
Rechtssphäre des Bürgers ein; der gegen diesen Eingriff gegebene Rechtsweg ermöglicht auch
die Nachprüfung der Verfassungsmäßigkeit des angewandten Gesetzes (BVerfGE 58, 81 [104];
vgl BVerfGE 59, 1 [17]; 60, 360 [369 f.]).

Zur Durchführung des Volkszählungsgesetzes 1983 bedurfte es der Aufforderung zur Aus-
kunftserteilung; erst hierdurch konnte die Rechtssphäre der Beschwerdeführer betroffen werden
(vgl § 5 Abs. 2 VZG 1983). Gegen diesen Vollzugsakt wäre der Rechtsweg vor den Verwal-
tungsgerichten eröffnet gewesen. Dies steht jedoch der Zulässigkeit der Verfassungsbeschwer-
den nicht entgegen.

In besonders gelagerten Fällen hat das Bundesverfassungsgericht die Zulässigkeit einer un-
mittelbar gegen das Gesetz gerichteten Verfassungsbeschwerde ausnahmsweise vor Erlaß des
Vollziehungsaktes bejaht, wenn das Gesetz die Normadressaten bereits gegenwärtig zu später
nicht mehr korrigierbaren Entscheidungen zwingt oder schon jetzt zu Dispositionen veranlaßt,
die sie nach dem späteren Gesetzesvollzug nicht mehr nachholen können (BVerfGE 60, 360
[372] m. w. N.). Auch die unmittelbar gegen das Volkszählungsgesetz 1983 gerichteten Verfas-
sungsbeschwerden sind ausnahmsweise bereits vor Erlaß des Vollziehungsaktes zulässig.

Dieses Gesetz war gegenüber allen Bürgers innerhalb eines sehr kurzen Zeitraumes zu vollzie-
hen. Die Erhebungsbogen sollten vom 18. April 1983 an ausgeteilt und bis Anfang Mai 1983
wieder eingesammelt werden. Zur Erlangung vorläufigen Rechtsschutzes vor den Verwaltungs-
gerichten hätte daher nur ein Zeitraum von etwa zwei Wochen zur Verfügung gestanden. In
dieser knapp bemessenen Zeitspanne hätten sich die Gerichte der Problematik nicht so an-
nehmen können, daß eine für das Bundesverfassungsgericht wesentliche Vorklärung hätte
erwartet werden können. Gleichwohl wäre gegen ablehnende Entscheidungen im Verfahren
nach § 80 Abs. 5, § 123, § 146 Abs. 1 VwGO die Verfassungsbeschwerde zulässig gewesen
(vgl BVerfGE 51, 130 [138 ff.]; 53, 30 [49, 52]; 173 [190]). Jedenfalls wäre, nachdem die Auffor-
derung zur Auskunftserteilung auf dem Verwaltungsrechtsweg angefochten war, eine verfas-
sungsgerichtliche Entscheidung vor Erschöpfung des Rechtswegs nach § 90 Abs. 2 Satz 2
BVerfGG in Betracht gekommen (vgl BVerfGE 59, 1 [19 f.]). Das Bundesverfassungsgericht
hätte sich dann jedoch mit zahlreichen, möglicherweise einander widersprechenden verwal-
tungsgerichtlichen Entscheidungen auseinandersetzen müssen. Es hätte außerdem dadurch
Rechtsunsicherheit drohen können, daß einige Gerichte den Betroffenen vorläufigen Rechts-
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schutz gewährt hätten, andere dagegen nicht. Unter diesen Umständen wäre das Subsidiari-
tätsprinzip, welches den Bürger grundsätzlich zunächst an die Fachgerichte verweist, geradezu
in sein Gegenteil verkehrt worden: Es hätte nicht mehr dazu gedient, das Bundesverfassungs-
gericht zu entlasten und ihm die Fallanschauung der Fachgerichte zu vermitteln, sondern es
einem sachlich und zeitlich besonders hohen Entscheidungsdruck ausgesetzt. Bei dieser
Sachlage konnten die Beschwerdeführer das Gesetz mit der Verfassungsbeschwerde aus-
nahmsweise unmittelbar angreifen.

C.

Die Verfassungsbeschwerden sind - soweit zulässig - teilweise begründet.

I.

Soweit den Beschwerdeführern durch § 5 Abs. 1 VZG 1983 unmittelbar eine Auskunftspflicht zu
bestimmten, in den §§ 2 bis 4 VZG 1983 im einzelnen aufgeführten Sachverhalten auferlegt
wird, werden sie dadurch nicht in ihren Grundrechten aus Art 4, 5 und 13 GG verletzt.

1. Die Verpflichtung zu wahrheitsgemäßen Angaben (§ 5 Abs. 1 Nr 1 VZG 1983 in Verbindung
mit § 10 Abs. 3 BStatG) über die rechtliche Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Reli-
gionsgesellschaft (§ 2 Nr 1 VZG 1983) verstößt nicht gegen das Grundrecht der Beschwerde-
führer auf Bekenntnisfreiheit (Art 4 Abs. 1 GG). Zur Bekenntnisfreiheit gehört nicht nur das
Recht, seine religiöse Überzeugung zu bekennen, sondern auch zu schweigen, wie dies durch
Art 140 GG in Verbindung mit Art 136 Abs. 3 der Weimarer Reichsverfassung (WRV) besonders
anerkannt ist. Diese negative Bekenntnisfreiheit wird aber durch den Vorbehalt des Art 136 Abs.
3 Satz 2 WRV eingeschränkt, der es den Behörden gestattet, nach der Zugehörigkeit zu einer
Religionsgesellschaft zu fragen, wenn davon Rechte und Pflichten abhängen oder eine gesetz-
lich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert. Eine solche zulässige Ausnahme liegt
hier vor, da es sich um eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung für Bundeszwecke
(Art 73 Nr 11 GG) handelt.

Für die Beurteilung der Bundeskompetenz ist entscheidend, ob die Erhebung der Erfüllung ei-
ner Bundesaufgabe dient. Diese Voraussetzung ist nach der Begründung des Gesetzentwurfs
gegeben, weil die Ergebnisse der Erhebung über die Religionszugehörigkeit wichtige Informati-
onen für das Verhalten von Bund und Ländern darstellen (vgl BTDrucks 9/451, S 9). Ferner ist
die Staatspraxis zu berücksichtigen, der bei der Ermittlung des Umfanges einer Kompetenz-
norm wesentliche Bedeutung zukommt (vgl BVerfGE 41, 205 [220]). Danach kann in den Pro-
grammen für Bundesstatistiken auch statistischen Anforderungen der Länder Rechnung getra-
gen werden, weil sich Gesetzeszuständigkeiten, Verwaltungszuständigkeiten und Planungszu-
ständigkeiten von Bund und Ländern vielfältig überschneiden. Nach der bisherigen Staatspraxis
wurden bei Volkszählungen nicht nur unter der Geltung der Weimarer Reichsverfassung, son-
dern auch des Grundgesetzes Angaben über die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu ei-
ner Religionsgesellschaft verlangt. So waren entsprechende Fragen bereits nach § 5 Satz 1 in
Verbindung mit Anlage 1 Abschnitt I des Volkszählungsgesetzes vom 27. Juli 1950 (BGBl I S
335), nach § 3 Nr 1 Buchst a in Verbindung mit § 6 Nr 1 des Volkszählungsgesetzes vom 13.
April 1961 (BGBl I S 437) und nach § 2 Nr. 1 in Verbindung mit § 5 Nr 1 des Volkszählungsge-
setzes vom 14. April 1969 (BGBl I S 292) vorgesehen. Bei dieser Sachlage war der Bund be-
fugt, die Erhebung der Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft
gesetzlich anzuordnen.

2. Durch die Vorschriften des Volkszählungsgesetzes 1983 wird auch nicht gegen das Grund-
recht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art 13 Abs. 1 GG) verstoßen.

Dieses Grundrecht ist nicht - wie einige Beschwerdeführer meinen - deshalb verletzt, weil sie
nach § 3 Abs. 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Nr 3 VZG 1983 gezwungen sind, ihre privaten
Wohnverhältnisse offenzulegen. Wohnung im Sinne des Art 13 GG ist allein die räumliche Pri-
vatsphäre (BVerfGE 32, 54 [72]). Das Grundrecht normiert für die öffentliche Gewalt ein grund-
sätzliches Verbot des Eindringens in die Wohnung oder des Verweilens darin gegen den Willen
des Wohnungsinhabers. Dazu gehören etwa der Einbau von Abhörgeräten und ihre Benutzung
in der Wohnung, nicht aber Erhebung und die Einholung von Auskünften, die ohne Eindringen
oder Verweilen in der Wohnung vorgenommen werden können. Sie werden von Art 13 GG nicht
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erfaßt. Die nach § 4 Abs. 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Nr 3 VZG 1983 vorgeschriebene Aus-
kunftspflicht über wohnungsstatistische Fragen ist mit einem zwangsweisen Eindringen oder
Verweilen in der Wohnung der Auskunftspflichtigen nicht verbunden.

3. Die Verpflichtung zur Auskunft zu bestimmten, in den §§ 2 bis 4 VZG 1983 im einzelnen auf-
geführten Sachverhalten verstößt auch nicht gegen das Grundrecht auf Meinungsäußerungs-
freiheit (Art 5 Abs. 1 Satz 1 GG).

Der Auffassung, die durch Art 5 Abs. 1 GG gewährleistete Freiheit, seine Meinung nicht zu äu-
ßern (negative Meinungsäußerungsfreiheit), schütze auch gegenüber der Ermittlung, Speiche-
rung und Weitergabe von Tatsachen, so daß der grundrechtliche Schutz vor Informationsein-
griffen ausschließlich durch Art 5 Abs. 1 Satz 1 GG gewährleistet werde, kann nicht gefolgt
werden. Ein solcher Schutz würde von vornherein bei Informationseingriffen durch Datenerhe-
bungen versagen, die bei Dritten oder durch heimliche Beobachtungen (Observationen) vorge-
nommen werden. An einer Meinungsäußerung fehlt es aber auch, wenn der Betroffene selbst
Angaben zu einer statistischen Erhebung macht.

Konstitutiv für die Bestimmung dessen, was als Äußerung einer "Meinung" vom Schutz des
Grundrechts umfaßt wird, ist das Element der Stellungnahme, des Dafürhaltens, des Meinens
im Rahmen einer geistigen Auseinandersetzung; auf den Wert, die Richtigkeit, die Vernünftig-
keit der Äußerung kommt es nicht an. Die Mitteilung einer Tatsache ist im strengen Sinne keine
Äußerung einer "Meinung", weil ihr jedes Element fehlt. Durch das Grundrecht der Meinungs-
äußerungsfreiheit geschützt ist sie nur, soweit sie Voraussetzung der Bildung von Meinungen
ist, welche Art 5 Abs. 1 GG in seiner Gesamtheit gewährleistet (BVerfGE 61, 1 [8 f.]). Demge-
genüber sind Angaben im Rahmen statistischer Erhebungen wie denen des Volkszählungsge-
setzes 1983 reine Tatsachenmitteilungen, die mit Meinungsbildung nichts zu tun haben.

II.

Prüfungsmaßstab ist in erster Linie das durch Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG
geschützte allgemeine Persönlichkeitsrecht.

1. a) Im Mittelpunkt der grundgesetzlichen Ordnung stehen Wert und Würde der Person, die in
freier Selbstbestimmung als Glied einer freien Gesellschaft wirkt. Ihrem Schutz dient - neben
speziellen Freiheitsverbürgungen - das in Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG ge-
währleistete allgemeine Persönlichkeitsrecht, das gerade auch im Blick auf moderne Entwick-
lungen und die mit ihnen verbundenen neuen Gefährdungen der menschlichen Persönlichkeit
Bedeutung gewinnen kann (vgl BVerfGE 54, 148 [153]). Die bisherigen Konkretisierungen durch
die Rechtsprechung umschreiben den Inhalt des Persönlichkeitsrechts nicht abschließend. Es
umfaßt - wie bereits in der Entscheidung BVerfGE 54, 148 [155] unter Fortführung früherer Ent-
scheidungen (BVerfGE 27, 1 [6] - Mikrozensus; 27, 344 [350 f.] - Scheidungsakten; 32, 373
[379] - Arztkartei; 35, 202 [220] - Lebach; 44, 353 [372 f.] - Suchtkrankenberatungsstelle) ange-
deutet worden ist - auch die aus dem Gedanken der Selbstbestimmung folgende Befugnis des
Einzelnen, grundsätzlich selbst zu entscheiden, wann und innerhalb welcher Grenzen persönli-
che Lebenssachverhalte offenbart werden (vgl ferner BVerfGE 56, 37 [41 ff.] - Selbstbezichti-
gung; 63, 131 [142 f.] - Gegendarstellung).

Diese Befugnis bedarf unter den heutigen und künftigen Bedingungen der automatischen Da-
tenverarbeitung in besonderem Maße des Schutzes. Sie ist vor allem deshalb gefährdet, weil
bei Entscheidungsprozessen nicht mehr wie früher auf manuell zusammengetragene Karteien
und Akten zurückgegriffen werden muß, vielmehr heute mit Hilfe der automatischen Datenver-
arbeitung Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder
bestimmbaren Person (personenbezogene Daten (vgl § 2 Abs. 1 BDSG)) technisch gesehen
unbegrenzt speicherbar und jederzeit ohne Rücksicht auf Entfernungen in Sekundenschnelle
abrufbar sind. Sie können darüber hinaus - vor allem beim Aufbau integrierter Informationssys-
teme - mit anderen Datensammlungen zu einem teilweise oder weitgehend vollständigen Per-
sönlichkeitsbild zusammengefügt werden, ohne daß der Betroffene dessen Richtigkeit und
Verwendung zureichend kontrollieren kann. Damit haben sich in einer bisher unbekannten Wei-
se die Möglichkeiten einer Einsichtnahme und Einflußnahme erweitert, welche auf das Verhal-
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ten des Einzelnen schon durch den psychischen Druck öffentlicher Anteilnahme einzuwirken
vermögen.

Individuelle Selbstbestimmung setzt aber - auch unter den Bedingungen moderner Informati-
onsverarbeitungstechnologien - voraus, daß dem Einzelnen Entscheidungsfreiheit über vorzu-
nehmende oder zu unterlassende Handlungen einschließlich der Möglichkeit gegeben ist, sich
auch entsprechend dieser Entscheidung tatsächlich zu verhalten. Wer nicht mit hinreichender
Sicherheit überschauen kann, welche ihn betreffende Informationen in bestimmten Bereichen
seiner sozialen Umwelt bekannt sind, und wer das Wissen möglicher Kommunikationspartner
nicht einigermaßen abzuschätzen vermag, kann in seiner Freiheit wesentlich gehemmt werden,
aus eigener Selbstbestimmung zu planen oder zu entscheiden. Mit dem Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung wären eine Gesellschaftsordnung und eine diese ermöglichende
Rechtsordnung nicht vereinbar, in der Bürger nicht mehr wissen können, wer was wann und bei
welcher Gelegenheit über sie weiß. Wer unsicher ist, ob abweichende Verhaltensweisen jeder-
zeit notiert und als Information dauerhaft gespeichert, verwendet oder weitergegeben werden,
wird versuchen, nicht durch solche Verhaltensweisen aufzufallen. Wer damit rechnet, daß etwa
die Teilnahme an einer Versammlung oder einer Bürgerinitiative behördlich registriert wird und
daß ihm dadurch Risiken entstehen können, wird möglicherweise auf eine Ausübung seiner
entsprechenden Grundrechte (Art 8, 9 GG) verzichten. Dies würde nicht nur die individuellen
Entfaltungschancen des Einzelnen beeinträchtigen, sondern auch das Gemeinwohl, weil
Selbstbestimmung eine elementare Funktionsbedingung eines auf Handlungsfähigkeit und Mit-
wirkungsfähigkeit seiner Bürger begründeten freiheitlichen demokratischen Gemeinwesens ist.

Hieraus folgt: Freie Entfaltung der Persönlichkeit setzt unter den modernen Bedingungen der
Datenverarbeitung den Schutz des Einzelnen gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung,
Verwendung und Weitergabe seiner persönlichen Daten voraus. Dieser Schutz ist daher von
dem Grundrecht des Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG umfaßt. Das Grundrecht
gewährleistet insoweit die Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und
Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen.

b) Dieses Recht auf "informationelle Selbstbestimmung" ist nicht schrankenlos gewährleistet.
Der Einzelne hat nicht ein Recht im Sinne einer absoluten, uneinschränkbaren Herrschaft über
"seine" Daten; er ist vielmehr eine sich innerhalb der sozialen Gemeinschaft entfaltende, auf
Kommunikation angewiesene Persönlichkeit. Information, auch soweit sie personenbezogen ist,
stellt ein Abbild sozialer Realität dar, das nicht ausschließlich dem Betroffenen allein zugeord-
net werden kann. Das Grundgesetz hat, wie in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts mehrfach hervorgehoben ist, die Spannung Individuum - Gemeinschaft im Sinne der Ge-
meinschaftsbezogenheit und Gemeinschaftsgebundenheit der Person entschieden (BVerfGE 4,
7 [15]; 8, 274 [329]; 27, 1 [7]; 27, 344 [351 f.]; 33, 303 [334]; 50, 290 [353]; 56, 37 [49]). Grund-
sätzlich muß daher der Einzelne Einschränkungen seines Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung im überwiegenden Allgemeininteresse hinnehmen.

Diese Beschränkungen bedürfen nach Art 2 Abs. 1 GG - wie in § 6 Abs. 1 des Bundesstatistik-
gesetzes auch zutreffend anerkannt worden ist - einer (verfassungsmäßigen) gesetzlichen
Grundlage, aus der sich die Voraussetzungen und der Umfang der Beschränkungen klar und
für den Bürger erkennbar ergeben und die damit dem rechtsstaatlichen Gebot der Normenklar-
heit entspricht (BVerfGE 45, 400 [420] m. w. N.). Bei seinen Regelungen hat der Gesetzgeber
ferner den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Dieser mit Verfassungsrang aus-
gestattete Grundsatz folgt bereits aus dem Wesen der Grundrechte selbst, die als Ausdruck des
allgemeinen Freiheitsanspruchs des Bürgers gegenüber dem Staat von der öffentlichen Gewalt
jeweils nur soweit beschränkt werden dürfen, als es zum Schutz öffentlicher Interessen uner-
läßlich ist (BVerfGE 19, 342 [348]; st Rspr). Angesichts der bereits dargelegten Gefährdungen
durch die Nutzung der automatischen Datenverarbeitung hat der Gesetzgeber mehr als früher
auch organisatorische und verfahrensrechtliche Vorkehrungen zu treffen, welche der Gefahr
einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts entgegenwirken (vgl BVerfGE 53, 30 [65]; 63, 131
[143]).

2. Die Verfassungsbeschwerden geben keinen Anlaß zur erschöpfenden Erörterung des Rechts
auf informationelle Selbstbestimmung. Zu entscheiden ist nur über die Tragweite dieses Rechts
für Eingriffe, durch welche der Staat die Angabe personenbezogener Daten vom Bürger ver-
langt. Dabei kann nicht allein auf die Art der Angaben abgestellt werden. Entscheidend sind ihre
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Nutzbarkeit und Verwendungsmöglichkeit. Diese hängen einerseits von dem Zweck, dem die
Erhebung dient, und andererseits von den der Informationstechnologie eigenen Verarbeitungs-
möglichkeiten und Verknüpfungsmöglichkeiten ab. Dadurch kann ein für sich gesehen belang-
loses Datum einen neuen Stellenwert bekommen; insoweit gibt es unter den Bedingungen der
automatischen Datenverarbeitung kein "belangloses" Datum mehr.

Wieweit Informationen sensibel sind, kann hiernach nicht allein davon abhängen, ob sie intime
Vorgänge betreffen. Vielmehr bedarf es zur Feststellung der persönlichkeitsrechtlichen Bedeu-
tung eines Datums der Kenntnis seines Verwendungszusammenhangs: Erst wenn Klarheit dar-
über besteht, zu welchem Zweck Angaben verlangt werden und welche Verknüpfungsmöglich-
keiten und Verwendungsmöglichkeiten bestehen, läßt sich die Frage einer zulässigen Be-
schränkung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung beantworten. Dabei ist zu unter-
scheiden zwischen personenbezogenen Daten, die in individualisierter, nicht anonymisierter
Form erhoben und verarbeitet werden (dazu unter a), und solchen, die für statistische Zwecke
bestimmt sind (dazu unter b).

a) Schon bislang ist anerkannt, daß die zwangsweise Erhebung personenbezogener Daten
nicht unbeschränkt statthaft ist, namentlich dann, wenn solche Daten für den Verwaltungsvoll-
zug (etwa bei der Besteuerung oder der Gewährung von Sozialleistungen) verwendet werden
sollen. Insoweit hat der Gesetzgeber bereits verschiedenartige Maßnahmen zum Schutz der
Betroffenen vorgesehen, die in die verfassungsrechtlich gebotene Richtung weisen (vgl bei-
spielsweise die Regelungen in den Datenschutzgesetzen des Bundes und der Länder; §§ 30,
31 der Abgabenordnung - AO -; § 35 des Ersten Buches des Sozialgesetzbuches - SGB I - in
Verbindung mit §§ 67 bis 86 SGB X). Wieweit das Recht auf informationelle Selbstbestimmung
und im Zusammenhang damit der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit sowie die Pflicht zu ver-
fahrensrechtlichen Vorkehrungen den Gesetzgeber zu diesen Regelungen von Verfassungs
wegen zwingen, hängt von Art, Umfang und denkbaren Verwendungen der erhobenen Daten
sowie der Gefahr ihres Mißbrauchs ab (vgl BVerfGE 49, 89 [142]; 53, 30 [61]). Ein überwiegen-
des Allgemeininteresse wird regelmäßig überhaupt nur an Daten mit Sozialbezug bestehen
unter Ausschluß unzumutbarer intimer Angaben und von Selbstbezichtigungen. Nach dem bis-
herigen Erkenntnisstand und Erfahrungsstand erscheinen vor allem folgende Maßnahmen be-
deutsam:

Ein Zwang zur Angabe personenbezogener Daten setzt voraus, daß der Gesetzgeber den Ver-
wendungszweck bereichsspezifisch und präzise bestimmt und daß die Angaben für diesen
Zweck geeignet und erforderlich sind. Damit wäre die Sammlung nicht anonymisierter Daten auf
Vorrat zu unbestimmten oder noch nicht bestimmbaren Zwecken nicht zu vereinbaren. Auch
werden sich alle Stellen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben personenbezogene Daten sammeln,
auf das zum Erreichen des angegebenen Zieles erforderliche Minimum beschränken müssen.

Die Verwendung der Daten ist auf den gesetzlich bestimmten Zweck begrenzt. Schon ange-
sichts der Gefahren der automatischen Datenverarbeitung ist ein - amtshilfefester - Schutz ge-
gen Zweckentfremdung durch Weitergabeverbote und Verwertungsverbote erforderlich. Als
weitere verfahrensrechtliche Schutzvorkehrungen sind Aufklärungspflichten, Auskunftspflichten
und Löschungspflichten wesentlich.

Wegen der für den Bürger bestehenden Undurchsichtigkeit der Speicherung und Verwendung
von Daten unter den Bedingungen der automatischen Datenverarbeitung und auch im Interesse
eines vorgezogenen Rechtsschutzes durch rechtzeitige Vorkehrungen ist die Beteiligung unab-
hängiger Datenschutzbeauftragter von erheblicher Bedeutung für einen effektiven Schutz des
Rechts auf informationelle Selbstbestimmung.

b) Die Erhebung und Verarbeitung von Daten für statistische Zwecke weisen Besonderheiten
auf, die bei der verfassungsrechtlichen Beurteilung nicht außer acht bleiben können.

aa) Die Statistik hat erhebliche Bedeutung für eine staatliche Politik, die den Prinzipien und
Richtlinien des Grundgesetzes verpflichtet ist. Wenn die ökonomische und soziale Entwicklung
nicht als unabänderliches Schicksal hingenommen, sondern als permanente Aufgabe verstan-
den werden soll, bedarf es einer umfassenden, kontinuierlichen sowie laufend aktualisierten
Information über die wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Zusammenhänge. Erst die
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Kenntnis der relevanten Daten und die Möglichkeit, die durch sie vermittelten Informationen mit
Hilfe der Chancen, die eine automatische Datenverarbeitung bietet, für die Statistik zu nutzen,
schafft die für eine am Sozialstaatsprinzip orientierte staatliche Politik unentbehrliche Hand-
lungsgrundlage (vgl BVerfGE 27, 1 [9]).

Bei der Datenerhebung für statistische Zwecke kann eine enge und konkrete Zweckbindung der
Daten nicht verlangt werden. es gehört zum Wesen der Statistik, daß die Daten nach ihrer sta-
tistischen Aufbereitung für die verschiedensten, nicht von vornherein bestimmbaren Aufgaben
verwendet werden sollen; demgemäß besteht auch ein Bedürfnis nach Vorratsspeicherung.
Das Gebot einer konkreten Zweckumschreibung und das strikte Verbot der Sammlung perso-
nenbezogener Daten auf Vorrat kann nur für Datenerhebungen zu nichtstatistischen Zwecken
gelten, nicht jedoch bei einer Volkszählung, die eine gesicherte Datenbasis für weitere statisti-
sche Untersuchungen ebenso wie für den politischen Planungsprozeß durch eine verläßliche
Feststellung der Zahl und der Sozialstruktur der Bevölkerung vermitteln soll. Die Volkszählung
muß Mehrzweckerhebung und Mehrzweckverarbeitung, also Datensammlung und Datenspei-
cherung auf Vorrat sein, wenn der Staat den Entwicklungen der industriellen Gesellschaft nicht
unvorbereitet begegnen soll. Auch wären Weitergabeverbote und Verwertungsverbote für sta-
tistisch aufbereitete Daten zweckwidrig.

bb) Ist die Vielfalt der Verwendungsmöglichkeiten und Verknüpfungsmöglichkeiten damit bei der
Statistik von der Natur der Sache her nicht im voraus bestimmbar, müssen der Informationser-
hebung und Informationsverarbeitung innerhalb des Informationssystems zum Ausgleich ent-
sprechende Schranken gegenüberstehen. Es müssen klar definierte Verarbeitungsvorausset-
zungen geschaffen werden, die sicherstellen, daß der Einzelne unter den Bedingungen einer
automatischen Erhebung und Verarbeitung der seine Person betreffenden Angaben nicht zum
bloßen Informationsobjekt wird. Beides, die mangelnde Anbindung an einen bestimmten, jeder-
zeit erkennbaren und nachvollziehbaren Zweck sowie die multifunktionale Verwendung der
Daten, verstärkt die Tendenzen, welche durch die Datenschutzgesetze aufgefangen und einge-
schränkt werden sollen, die das verfassungsrechtlich gewährleistete Recht auf informationelle
Selbstbestimmung konkretisieren. Gerade weil es von vornherein an zweckorientierten Schran-
ken fehlt, die den Datensatz eingrenzen, bringen Volkszählungen tendenziell die schon im Mik-
rozensus-Beschluß (BVerfGE 27, 1 [6]) hervorgehobene Gefahr einer persönlichkeitsfeindlichen
Registrierung und Katalogisierung des Einzelnen mit sich. Deshalb sind an die Datenerhebung
und Datenverarbeitung für statistische Zwecke besondere Anforderungen zum Schutz des Per-
sönlichkeitsrechts der auskunftspflichtigen Bürger zu stellen.

Unbeschadet des multifunktionalen Charakters der Datenerhebung und Datenverarbeitung zu
statistischen Zwecken ist Voraussetzung, daß diese allein als Hilfe zur Erfüllung öffentlicher
Aufgaben erfolgen. Es kann auch hier nicht jede Angabe verlangt werden. Selbst bei der Erhe-
bung von Einzelangaben, die für statistische Zwecke gebraucht werden, muß der Gesetzgeber
schon bei der Anordnung der Auskunftspflicht prüfen, ob sie insbesondere für den Betroffenen
die Gefahr der sozialen Abstempelung (etwa als Drogensüchtiger, Vorbestrafter, Geisteskran-
ker, Asozialer) hervorrufen können und ob das Ziel der Erhebung nicht auch durch eine anony-
misierte Ermittlung erreicht werden kann. Dies dürfte beispielsweise bei dem in § 2 Nr 8 VZG
1983 geregelten Erhebungstatbestand der Fall sein, wonach die Volkszählung und Berufszäh-
lung im Anstaltsbereich die Eigenschaft als Insasse oder die Zugehörigkeit zum Personal oder
zum Kreis der Angehörigen des Personals erfaßt. Diese Erhebung soll Anhaltspunkte über die
Belegung der Anstalten liefern (BTDrucks 9/451, S 9). Ein solches Ziel ist - abgesehen von der
Gefahr sozialer Etikettierung - auch ohne Personenbezug zu erreichen. Es genügt, daß der
Leiter der Anstalt verpflichtet wird, zum Stichtag der Volkszählung die zahlenmäßige Belegung
nach den in § 2 Nr 8 VZG 1983 aufgeführten Merkmalen ohne jeden Bezug auf die einzelne
Person mitzuteilen. Eine personenbezogene Erhebung des Tatbestandes des § 2 Nr 8 VZG
1983 wäre deshalb von vornherein ein Verstoß gegen das durch Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit
Art 1 Abs. 1 GG geschützte Persönlichkeitsrecht.

Zur Sicherung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung bedarf es ferner besonderer
Vorkehrungen für Durchführung und Organisation der Datenerhebung und Datenverarbeitung,
da die Informationen während der Phase der Erhebung - und zum Teil auch während der Spei-
cherung - noch individualisierbar sind; zugleich sind Löschungsregelungen für solche Angaben
erforderlich, die als Hilfsangaben (Identifikationsmerkmale) verlangt wurden und die eine Dea-
nonymisierung leicht ermöglichen würden, wie Name, Anschrift, Kennummer und Zählerliste
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(vgl auch § 11 Abs. 7 Satz 1 BStatG). Von besonderer Bedeutung für statistische Erhebungen
sind wirksame Abschottungsregelungen nach außen. Für den Schutz des Rechts auf informati-
onelle Selbstbestimmung ist - und zwar auch schon für das Erhebungsverfahren - die strikte
Geheimhaltung der zu statistischen Zwecken erhobenen Einzelangaben unverzichtbar, solange
ein Personenbezug noch besteht oder herstellbar ist (Statistikgeheimnis); das gleiche gilt für
das Gebot einer möglichst frühzeitigen (faktischen) Anonymisierung, verbunden mit Vorkehrun-
gen gegen eine Deanonymisierung.

Erst die vom Recht auf informationelle Selbstbestimmung geforderte und gesetzlich abzusi-
chernde Abschottung der Statistik durch Anonymisierung der Daten und deren Geheimhaltung,
soweit sie zeitlich begrenzt noch einen Personenbezug aufweisen, öffnet den Zugang der staat-
lichen Organe zu den für die Planungsaufgaben erforderlichen Informationen. Nur unter dieser
Voraussetzung kann und darf vom Bürger erwartet werden, die von ihm zwangsweise verlang-
ten Auskünfte zu erteilen. Dürften personenbezogene Daten, die zu statistischen Zwecken er-
hoben wurden, gegen den Willen oder ohne Kenntnis des Betroffenen weitergeleitet werden, so
würde das nicht nur das verfassungsrechtlich gesicherte Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung unzulässig einschränken, sondern auch die vom Grundgesetz selbst in Art 73 Nr 11
vorgesehene und damit schutzwürdige amtliche Statistik gefährden. Für die Funktionsfähigkeit
der amtlichen Statistik ist ein möglichst hoher Grad an Genauigkeit und Wahrheitsgehalt der
erhobenen Daten notwendig. Dieses Ziel kann nur erreicht werden, wenn bei dem auskunfts-
pflichtigen Bürger das notwendige Vertrauen in die Abschottung seiner für statistische Zwecke
erhobenen Daten geschaffen wird, ohne welche seine Bereitschaft, wahrheitsgemäße Angaben
zu machen, nicht herzustellen ist (so bereits zutreffend die Begründung der Bundesregierung
zum Entwurf des Volkszählungsgesetzes 1950; vgl BTDrucks I/982, S 20 zu § 10). Eine Staats-
praxis, die sich nicht um die Bildung eines solchen Vertrauens durch Offenlegung des Daten-
verarbeitungsprozesses und strikte Abschottung bemühte, würde auf längere Sicht zu schwin-
dender Kooperationsbereitschaft führen, weil Mißtrauen entstünde. Da staatlicher Zwang nur
begrenzt wirksam werden kann, wird ein die Interessen der Bürger überspielendes staatliches
Handeln allenfalls kurzfristig vorteilhaft erscheinen; auf Dauer gesehen wird es zu einer Verrin-
gerung des Umfangs und der Genauigkeit der Informationen führen (BTDrucks I/982, a.a.O.).
Läßt sich die hochindustrialisierte Gesellschaften kennzeichnende ständige Zunahme an Kom-
plexität der Umwelt nur mit Hilfe einer zuverlässigen Statistik aufschlüsseln und für gezielte
staatliche Maßnahmen aufbereiten, so läuft die Gefährdung der amtlichen Statistik darauf hin-
aus, eine wichtige Voraussetzung sozialstaatlicher Politik in Frage zu stellen. Kann damit nur
durch eine Abschottung der Statistik die Staatsaufgabe "Planung" gewährleistet werden, ist das
Prinzip der Geheimhaltung und möglichst frühzeitigen Anonymisierung der Daten nicht nur zum
Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung des Einzelnen vom Grundgesetz ge-
fordert, sondern auch für die Statistik selbst konstitutiv.

cc) Wird den erörterten Anforderungen in wirksamer Weise Rechnung getragen, ist die Erhe-
bung von Daten zu ausschließlich statistischen Zwecken nach dem derzeitigen Erkenntnisstand
und Erfahrungsstand verfassungsrechtlich unbedenklich. Es ist nicht erkennbar, daß das Per-
sönlichkeitsrecht der Bürger beeinträchtigt werden könnte, wenn die erhobenen Daten nach
ihrer Anonymisierung oder statistischen Aufbereitung (vgl § 11 Abs. 5 und 6 BStatG) von Statis-
tischen Ämtern anderen staatlichen Organen oder sonstigen Stellen zur Verfügung gestellt wer-
den.

Besondere Probleme wirft eine etwaige Übermittlung (Weitergabe) der weder anonymisierten
noch statistisch aufbereiteten, also noch personenbezogenen Daten auf. Erhebungen zu statis-
tischen Zwecken umfassen auch individualisierte Angaben über den einzelnen Bürger, die für
die statistischen Zwecke nicht erforderlich sind und die - davon muß der befragte Bürger aus-
gehen können - lediglich als Hilfsmittel für das Erhebungsverfahren dienen. Alle diese Angaben
dürfen zwar kraft ausdrücklicher gesetzlicher Ermächtigung weitergeleitet werden, soweit und
sofern dies zur statistischen Aufbereitung durch andere Behörden geschieht und dabei die zum
Schutz des Persönlichkeitsrechts gebotenen Vorkehrungen, insbesondere das Statistikgeheim-
nis und das Gebot der frühzeitigen Anonymisierung, ebenso durch Organisation und Verfahren
zuverlässig sichergestellt sind wie bei den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder.
Eine Weitergabe der für statistische Zwecke erhobenen, nicht anonymisierten oder statistisch
aufbereiteten Daten für Zwecke des Verwaltungsvollzugs kann hingegen in unzulässiger Weise
in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung eingreifen (vgl ferner unten C IV 1).
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III.

Den dargelegten verfassungsrechtlichen Anforderungen genügt das Erhebungsprogramm des
Volkszählungsgesetzes 1980 im wesentlichen. Gegenstand der Nachprüfung sind insoweit die
§§ 2 bis 4 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 des Gesetzes mit Ausnahme der Frage nach der Eigen-
schaft als Anstaltsinsasse oder der Zugehörigkeit zum Anstaltspersonal (§ 2 Nr 8 in Verbindung
mit § 5 Abs. 1 Nr 1 Halbsatz 2). Diese Vorschriften sind mit dem allgemeinen Persönlichkeits-
recht aus Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG mit der Maßgabe vereinbar, daß der
Gesetzgeber ergänzend für bisher fehlende grundrechtssichernde Organisationsregelungen
und Verfahrensregelungen sorgt und damit die an eine Totalerhebung nach Art der Volkszäh-
lung 1983 zu stellenden verfassungsrechtlichen Anforderungen gewährleistet.

1. Das Volkszählungsgesetz 1983 verpflichtet in § 5 die Beschwerdeführer unter Androhung
einer Geldbuße (§ 14 in Verbindung mit § 10 BStatG) zur Auskunft über die in § 2 Nr 1 bis 7, §§
3, 4 VZG 1983 genannten Erhebungstatbestände. Dadurch greift es in das durch Art 2 Abs. 1 in
Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG gewährleistete Persönlichkeitsrecht ein. Die erhobenen Daten
sollen auch für künftige, zur Zeit der Erhebung noch nicht vorhersehbare Aufgaben nutzbar
sein. Diesen Informationseingriff hat der Auskunftspflichtige hinzunehmen. Er erfolgt im über-
wiegenden Interesse der Allgemeinheit und genügt den Geboten der Normenklarheit und der
Verhältnismäßigkeit.

a) Das Erhebungsprogramm des Volkszählungsgesetzes 1983 führt nicht zu einer mit der Wür-
de des Menschen unvereinbaren gänzlichen oder teilweisen Registrierung und Katalogisierung
der Persönlichkeit.

Volkszählungen, Wohnungszählungen, Berufszählungen und Arbeitsstättenzählungen sollen
nach der Begründung des Regierungsentwurfs (BTDrucks. 9/451, S 7ff) Angaben über den
neuesten Stand der Bevölkerung, ihre räumliche Verteilung und ihre Zusammensetzung nach
demographischen und sozialen Merkmalen sowie über ihre wirtschaftliche Betätigung, also im
Ergebnis lediglich entpersönlichte Aussagen liefern.

Das Erhebungsprogramm vermag zwar einzelne Lebensbereiche, zum Beispiel den Wohnbe-
reich des Bürgers, jedoch nicht dessen Persönlichkeit abzubilden. Etwas anderes würde nur
gelten, soweit eine unbeschränkte Verknüpfung der erhobenen Daten mit den bei den Verwal-
tungsbehörden vorhandenen, zum Teil sehr sensitiven Datenbeständen oder gar die Erschlie-
ßung eines derartigen Datenverbundes durch ein einheitliches Personenkennzeichen oder
sonstiges Ordnungsmerkmal möglich wäre; denn eine umfassende Registrierung und Katalogi-
sierung der Persönlichkeit durch die Zusammenführung einzelner Lebensdaten und Personal-
daten zur Erstellung von Persönlichkeitsprofilen der Bürger ist auch in der Anonymität statisti-
scher Erhebungen unzulässig (BVerfGE 27, 1 [6]). Derartigen Datenverbindungen - Totalabbil-
dern - steht schon § 11 BStatG entgegen, der sogar die Übermittlung von nicht anonymisierten
Einzelangaben zwischen den mit der Durchführung einer Bundesstatistik betrauten Personen
und Stellen nur erlaubt, soweit dies zur Erstellung der Bundesstatistik erforderlich ist (§ 11 Abs.
2 BStatG).

Die Zusammenführung von im Rahmen der Volkszählung 1983 erhobenen Daten oder deren
Verbindung mit bei den Statistischen Ämtern bereits vorhandenen Informationen ermöglicht es
auch nicht, Teilabbilder der Persönlichkeit anzufertigen, die mit der Würde des Menschen nicht
vereinbar sind. Einmal muß sich die Verarbeitung und Verwendung der Daten innerhalb des mit
der Bezeichnung als Volkszählung, Berufszählung, Wohnungszählung und Arbeitsstättenzäh-
lung gekennzeichneten und gesetzlich festgelegten Zweckes der Befragung bewegen; zum
anderen gilt der die amtliche Statistik generell verpflichtende Grundsatz, daß die Aufbereitung
der Individualdaten immer zu einer "strukturierten" - anonymen - Form führen muß, so daß im
Ergebnis die Erstellung von "Bildern" mit Persönlichkeitsbezug auch in der Form von Teilabbil-
dern unzulässig ist.

b) Das Erhebungsprogramm des Volkszählungsgesetzes 1983 genügt auch dem Gebot der
Normenklarheit.

Hinreichend bestimmt ist ein Gesetz, wenn sein Zweck aus dem Gesetzestext in Verbindung mit
den Materialien deutlich wird (BVerfGE 27, 1 [8]); dabei reicht es aus, wenn sich der Gesetzes-
zweck aus dem Zusammenhang ergibt, in dem der Text des Gesetzes zu dem zu regelnden
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Lebensbereich steht (vgl BVerfGE 62, 169 [183f]). Diesen Anforderungen genügt die Beschrei-
bung der zu erhebenden Merkmale im Volkszählungsgesetz 1983; der Bürger kann erkennen,
über welche Grundtatbestände der Sozialstruktur er befragt werden soll. Die Hauptzwecke las-
sen sich aus der Art der Erhebung - einer Volkszählung, Berufszählung, Wohnungszählung und
Arbeitsstättenzählung -, dem Erhebungsprogramm und den Gesetzesmaterialien hinreichend
deutlich entnehmen. Nicht erforderlich ist, daß der Gesetzgeber zu jeder einzelnen gesetzlichen
Verpflichtung auch den konkreten Zweck im Gesetz selbst erläutert. Dies gilt namentlich mit
Rücksicht auf die Besonderheiten der Erhebung von Daten für statistische Zwecke, zumal bei
einer Volkszählung; hier ist eine Auflistung der einzelnen Zwecke aufgrund ihrer multifunktio-
nalen Zielsetzung unmöglich.

c) Das Erhebungsprogramm des Volkszählungsgesetzes 1983 entspricht, soweit es Prüfungs-
gegenstand ist, auch dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Danach muß eine Maßnahme
zur Erreichung des angestrebten Zweckes geeignet und erforderlich sein; der mit ihr verbunde-
ne Eingriff darf seiner Intensität nach nicht außer Verhältnis zur Bedeutung der Sache und den
vom Bürger hinzunehmenden Einbußen stehen (vgl BVerfGE 27, 344 [352 f.]; st. Rspr).

Das Volkszählungsgesetz 1983 soll dem Staat die für künftiges Planen und Handeln benötigten
Informationen verschaffen. Als Vorbedingung für die Planmäßigkeit staatlichen Handelns (vgl
BVerfGE 27, 1 [7]) dient die Volkszählung 1983 einem einleuchtenden, zur Erfüllung legitimer
Staatsaufgaben angestrebten Zweck.

Mit dem eingesetzten Mittel der Volkszählung als Totalerhebung [Vollerhebung) und dem Fra-
genkatalog des § 2 Nr 1 bis 7 und der §§ 3, 4 VZG 1983 ist die Bundesrepublik Deutschland
ihrer Verpflichtung aufgrund der Richtlinien des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom
22. November 1973 zur Synchronisierung der allgemeinen Volkszählungen - 73/403/EWG -
(ABlEG Nr L 347 vom 17.12.1973, S 50) nachgekommen. Erhebungsmethode und Erhebungs-
programm sind geeignet und erforderlich, um den angestrebten Zweck zu erreichen, und für die
Auskunftspflichtigen zumutbar.

aa) Es ist derzeit nicht zu beanstanden, wenn der Gesetzgeber davon ausgegangen ist, daß
Erhebungen aufgrund von Stichproben auf ausnahmslos freiwilliger Basis oder eine Kombinati-
on von Vollprobenerhebung und Stichprobenerhebung die Volkszählung als Totalerhebung
nicht zu ersetzen vermögen. Diese Alternativen zu einer Totalerhebung sind noch mit zu großen
Fehlerquellen behaftet. Außerdem setzen sie verläßliche Daten über die Gesamtbevölkerung
voraus, die zur Zeit nur periodische Volkszählungen liefern können.

Diese Würdigung beruht auf dem gegenwärtigen Erkenntnisstand und Erfahrungsstand. Vor
künftigen Entscheidungen für eine Erhebung wird sich der Gesetzgeber erneut mit dem dann
erreichten Stand der Methodendiskussion auseinandersetzen müssen, um festzustellen, ob und
in welchem Umfang die herkömmlichen Methoden der Informationserhebung und Informations-
verarbeitung beibehalten werden können. Die Methoden der amtlichen Statistik und der Sozial-
forschung entwickeln sich stetig weiter. Diese Entwicklung darf der Gesetzgeber nicht unbe-
rücksichtigt lassen. Er muß ungewissen Auswirkungen eines Gesetzes dadurch Rechnung tra-
gen, daß er die ihm zugänglichen Erkenntnisquellen ausschöpft, um die Auswirkungen so zu-
verlässig wie möglich abschätzen zu können (BVerfGE 50, 290 [334]); bei einer sich später
zeigenden Fehlprognose ist er zur Korrektur verpflichtet (vgl. BVerfGE, a.a.O. [335]). Der Ge-
setzgeber kann aufgrund veränderter Umstände zur Nachbesserung einer ursprünglich verfas-
sungsgemäßen Regelung gehalten sein (vgl BVerfGE 56, 54 [78f] mwN). Ebenso muß er bei
der Anordnung einer statistischen Erhebung anhand des erreichbaren Materials prüfen, ob eine
Totalerhebung trotz einer inzwischen fortgeschrittenen Entwicklung der statistischen und sozi-
alwissenschaftlichen Methoden noch verhältnismäßig ist. Es reicht insoweit zur Begründung
nicht aus, lediglich darauf zu verweisen, daß Volkszählungen schon immer in Form von Total-
erhebungen durchgeführt worden seien.

In diesem Sinne hat der Deutsche Bundestag in einem Beschluß vom 15. Dezember 1982 zum
Gesetz über die Durchführung einer Repräsentativstatistik der Bevölkerung und des Erwerbsle-
bens (Mikrozensusgesetz) die Bundesregierung ersucht darzulegen (BTDrucks 9/2261, S 3),
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1. in welchem Umfang auf Erhebungen nach dem Mikrozensusgesetz wegen Reduzierung oder
Wegfalls der sachlichen Notwendigkeit dieser Erhebung verzichtet werden kann,

2. in welchem Umfang Erhebungen nach dem Mikrozensusgesetz durch weniger kostenintensi-
ve und gleichwertige oder bessere Umfragemethoden ersetzt werden können.

Dabei sollen auch die neuesten Erkenntnisse der empirischen Sozialforschung und die Erfah-
rungen mit statistischen Erhebungen im Ausland bewertet und sofern sie auf anderen Systemen
beruhen, ihre Geeignetheit für die Bundesrepublik Deutschland geprüft werden.

Wie aus den Stellungnahmen mehrerer Datenschutzbeauftragter hervorgeht, wird neuerdings
im Inland und Ausland diskutiert, ob auf Totalerhebungen verzichtet werden kann. Diese Dis-
kussion wird der Gesetzgeber aufmerksam zu verfolgen haben. Zur Zeit liegen aber noch keine
sicheren Ergebnisse vor, die das Mittel der Totalerhebung schon jetzt unverhältnismäßig er-
scheinen lassen.

bb) Auch die Übernahme sämtlicher Daten aus bereits vorhandenen Dateien der Verwaltung ist
keine zulässige Alternative zu der vorgesehenen Totalzählung. Denn die Nutzung von Daten
aus verschiedenen Registern und Dateien würde voraussetzen, daß technische, organisatori-
sche und rechtliche Maßnahmen getroffen werden, die es erst erlauben, diese Daten, bezogen
auf bestimmte Personen oder Institutionen, zusammenzuführen. Eine solche Maßnahme wäre
zum Beispiel die Einführung eines einheitlichen, für alle Register und Dateien geltenden Perso-
nenkennzeichens oder dessen Substituts. Dies wäre aber gerade ein entscheidender Schritt,
den einzelnen Bürger in seiner ganzen Persönlichkeit zu registrieren und zu katalogisieren. Die
Verknüpfung vorhandener Dateien wäre danach auch nicht das mildere Mittel.

cc) Auch die bei Wahlen und Abstimmungen geläufigen, der Briefwahl nachgebildeten und da-
mit anonymeren Erhebungsformen sind allgemein kein Ersatz für die vorgesehene Zählung.

Eine vollständige und regional richtige Feststellung der Einwohner, Gebäude, Wohnungen und
Arbeitsstätten setzt eine Begehung des Gemeindegebietes voraus. Ein Postversand der Frage-
bogen erreicht nicht alle Auskunftspflichtigen. Denn es müßte hierbei auf Adressen in vorhan-
denen Registern zurückgegriffen werden, die in aller Regel die Situation am Zählungsstichtag
nicht vollständig wiedergeben.

Ein gegenüber dem bisher vorgesehenen Volkszählungsverfahren milderes Mittel besteht je-
doch darin, die Zähler die Fragebogen lediglich austeilen und eine Adressenliste anlegen zu
lassen, in der Namen und Anschriften der Auskunftspflichtigen aufgeführt sind, die Fragebogen
erhalten haben. Die Auskunftspflichtigen hätten dann die ausgefüllten Bögen in verschlossenem
Umschlag dem Zähler zu übergeben, bei der Zählungsdienststelle abzugeben oder an diese
zurückzusenden. Diese Erhebungsmethode vermeidet die Gefährdungen, die durch die Ein-
sichtnahme der Zähler in die personenbezogenen Angaben der Bürger entstehen. Sie berück-
sichtigt andererseits, daß zur vollständigen und richtigen Zählung das Gemeindegebiet began-
gen werden muß, und ermöglicht es, Unstimmigkeiten durch Rückfragen zu klären.

Eine solche Erhebungsmethode läßt § 5 Abs. 1 VZG 1983 in Verbindung mit § 10 Abs. 2 und 3
BStatG zu. Die Auskunftspflicht besteht nach § 10 Abs. 2 BStatG gegenüber den mit der
Durchführung der Bundesstatistik amtlich betrauten Stellen und Personen. Nach § 10 Abs. 3
BStatG ist die Antwort unter anderem kostenfrei und portofrei zu erteilen. Die Auskunftspflicht
kann somit auf dem Postwege erfüllt werden; der Bürger ist berechtigt, den Erhebungsbogen
zur Volkszählung im verschlossenen Umschlag kostenfrei und portofrei an die Zählungsdienst-
stellen zu senden. Eine andere Auslegung hätte zur Folge, daß die Erhebungsform der Volks-
zählung 1983 unverhältnismäßig wäre und deshalb das allgemeine Persönlichkeitsrecht aus Art
2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG verletzen würde.

dd) Die Erhebungstatbestände des § 2 Nr 1 bis 7 und der §§ 3, 4 VZG 1983 sind auch in ihrer
Gesamtheit erforderlich, um den Zweck der Volkszählung zu erreichen. Die Volkszählung soll
ein vielseitiges koordiniertes statistisches Gesamtbild von Gesellschaft und Wirtschaft liefern.
Dazu werden die Daten aus allen Zählungsteilen - für die Volkszählung und Berufszählung so-
wie für die Gebäudezählung, Wohnungszählung und Arbeitsstättenzählung - in Verbindung
miteinander benötigt. Die Erhebungstatbestände des Volkszählungsgesetzes 1983 dienen in
der Regel mehreren nicht abschließend zu benennenden Zwecken. Das jeweilige Merkmal darf
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aber nicht isoliert gesehen werden. Denn nur in der Kombination mit weiteren Merkmalen - in
Abhängigkeit von den jeweiligen Fragestellungen - sind die vielfältigen von der Bundesregie-
rung in ihrer Stellungnahme im einzelnen genannten Zwecke zu erfüllen. Deshalb werden die
Daten gerade in ihrer Gesamtheit benötigt.

2. Indessen bedarf es zur Sicherung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung noch
ergänzender verfahrensrechtlicher Vorkehrungen für Durchführung und Organisation der Da-
tenerhebung. Die verfassungsrechtlichen Anforderungen (oben C II 2 b bb) sind für die durch
das Volkszählungsgesetz 1983 vorgesehene Erhebung nur zum Teil erfüllt. Zwar trägt § 11
BStatG dem Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung durch eine Regelung
über das Statistikgeheimnis Rechnung. Auch schreibt § 11 Abs. 7 Satz 1 BStatG die Löschung
der zur Identifizierung dienenden Daten vor, sobald diese nicht mehr für statistische Zwecke
des Bundes benötigt werden. Bis zu diesem Zeitpunkt sollen nach Satz 2 der Vorschrift Namen
und Anschriften von den übrigen Angaben getrennt und unter besonderem Verschluß gehalten
werden. Diese Bestimmungen reichen jedoch nicht aus, um für die Volkszählung verfassungs-
gemäße Bedingungen der Datenerhebung und Datenverarbeitung zu gewährleisten. Vielmehr
hat der Gesetzgeber darüber hinaus für notwendige Sicherungsvorkehrungen zum Schutz des
informationellen Selbstbestimmungsrechts Sorge zu tragen. Er braucht nicht alles selbst zu
regeln, muß aber dafür sorgen, daß das Notwendige geschieht. Im einzelnen sind folgende
grundrechtssichernde Maßnahmen geboten:

a) Es bestehen Aufklärungspflichten und Belehrungspflichten. Zwar braucht der Auskunfts-
pflichtige sich nicht mit anderen einem Haushalt zurechnen zu lassen, sondern wird, sofern er
es wünscht, anhand eines eigenen Haushaltsbogens gezählt; denn § 5 Abs. 1 VZG 1983 sieht
grundsätzlich eine persönliche Auskunftspflicht jedes einzelnen Bürgers vor. Auch steht diesem
- wie bereits ausgeführt - das Recht zu, den ausgefüllten Erhebungsbogen in verschlossenem
Umschlag dem Zähler zu übergeben, bei der Zählungsdienststelle abzugeben oder ihn ihr mit
der Post zuzusenden. Diese Rechte sind für den Bürger bei Massenerhebungen der streitigen
Art aber nur schwer erkennbar und der gesetzlichen Regelung erst im Wege der Auslegung zu
entnehmen; die vorgesehene Durchführung der Erhebung lenkt von ihnen eher ab. Daher hat
der Gesetzgeber sicherzustellen, daß die Bürger über diese Rechte schriftlich belehrt werden.
Auch ist deutlich kenntlich zu machen, soweit bestimmte Angaben (wie etwa die Telefonnum-
mer) lediglich auf freiwilliger Basis erhoben werden.

b) Die zur Identifizierung dienenden Merkmale (insbesondere Namen, Anschriften, Kennum-
mern und Zählerlistennummern) sind zum frühest möglichen Zeitpunkt zu löschen und bis dahin
von den übrigen Angaben getrennt unter Verschluß zu halten.

Die Handhabung der Vorschrift des § 11 Abs. 7 BStatG, der insoweit grundrechtssichernde
Funktion zukommt, darf nicht allein dem Ermessen der Verwaltung überlassen bleiben. Zugleich
ist eine effektive Kontrolle durch die Datenschutzbeauftragten notwendig. Sinnvollerweise wird
der Auskunftspflichtige genauer darüber zu belehren sein, welche Merkmale lediglich Hilfsmittel
der Erhebung sind (vgl § 5 des Mikrozensusgesetzes vom 21. Februar 1983 (BGBl I S 201)).

c) Den Bürgern treten Zähler entgegen, die Einblick in die Unterlagen erhalten, wenn der aus-
gefüllte Erhebungsbogen offen abgegeben wird. Deshalb müssen Maßnahmen getroffen wer-
den, um Interessenkollisionen möglichst zu vermeiden. Dem Schutzbedürfnis wird zwar schon
weitgehend durch die aufgeführten Möglichkeiten der Abgabe des ausgefüllten Fragebogens
Rechnung getragen. Dies allein reicht jedoch bei einer Massenerhebung mit etwa 600.000
Zählern (vgl BTDrucks 9/451, S 10) für einen effektiven Schutz des Rechts auf informationelle
Selbstbestimmung nicht aus. Mit Recht haben die Datenschutzbeauftragten deshalb in ihrer
Besprechung vom 22. März 1983 angeregt, auf den Einsatz von Zählern zu verzichten, bei de-
nen im Hinblick auf ihre dienstliche Tätigkeit Interessenkonflikte nicht auszuschließen sind. Als
weitere Maßnahme ist eine Vorschrift geboten, daß Zähler - darüber besteht zwischen dem
Bundesminister des Innern und den Datenschutzbeauftragten Einvernehmen - nicht in der un-
mittelbaren Nähe ihrer Wohnung eingesetzt werden sollen, damit in der Nachbarschaft die Aus-
kunftsbereitschaft nicht beeinträchtigt wird.

d) Schließlich hat der Gesetzgeber dafür Sorge zu tragen, daß der Inhalt des Fragebogens mit
dem Gesetz übereinstimmt. So ist es nicht angängig, alle Auskunftspflichtigen von vornherein
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nach Haushalten zu erfassen, obwohl § 5 VZG 1983 grundsätzlich eine persönliche Auskunfts-
pflicht jedes Bürgers vorsieht. Auch darf der Inhalt der einzelnen Fragen im Fragebogen nicht
weiter gehen, als der Gesetzestext es zuläßt. Die Entscheidung, wie die Erfüllung dieser Anfor-
derungen an den Fragebogen sicherzustellen ist, hat der Gesetzgeber zu treffen. Dazu stehen
ihm verschiedene Möglichkeiten offen, einschließlich der Ermächtigung, den Inhalt des Frage-
bogens durch eine Rechtsverordnung festzulegen.

IV.

1. Die zu statistischen Zwecken erhobenen, noch nicht anonymisierten, also noch personenbe-
zogenen Daten dürfen - wie bereits ausgeführt (oben C II 2 cc) - kraft ausdrücklicher gesetzli-
cher Ermächtigung weitergeleitet werden, soweit und sofern dies zur statistischen Aufbereitung
durch andere Behörden erfolgt und wenn dabei die zum Schutz des Persönlichkeitsrechts ge-
botenen Vorkehrungen, insbesondere das Statistikgeheimnis und das Gebot der Anonymisie-
rung, in gleicher Weise zuverlässig sichergestellt sind wie bei den Statistischen Ämtern des
Bundes und der Länder. Würden hingegen personenbezogene, nicht anonymisierte Daten, die
zu statistischen Zwecken erhoben wurden und nach der gesetzlichen Regelung dafür bestimmt
sind, für Zwecke des Verwaltungsvollzuges weitergegeben (Zweckentfremdung), würde in un-
zulässiger Weise in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung eingegriffen. Es kann of-
fenbleiben, ob eine direkte Weiterleitung dieser Daten generell und selbst dann als unvereinbar
mit dem Grundsatz der Trennung von Statistik und Vollzug zu beanstanden wäre, wenn der
Gesetzgeber diese Weiterleitung ausdrücklich vorsähe. Es bedarf auch keiner abschließenden
Erörterung, ob die gleichzeitige Durchführung einer an sich statthaften Erhebung personenbe-
zogener Daten für statistische Zwecke mit einer an sich statthaften Erhebung personenbezoge-
ner Daten für bestimmte Zwecke des Verwaltungsvollzugs auf verschiedenen Bögen (kombi-
nierte Erhebung) zulässig wäre. Sowohl die direkte Übermittlung von zu statistischen Zwecken
erhobenen Daten als auch die kombinierte Erhebung wären schon deshalb nicht bedenkenfrei,
weil die Verknüpfung zweier unterschiedlicher Zwecke mit unterschiedlichen Anforderungen
den Bürger angesichts der für ihn undurchsichtigen Möglichkeiten der automatischen Datenver-
arbeitung in hohem Maße verunsichert und dadurch die Zuverlässigkeit der Angaben und deren
Eignung für statistische Zwecke gefährden kann. Ferner wären die unterschiedlichen Voraus-
setzungen zu beachten: So gelten für die Erhebung und Verwertung zu statistischen Zwecken
das Statistikgeheimnis, das Gebot der Anonymisierung und das Nachteilsverbot; für die Erhe-
bung zu Verwaltungsvollzugszwecken ist dies hingegen nicht oder nicht in gleicher Weise der
Fall; während für die Statistik Identifikationsmerkmale (etwa Name und Anschrift) nur als Hilfs-
mittel dienen, sind sie in aller Regel für die Erhebung zu Verwaltungsvollzugszwecken wesentli-
cher Bestandteil. Zudem wird dabei die auf statistische Datensammlung zugeschnittene Ermitt-
lungsorganisation zugleich für andere Erhebungszwecke eingesetzt, die für sich allein eine sol-
che Organisation schwerlich rechtfertigen würden. Auch wäre zu beachten, daß das Rechts-
schutzverfahren bei den beiden Erhebungsarten auseinanderlaufen kann.

Eine Regelung, die dennoch beide Zwecke gleichzeitig erreichen will, ist zur Erreichung der
beabsichtigten Zwecke jedenfalls dann untauglich und damit verfassungswidrig, wenn sie ten-
denziell Unvereinbares miteinander verbindet. In einem solchen Fall kann die Verbindung sta-
tistischer Zwecke mit Verwaltungsvollzugszwecken in einer Zählung nicht nur zu Unklarheit und
Unverständlichkeit der Norm führen, sondern bewirkt darüber hinaus ihre Unverhältnismäßig-
keit. Anders als bei Datenerhebungen zu ausschließlich statistischen Zwecken ist hier eine en-
ge und konkrete Zweckbindung der weitergeleiteten Daten unerläßlich (oben C II 2 a). Zudem
ist das Gebot der Normenklarheit von besonderer Bedeutung. Der Bürger muß aus der gesetz-
lichen Regelung klar erkennen können, daß seine Daten nicht allein zu statistischen Zwecken
verwendet werden, für welche konkreten Zwecke des Verwaltungsvollzugs seine personenbe-
zogenen Daten bestimmt und erforderlich sind und daß ihre Verwendung unter Schutz gegen
Selbstbezichtigungen auf diesen Zweck begrenzt bleibt.

2. Die Kombination der Volkszählung für statistische Zwecke mit dem Melderegisterabgleich
nach § 9 Abs. 1 VZG 1983 entspricht nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen.

a) Entgegen der Auffassung der Beschwerdeführer fehlt dem Bund zur Regelung des Meldere-
gisterabgleichs allerdings nicht die Zuständigkeit; sie ist nach Art 75 Nr 5 GG gegeben.
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Die Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes (Art 75 GG) gestattet diesem nach der
ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auch Vollregelungen für einzelne
Teile einer Gesetzgebungsmaterie, sofern dem Landesgesetzgeber für die Gesamtmaterie
noch ausreichender Regelungsspielraum verbleibt, den dieser aufgrund eigener Entschließung
ausfüllen kann (vgl BVerfGE 43, 291 [343] - Numerus clausus). Da § 9 Abs. 1 Satz 1 VZG 1983
nur die Möglichkeit des Melderegisterabgleichs einräumt, bleibt dem Landesgesetzgeber, der
sowohl das Ob als auch das Wie des Abgleichs der Angaben der Volkszählung nach § 2 Nr 1
und 2 VZG 1983 bestimmen kann, noch ausreichender Regelungsspielraum, den er aufgrund
eigener Entschließung ausfüllen kann, aber nicht muß. Die Entscheidung darüber, ob ein Be-
dürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung des Melderegisterabgleichs im Sinne des Art 72
Abs. 2 GG besteht, ist in das Ermessen des Bundesgesetzgebers gestellt (vgl BVerfGE 33, 224
[229]; st Rspr). Für den Melderegisterabgleich besteht nach der nicht zu beanstandenden Ein-
schätzung des Gesetzgebers ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung zur Wahrung
der Rechtseinheit oder Wirtschaftseinheit (Art 72 Abs. 2 Nr 3 GG); denn die Berichtigung der
Melderegister sollte insbesondere im Hinblick auf § 12 Abs. 2 des Melderechtsrahmengesetzes
(MRRG) vom 16. August 1980 (BGBl I S 1429) in allen Bundesländern zur gleichen Zeit und in
gleichem Umfang erfolgen. Da somit die Zuständigkeit des Bundes zur Regelung des Meldere-
gisterabgleichs nach Art 75 Nr 5 GG gegeben ist, kann dahingestellt bleiben, ob seine Zustän-
digkeit zu dieser Regelung auch aus Art 73 Nr 11 GG folgt.

b) § 9 Abs. 1 VZG 1983 verletzt aber das in Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG
gesicherte Recht auf informationelle Selbstbestimmung, weil die Regelung tendenziell Unver-
einbares miteinander verbindet, deshalb zur Erreichung der angestrebten Zwecke ungeeignet,
in ihrem Inhalt unklar und daher in ihrer Tragweite für den Bürger unverständlich ist.

§ 9 Abs. 1 Satz 1 VZG 1983 gestattet den Gemeinden, bestimmte Angaben aus den Erhe-
bungsunterlagen mit den Melderegistern zu vergleichen und zu deren Berichtigung zu verwen-
den. Ausgewählte Personendaten der Volkszählung 1983 können so nicht nur zu statistischen
Zwecken, sondern zusätzlich zu einem Verwaltungsvollzug verwandt werden, dem keine kon-
krete Zweckbindung entspricht. Zwar ergibt sich aus der gesetzlichen Regelung, daß die gemäß
§ 2 Nr 1 und 2 VZG 1983 erhobenen Daten nicht nur zu statistischen Zwecken, sondern zusätz-
lich für den Melderegisterabgleich erhoben werden; es ist jedoch infolge der Aufgaben der Mel-
debehörden, die Daten ihrerseits nach Maßgabe des Vierten Abschnitts des Melderechtsrah-
mengesetzes und der entsprechenden Vorschriften der Länder weiterzugeben, nicht vorher-
sehbar, zu welchem konkreten Zweck welche Behörden die Daten verwenden. Dies hat zur
Folge, daß sich die Zwecke beider Erhebungen (Statistik - Melderegisterabgleich) nicht nur
gegenseitig beeinträchtigen, sondern sogar ausschließen; denn während die Effizienz der Sta-
tistik eine strenge Beachtung des Statistikgeheimnisses verlangt, ist dieses, wie die weiterge-
henden Übermittlungsregelungen des Melderechtsrahmengesetzes zeigen, mit den Aufgaben
der Meldebehörden (§ 1 Abs. 3 MRRG) unvereinbar.

Wie sehr durch die gleichzeitige Verfolgung beider Zwecke die Funktionsfähigkeit der amtlichen
Statistik gefährdet wird, die ein Kernstück der statistischen Bestandsaufnahme bildet (vgl Be-
gründung der Bundesregierung zu dem Entwurf eines Gesetzes über eine Volkszählung, Be-
rufszählung, Wohnungszählung und Arbeitsstättenzählung - Volkszählungsgesetz 1982
(BTDrucks 9/451, S 7, A I)), hat auch der Gesetzgeber gesehen; denn in § 9 Abs. 1 Satz 2 hat
er es ausdrücklich untersagt, aus den statistischen Einzelangaben gewonnene Erkenntnisse zu
Maßnahmen gegen den einzelnen Auskunftspflichtigen zu verwenden. Dieses Nachteilsverbot
verspricht jedoch mehr, als es leisten kann. Es vermag das Defizit für die Funktionsfähigkeit der
Statistik und für den Schutz der Betroffenen nicht auszugleichen, das durch die Verbindung von
Statistik und Vollzug entsteht. Das Verbot, das wörtlich aus § 1 Abs. 3 Satz 2 BStatG über-
nommen und welches auf das Statistikgeheimnis zugeschnitten ist, kann zwar einen ausrei-
chenden Schutz gewähren, wenn die Daten allein zu statistischen Zwecken weitergegeben
werden. Seine Übernahme in eine Vorschrift über den Melderegisterabgleich erhöht aber die
Unverständlichkeit der gesamten Regelung und führt dazu, daß der auskunftspflichtige Bürger
die Auswirkungen dieser Bestimmung nicht mehr zu übersehen vermag. Für den Betroffenen ist
nicht erkennbar, daß seine statistischen Angaben nach Maßgabe der melderechtlichen Vor-
schriften in weitem Umfang an Behörden und öffentliche Stellen übermittelt werden können,
ohne daß diese den statistischen Ursprung dieser Daten feststellen und dem Nachteilsverbot
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Rechnung tragen können. Damit kann das Nachteilsverbot (§ 9 Abs. 1 Satz 2 VZG 1983) seine
Aufgabe nicht erfüllen; zugleich verletzt es das Gebot der Normenklarheit (oben C II 1 b).

3. Auch § 9 Abs. 2 VZG 1983 verstößt gegen Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG.
Diese Vorschrift gestattet die Übermittlung von personenbezogenen Einzelangaben an die fach-
lich zuständigen obersten Bundesbehörden und Landesbehörden sowie an die von ihnen be-
stimmten Stellen, soweit diese personenbezogenen Daten von den Empfängern zur rechtmäßigen
Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben benötigt werden. Sie geht über § 11 Abs.
5 und 6 BStatG hinaus, da die Daten lediglich ohne Namen, nach § 9 Abs. 2 Satz 2 VZG 1983
auch ohne die Angaben der Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft
übermittelt werden können und dem Betroffenen daher noch ohne Schwierigkeiten zuzuordnen
sind. Ob die Übermittlung nur zu statistischen Zecken oder auch für den Verwaltungsvollzug zu-
lässig ist, kann der Vorschrift nicht entnommen werden. Eine Begrenzung auf die Übermittlung zu
statistischen Zwecken scheitert an der fehlenden Normenklarheit. Damit ist aber die Möglichkeit
der Verwendung für Verwaltungsvollzugszwecke gegeben. Selbst wenn die Übermittlung von zu
statistischen Zwecken erhobenen personenbezogenen Daten zu Verwaltungsvollzugszwecken
oder eine Kombination einer für sich allein zulässigen statistischen Erhebung mit einer für sich
allein zulässigen Erhebung zu Verwaltungsvollzugszwecken nicht von vornherein gegen das Per-
sönlichkeitsrecht verstoßen sollte, verletzt § 9 Abs. 2 VZG 1983 die Bürger doch bereits deshalb
in ihrem Recht auf informationelle Selbstbestimmung, weil weder aus der Vorschrift klar zu erken-
nen ist, daß diese überhaupt eine Weitergabe zu Verwaltungszwecken vorsieht, noch um welche
konkreten, klar definierten Zwecke es sich dabei handelt, wie dies bei nicht anonymisierten Daten
geboten ist. Wenn aber schon eine klare Zweckbestimmung fehlt, ist auch nicht mehr abzusehen,
ob sich die Weitergabe in den Grenzen des zur Zweckerfüllung Erforderlichen hält.

4. § 9 Abs. 3 VZG 1983 verstößt ebenfalls gegen Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1
GG.

a) Satz 1 des § 9 Abs. 3 VZG 1983 ermöglicht es, die mit Hilfe der Gemeinden erhobenen perso-
nenbezogenen Daten ohne Namen auch dem kommunalen Bereich für bestimmte Verwaltungs-
zwecke zur Verfügung zu stellen. Übermittelt werden dürfen die erforderlichen (personenbezoge-
nen) Einzelangaben über die nach den §§ 2 bis 4 VZG 1983 erfaßten Tatbestände - mit Ausnah-
me der nach § 4 Nr 1 Buchstabe c und § 4 Nr 3 Buchstabe c VZG 1983 verlangten Angaben und
des Merkmals der rechtlichen Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesell-
schaft - für Zwecke der Regionalplanung, des Vermessungswesens, der gemeindlichen Planung
und des Umweltschutzes. Zu welchem konkreten Zweck die Daten indessen weitergegeben wer-
den, insbesondere ob nur zu statistischen oder auch zu Verwaltungsvollzugszwecken, ist danach
nicht hinreichend erkennbar. So besteht Regionalplanung auf gemeindlicher Ebene aus den Flä-
chennutzungsplänen und den aus ihnen hervorgegangenen Bebauungsplänen. Diese sind eben-
so Bestandteil gemeindlicher Planung und treffen für die im jeweiligen Planungsgebiet belegenen
Grundstücke spezifizierte und eindeutige Festsetzungen über Art und Ausmaß der zugelassenen
baulichen Nutzung, mithin Verwaltungsentscheidungen gegenüber dem einzelnen Bürger. Auch
die für Zwecke des Vermessungswesens und des Umweltschutzes übermittelten personenbezo-
genen Einzelangaben können von den Übermittlungsadressaten nicht nur zu statistischen, son-
dern ebenso zu Verwaltungsvollzugszwecken verwendet werden. So wurde in der Berichterstat-
tergruppe "Statistik" des Innenausschusses anläßlich der Beratung des Gesetzentwurfs der Bun-
desregierung ausdrücklich darauf hingewiesen, daß mit der Formulierung "für Zwecke des Ver-
messungswesens" gerade nicht nur eine statistische Aufbereitung für eine gemeindliche Planung
gemeint sei, sondern mit Rücksicht auf die Landesvermessungsbehörden an einen Abgleich der
Unterlagen und an eine Verbesserung der vorhandenen Liegenschaftskataster gedacht sei (vgl.
S. 14 des Kurzprotokolls der 4. Sitzung der Berichterstattergruppe "Statistik" vom 8. Mai 1979).
Überdies verfolgen der Umweltschutz und das Vermessungswesen im Bereich der Gemeinden
weniger statistische, sondern eher Verwaltungsvollzugszwecke; hierauf hatte bereits der Bayeri-
sche Landesbeauftragte für den Datenschutz in seiner Stellungnahme vom 31. Mai 1979 an den
Innenausschuß des Deutschen Bundestages ausdrücklich hingewiesen. § 9 Abs. 3 Satz 1 VZG
1983 verstößt daher bereits deshalb gegen das durch Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1
GG geschützte allgemeine Persönlichkeitsrecht, weil die Vorschrift weder klar erkennen läßt, daß
die übermittelten personenbezogenen Daten auch zu Verwaltungsvollzugszwecken verwendet
werden können, noch um welche konkreten klar definierten Zwecke es sich dabei handelt. Ange-
sichts der Unklarheit der vorgesehenen Zwecke ist es den Statistischen Ämtern des Bundes und
der Länder auch nicht möglich festzustellen, ob zur Erfüllung der jeweiligen Zwecke nicht die Ü-
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bermittlung - faktisch - anonymisierter Einzelangaben (§ 11 Abs. 5 BStatG) an die Gemeinden
oder ihre Verbände genügt.

b) Auch Satz 2 des § 9 Abs. 3 VZG 1983 verstößt gegen das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung. Für eigene statistische Aufbereitungen können den Gemeinden und Gemeinde-
verbänden nach dieser Vorschrift die nach den §§ 2 bis 4 VZG 1983 erfaßten Tatbestände so-
gar einschließlich der Namen zur Verfügung gestellt werden.

Zwar begrenzt die Bestimmung damit die Verwendung personenbezogener Einzelangaben im
kommunalen Bereich auf statistische Aufbereitungen. Unberücksichtigt bleibt jedoch, daß es zur
Sicherung des informationellen Selbstbestimmungsrechts der Bürger darüber hinaus bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten auch außerhalb der Statistischen Ämter einer Organi-
sation bedarf, welche die Zweckbindung ebenso sichert wie innerhalb der Statistischen Ämter
des Bundes und der Länder. Eine derartige Sicherung ist insbesondere deshalb geboten, weil in
vielen Gemeinden keine für die Bearbeitung von Statistiken zuständigen Stellen vorhanden
sind, so daß eine ausschließlich für statistische Zwecke vorgesehene Nutzung der Daten nicht
als ausreichend gewährleistet angesehen werden kann. Hinzu kommt, daß die Kommunalsta-
tistik im Gegensatz zur Bundesstatistik nicht gesetzlich geregelt und damit von anderen Ver-
waltungsaufgaben nicht von vornherein abgeschottet ist. Damit ist der Datenfluß personenbe-
zogener Daten über die nach den §§ 2 bis 4 VZG 1983 erfaßten Tatbestände innerhalb der
Kommunen und ihrer Verbände nur unzureichend allein durch die Verwendungsschranke "sta-
tistische Aufbereitungen" gehemmt. Diese Formulierung ist aber so ungenau, daß sie herange-
zogen werden kann, um die verschiedensten Aktivitäten zu decken. Im kommunalen Bereich
sind die Grenzen statistischer Nutzung fließend: Darunter werden nicht nur herkömmliche Ta-
bellenwerke verstanden, sondern auch Spezialaufbereitungen für Planungszwecke, die bei
kleinräumigem Bezug - wegen des besonders großen Zusatzwissens der Kommunen - leicht an
die Grenze der Deanonymisierung stoßen. Gemeindliche Statistik wird insoweit heute weitge-
hend als "Stadtentwicklung" oder "Stadtentwicklungsforschung" verstanden. Gerade wenn sich
die Angaben - wie im gemeindlichen Bereich - auf kleinere Personengruppen beziehen, muß
der Gesetzgeber für organisatorische Vorkehrungen sorgen, welche die vorgesehene Zweck-
bindung garantieren. Dazu ist die Trennung der Kommunalstatistik von anderen Aufgabenberei-
chen der Gemeinden und ihrer Verbände ("informationelle Gewaltenteilung") unerläßlich. Da § 9
Abs. 3 Satz 2 VZG 1983 eine Übermittlung von personenbezogenen Einzelangaben für statisti-
sche Aufbereitungen der Gemeinden und ihrer Verbände gestattet, ohne die Zweckbindung zu
statistischen Zwecken wie in den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder zu sichern,
ist die Vorschrift mit Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG unvereinbar.

5. Demgegenüber verletzt § 9 Abs. 4 VZG 1983 nicht das allgemeine Persönlichkeitsrecht. Die-
se Vorschrift gestattet für wissenschaftliche Zwecke die Übermittlung bestimmter Einzelanga-
ben an Amtsträger und für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete. Die Übermittlung
hat sich in den Grenzen des für wissenschaftliche Zwecke Erforderlichen zu halten; Name und
Anschrift dürfen überhaupt nicht weitergegeben werden. Die Regelung folgt damit der Erkennt-
nis, daß für die meisten Untersuchungsbereiche ein direkter Personenbezug nicht erforderlich
ist; denn der Wissenschaftler ist regelmäßig nicht an der einzelnen Person interessiert, sondern
an dem Individuum als Träger bestimmter Merkmale. Da bei den Übermittlungsadressaten des
§ 9 Abs. 4 VZG 1983 regelmäßig kaum Zusatzwissen vorhanden sein wird, ist nach dem der-
zeitigen Erkenntnisstand und Verfahrensstand nicht davon auszugehen, daß der Schutz des
informationellen Selbstbestimmungsrechts bei der Verarbeitung von Daten nach § 9 Abs. 4
VZG 1983 über die durch § 5 BDSG, § 11 Abs. 5 BStatG, § 9 Abs. 5 VZG 1983 und die Kon-
trolle der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder gewährleisteten Sicherungen
hinaus weitere Vorkehrungen von Verfassungs wegen erfordert.

V.

Die Beschwerdeführer werden nicht in ihrem Grundrecht aus Art 19 Abs. 4 GG verletzt.

1. Art 19 Abs. 4 GG garantiert nicht nur das formelle Recht und die Möglichkeit, die Gerichte an-
zurufen, sondern auch die Effektivität des Rechtsschutzes; der Bürger hat einen substantiellen
Anspruch auf eine tatsächlich wirksame gerichtliche Kontrolle (BVerfGE 53, 115 [127 f.]; st Rspr).
Würde das Volkszählungsgesetz 1983 demnach verhindern, daß der Bürger Kenntnis davon er-
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langen könnte, wer wo über welche seiner personenbezogenen Daten in welcher Weise und zu
welchen Zwecken verfügt, so wäre sein Rechtsschutz verfassungsrechtlich unzureichend. Gerade
deshalb verpflichtet Art 19 Abs. 4 GG die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, die
Übermittlung personenbezogener Daten zu protokollieren, so daß der Bürger von der Weitergabe
seiner Daten gemäß § 13 BDSG und den entsprechenden Vorschriften der Datenschutzgesetze
der Länder Kenntnis erlangen und dagegen den Rechtsweg beschreiten kann.

2. Auch § 5 Abs. 2 VZG 1983, der die aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen gegen die
Aufforderung zur Auskunftserteilung ausschließt, ist mit Art 19 Abs. 4 GG vereinbar.

Der Rechtsweggarantie kommt auch die Aufgabe zu, irreparable Entscheidungen, wie sie durch
die sofortige Vollziehung einer staatlichen Maßnahme eintreten können, soweit als möglich
auszuschließen (BVerfGE 35, 263 [274]; 51, 268 [284]; 53, 30 [67 f.]). Aus dieser grundsätzli-
chen Garantie folgt zugleich das Verfassungsgebot, möglichst zu verhindern, daß durch die
sofortige Vollziehung Tatsachen geschaffen werden, die auch dann nicht mehr rückgängig ge-
macht werden können, wenn sie sich bei richterlicher Prüfung als rechtswidrig erweisen sollten
(vgl BVerfGE 35, 382 [401 f.]; 37, 150 [153]). Andererseits gewährleistet Art 19 Abs. 4 GG die
aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen im Verwaltungsprozeß nicht schlechthin. Überwie-
gende öffentliche Belange können es rechtfertigen, den Rechtsschutzanspruch des Einzelnen
einstweilen zurückzustellen, um unaufschiebbare Maßnahmen im Interesse des allgemeinen
Wohls rechtzeitig in die Wege zu leiten (BVerfGE 51, 268 [284]).

Bei Volkszählungen wäre eine vollständige Erhebung, die insbesondere als Informationsbasis
für regional bezogene Entscheidungen unentbehrlich ist, für die Dauer der aufschiebenden Wir-
kung von Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung
ausgeschlossen. Das Ziel der Volkszählung wäre ohne § 5 Abs. 2 VZG 1983 gefährdet. Die
besonderen Umstände der Volkszählung, die auf vollständige Angaben zu einem Stichtag an-
gewiesen ist, rechtfertigen es, den Rechtsschutzanspruch des einzelnen Bürgers einstweilen
zurückzustellen.

VI.

1. Da die Absätze 1 bis 3 des § 9 VZG 1983 mit dem Grundgesetz unvereinbar sind und die
Beschwerdeführer in ihren Grundrechten aus Art 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art 1 Abs. 1 GG
verletzen, sind diese Vorschriften gemäß § 95 Abs. 3 Satz 1 BVerfGG für nichtig zu erklären.
Gründe, die es ausnahmsweise zulassen, von einer Nichtigerklärung abzusehen, liegen nicht
vor.

2. Die Entscheidung über die Erstattung der Auslagen beruht auf § 34 Abs. 3 und 4 BVerfGG.

Da die Verfassungsbeschwerden Anlaß zur Gesamtüberprüfung des Gesetzes gegeben und zu
wesentlichen Beanstandungen geführt haben, ist es gerechtfertigt, eine Auslagenerstattung
auch insoweit anzuordnen, als die Verfassungsbeschwerden erfolglos geblieben sind.
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■ Weitere Angebote der Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei

Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei arbeitet an der Schnittstelle von Jugendhilfe und Polizei.
Ihr Auftrag besteht darin, den Dialog zwischen Sozialarbeitern/-innen und Polizeibeamten/-
innen in Berlin anzuregen und zu erhalten, eine Akzeptanz für das jeweils andere Berufsfeld
herzustellen und eine Vernetzung der Ansprechpartner/innen zu bewirken. Gemeinsam mit
Sozialarbeitern/-innen und Polizeibeamten/-innen werden konkrete Modalitäten für eine Koope-
ration von Jugendhilfe und Polizei erörtert. Dadurch soll mittelbar präventiv auf die Entwicklung
von Jugendgewalt und –kriminalität in Berlin eingewirkt werden.

Sozialarbeiter/innen und Polizisten/-innen treffen insbesondere dann aufeinander, wenn sie es
mit Jugendlichen zu tun haben, die die öffentliche Sicherheit und Ordnung stören oder tatver-
dächtig bzw. straffällig geworden sind. Bei diesen Kontakten kann es zu Konflikten kommen.
Der Grund hierfür liegt vor allem in den gesellschaftlich sehr unterschiedlich definierten Aufträ-
gen von Polizei und Jugendhilfe. Dem Legalitätsprinzip der Polizei stehen sozialpädagogische
Hilfsangebote gegenüber, die auf Freiwilligkeit und Vertrauensschutz basieren. Für ein erfolg-
versprechendes Reagieren auf Jugenddevianz und –delinquenz ist ein koordiniertes, auf Ko-
operation ausgerichtetes Handeln beider Berufsgruppen notwendig. Dabei ist stets zu berück-
sichtigen, dass die jeweiligen beruflichen Grenzen aller Beteiligten eingehalten werden und es
nicht zu einer Aufweichung berufsethischer und -praktischer Standards kommt. Mitarbei-
ter/innen der Jugendhilfe dürfen keinerlei polizeiliche Aufgaben übernehmen und Polizeibeam-
te/-innen keine originären Aufgaben der Jugendhilfe bzw. der Sozialarbeit.

Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei arbeitet nach den Prinzipien der Neutralität, der Vertrau-
lichkeit, der Betroffenenbeteiligung und der Transparenz.

Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei ist ein von der Senatsverwaltung für Bildung, Wissen-
schaft und Forschung gefördertes Projekt und hält folgende Angebote bereit:

■ Beratung und Konfliktvermittlung
� Allgemeine Beratung zum Themenfeld Jugendhilfe-Polizei,
� neutrale Vermittlung zwischen Mitarbeitern/-innen der Jugendhilfe und der Polizei im Vor-

feld von Konflikten und im akuten Konfliktfall (Gesprächsmoderation, Mediation),
� Entwicklung von zukunftsfähigen Lösungsstrategien mit den Konfliktparteien,
� Konfliktberatung für einzelne Einrichtungen, Dienststellen etc. und ihre Mitarbeiter/innen.

■ Information und Fortbildung
� Planung und Durchführung von Informations- und Fortbildungsveranstaltungen für Sozialar-

beiter/innen und Polizisten/-innen, insbesondere zu strukturellen Rahmenbedingungen und
gesetzlichen Grundlagen von Polizei- bzw. Jugendarbeit und zu den Möglichkeiten der Ko-
operation zwischen den beiden Berufsgruppen,

� themenspezifische Vortragsveranstaltungen.

■ Organisation und Moderation von Arbeitskreisen und Gesprächsrunden
� nach fachspezifischen Kriterien; Intention: frühzeitig Konflikte an der Schnittstelle Jugend-

hilfe/Polizei erkennen und passende Lösungsmodelle entwickeln (z.B. Arbeitskreis City-
Bahnhöfe, Arbeitskreis Notdienste-Polizei);

� bezirkliche Kooperationsrunden zur Kinder- und Jugenddelinquenzprävention in mehreren
Berliner Bezirken

■ Vernetzung – Kooperation – Öffentlichkeitsarbeit
� Herausgabe von Infoblättern zu rechtlichen und strukturellen Themen aus Jugendhilfe und

Polizeiarbeit (drei- bis viermal jährlich),
� Newsletter zur Kinder- und Jugenddelinquenzprävention in Berlin
� Faltblätter „Ansprechpartner/innen in der Polizei“ für jugendbezogene Sachverhalte in den

Direktionen,
� Plakate und Faltblätter „Krisennotdienste für Kinder und Jugendliche auf einen Blick“,
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� themenspezifische Publikationen (Fachartikel, Tagungsdokumentationen etc.),
� Mitarbeit in Gremien zur Förderung des Dialogs und der Kooperation.

■ Kontakt:
Stiftung SPI
Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei
Ansprechpartner/innen: Jürgen Schendel, Konstanze Fritsch, Annika von Walter
Kremmener Str. 9-11
10435 Berlin
Tel.: 030 / 449 01 54
Fax: 030 / 449 01 67
Mail: clearingstelle@stiftung-spi.de
Internet: www.stiftung-spi.de


